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In öffentlichen Entscheidungsprozessen werden politische Entscheidungsträger1 auf-
grund der Vielzahl und Komplexität der Problemstellungen durch Gremien der wissen-
schaftlichen Politikberatung unterstützt. Um die Entscheidungen durch die Berücksich-
tigung von wissenschaftlicher Expertise abzusichern, werden in nahezu jedem Politik-
feld Kommissionen eingesetzt. In der modernen „Wissensgesellschaft“2 zählen die ad-
ministrativen Rahmenbedingungen der Gesetzgebungsprozesse, die zu berücksichti-
gende Informationsmenge und der Anspruch an eine rationale, durch wissenschaftli-
che Expertise ausgewiesene Begründung zu den bedeutendsten Faktoren für den Be-
darf an wissenschaftlicher Beratung bei komplexen Entscheidungsprozessen.3 
In Bereichen, in denen rechtliche Rahmenbedingungen und Tendenzen in Verbindung 
mit ethischen Fragestellungen4 von Unsicherheit geprägt sind, werden Gremien der 
ethischen Beratung einberufen. Dabei wird die zunehmende Einsetzung von Ethikkom-
missionen in unterschiedlichen Bereichen als Ethisierung zahlreicher gesellschaftli-
cher Teilsysteme bezeichnet. Diese beschreibt die Problematisierung von Technolo-
gien sowie die Prozessierung und Regulierung von Konflikten um Technologien in ethi-
schen Kategorien. Im Zuge der Institutionalisierung von Ethik werden Fragestellungen 
beispielsweise der Wirtschafts-, Justiz-, Tier- oder Medizinethik in Kommissionen be-
handelt. Vor allem bei gesellschaftlichen Verteilungskonflikten und kontrovers disku-
tierten Themen, bei denen moralische Aspekte relevant sind, werden Ethikkommissi-
onen damit beauftragt, Problemlösungsstrategien für die Politik zu entwickeln.5 
Im Rahmen der ethischen Beratung befinden sich die Ethikkommissionen in einem 
Spannungsfeld, in dem unterschiedliche Ansprüche von verschiedenen Akteuren an 
sie gestellt werden. Grundlegend sollen die Experten die Politiker bei komplexen Prob-
lemstellungen unterstützen. Der Beratungsprozess durch die ethische Expertise soll 
dabei vor allem zur Erhöhung der gesellschaftlichen Akzeptanz der politischen Ent-
                                                          
1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden auf die geschlechtsspezifische Differenzie-
rung verzichtet. Entsprechende Begriffe gelten im Sinne der Gleichbehandlung grundsätzlich für beide 
Geschlechter. 
2 Stehr 2001. 
3 Vgl. Bogner/Torgersen 2005: 7-12; Nowotny 2005: 33-34; Stehr 2001: 12-13. 
4 Zur terminologischen Bestimmung von Moral und Ethik gibt es zahlreiche Konzepte. Für die vorlie-
gende Arbeit soll gelten, dass Moral als Normen-, Werte- und Regelsystem einer Gesellschaft verstan-
den wird. Dabei wird Ethik als philosophische Disziplin und Teil der praktischen Philosophie definiert, 
welche die Reflexion der Moral zum Gegenstand hat. Vgl. Köberer 2014: 21-24. 
5 Vgl. Weber-Hassemer 2011: 226-227. 
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scheidung beitragen. Darüber hinaus besteht die Aufgabe der Expertengremien vor-
dergründig darin, Stellungnahmen und konkrete Empfehlungen für politisches und ge-
setzgeberisches Handeln zu entwickeln. Dabei befinden sich die Kommissionen in 
Konfliktfeldern, in denen viele verschiedene Akteure unterschiedliche Wertvorstellun-
gen vertreten und divergierende Interessen verfolgen. Auf der einen Seite üben man-
che einen „Einigungsdruck“6 auf die Gremien aus, indem sie problemlösungsorientierte 
und effiziente Ergebnisse erwarten. Auf der anderen Seite fordern andere eine tiefge-
hende und umfassende Analyse der gesellschaftlichen Interessen und Wertvorstellun-
gen hinsichtlich der zu untersuchenden Fragestellung. Die umfassende Information 
der Öffentlichkeit zählt ebenso zu den Ansprüchen wie die Versachlichung kontrover-
ser Diskussionen. 
Während von den beratenden Experten somit erwartet wird, den Entscheidungsfin-
dungsprozess ressourceneffizient mit einer konkreten Handlungsempfehlung abzu-
schließen, sollten darüber hinaus auch möglichst viele Standpunkte und Interessen 
der Bevölkerung im Beratungsprozess abgebildet werden, um ein hohes Maß an Re-
präsentativität und Akzeptanz der Empfehlungen zu erlangen.7 Die Ethikkommissio-
nen befinden sich somit im Spannungsfeld zwischen der Forderung nach einem ex-
pertengestützten, effektiven Beratungsprozess mit implementationsorientiertem Er-
gebnis auf der einen Seite sowie dem Anspruch an einen pluralistischen, repräsenta-
tiven Entscheidungsprozess auf der anderen Seite. Letzterer endet allerdings zuneh-
mend im Dissens, je höher das Maß der wissenschaftlichen Diversität der Experten 
sowie der Pluralität der moralischen Positionen in der Gesellschaft gewährleistet wird. 
Der Dissens unter den Gremienmitgliedern ist daher nicht nur als Grundmerkmal von 
Expertise, sondern auch als Eigenschaft des Werte- und Interessenpluralismus sowie 
als fester Bestandteil der politischen Kultur in der modernen Demokratie zu identifizie-
ren.8 
Dieses Spannungsfeld soll in der Dissertation Ethikexpertise in öffentlichen Entschei-
dungsprozessen: Funktionaler Dissens in Ethikkommissionen als Qualitätsmerkmal 
ethischer Politikberatung durch die Gegenüberstellung der unterschiedlichen Rationa-
                                                          
6 Siep 2002: 30. 
7 Vgl. Weber-Hassemer 2011: 226-230. 
8 Vgl. Bogner/Menz 2007: 78-81; Bogner/Torgersen 2005: 7-12. 
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litäten, Interessen und Wertvorstellungen der politischen, wissenschaftlichen und an-
deren gesellschaftlichen Akteure verdeutlicht werden.9 
Zur weitergehenden Einführung der zentralen Begriffe und Aspekte des Problemfeldes 
lässt sich feststellen, dass in der wissenschaftlichen Politikberatung allgemein, jedoch 
insbesondere im Bereich der Biowissenschaften, ein „Verschränkungsverhältnis“10 
zwischen Politik und Wissenschaft vorliegt. Während wissenschaftliche Experten ge-
sellschaftliche Debatten und politische Entscheidungsprozesse beeinflussen, versu-
chen politische Akteure, die Wissenschaft zu steuern und zu regulieren. 
In pluralistischen Gesellschaften sind aufgrund der zahlreichen Interessen und Wert-
vorstellungen Verhandlungs- und Abstimmungsprozesse erforderlich, die einen brei-
ten gesellschaftlichen Diskurs voraussetzen. In repräsentativen Demokratien wie der 
Bundesrepublik Deutschland werden dafür Abgeordnete durch den Wahlakt legitimiert, 
für die Allgemeinheit verbindliche Entscheidungen treffen zu können. Nach Art. 20 Abs. 
2 des Grundgesetzes geht „alle Staatsgewalt [...] vom Volke aus. Sie wird vom Volke 
in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der 
vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt“11. 
Nach dem Grundprinzip der Gewaltenteilung in Legislative, Exekutive und Judikative 
ist das Parlament in Form des Deutschen Bundestages das einzige Verfassungsorgan, 
das direkt vom Volk gewählt wird, wodurch es eine besonders hohe Legitimation er-
fährt.12 Die Aufgabe des Parlamentes ist es unter anderem, die Interessen und Wert-
vorstellungen der pluralistischen Gesellschaft im öffentlichen Wettstreit zu aggregie-
ren, um diese anschließend in Form von Gesetzen implementieren zu können.13 
Im Zuge der Gesetzgebungsprozesse betreiben einige der beteiligten Akteure eine 
„Politik des Kompromisses“14, um die Sicherstellung der Funktionalität des politischen 
Systems in Form der Handlungsfähigkeit der Exekutive und Legislative sicherzustel-
len. Im Verlauf der Entscheidungsprozesse sind die gesetzgebenden Organe teilweise 
auf die Kompromissbereitschaft der stimmberechtigten Abgeordneten angewiesen. 
Um dies gewährleisten zu können, ist es notwendig, dass die Mehrheit der beteiligten 
Parteien eine Übereinstimmung über bestimmte Streitfragen erzielt. Im Zuge dieser 
                                                          
9 Vgl. Rudloff 2004: 19. 
10 Vgl. Weber-Hassemer 2008: 896. 
11 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 2016. 
12 Vgl. Marschall 2007: 44-54. 
13 Vgl. Weber-Hassemer 2011: 226-227. 
14 Günther 2006. 
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politischen Aushandlungsprozesse streben die Akteure eine konsensuale Kompro-
misslösung an, in der möglichst viele der eigenen Interessen umgesetzt werden. Bei 
der Gesetzgebung sind die Beschlüsse der beteiligten Parteien in Form eines Minimal-
konsenses notwendig. 
Dieser Sachverhalt wird bei der Betrachtung der Vetospieler-Theorie deutlich, die von 
George Tsebelis entwickelt wurde, um politische Systeme klassifizierbar und ver-
gleichbar zu machen.15 Das Vetospielertheorem soll erklären, unter welchen Bedin-
gungen eine signifikante Abkehr vom politischen Status quo erfolgt oder ein Politik-
wechsel blockiert wird. Dabei gehören die Anzahl und die Kohäsion der Vetospieler, 
die Distanz zwischen ihnen sowie die Amtsdauer der Regierung und die Größe der 
politisch-ideologischen Differenz zur Vorgängerregierung zu den fünf Kriterien der Be-
urteilung eines politischen Systems.16 Im Rahmen zahlreicher Analysen dieser Annah-
men konnte empirisch bestätigt werden, dass die Reformfähigkeit eines politischen 
Systems von der Kompromissbereitschaft der politischen Akteure und Vetospieler ab-
hängig ist. Dabei ist die Feststellung zentral, dass je mehr Vetospieler an einem Ent-
scheidungsprozess beteiligt sind, desto mehr Akteure übereinkommen müssen, um 
eine Veränderung durchzusetzen. 
Grundlegend gilt der Konsens bei zahlreichen demokratietheoretischen Ansätzen als 
normatives Prinzip der politischen Entscheidungsfindung. In der Philosophie spielt der 
Konsensbegriff vor allem bei der von Karl-Otto Apel und Jürgen Habermas entwickel-
ten Diskursethik eine zentrale Rolle, die in erster Linie auf die transzendentalpragma-
tische Begründung eines Kriteriums moralischer Richtigkeit baut.17 Der Diskursethik 
zufolge darf eine Norm nur dann Geltung beanspruchen, wenn alle von ihr möglicher-
weise betroffenen Teilnehmer eines praktischen Diskurses Einverständnis darüber er-
zielen, dass diese Norm gilt.18 
Daran anknüpfend steht bei dem normativen Modell der deliberativen Demokratie der 
Prozess der Deliberation im Mittelpunkt, der durch die diskursive Prüfung von Argu-
menten gekennzeichnet ist.19 Diese deliberative Politik ist die Anwendung der Theorie 
des kommunikativen Handelns und verbindet die Partikularinteressen des liberalen mit 
dem Allgemeinwohl des republikanischen Modells und steht als eigenständige Theorie 
                                                          
15 Vgl. Tsebelis 2001. 
16 Vgl. Schmidt 2003: 198-202. 
17 Vgl. Bayertz 1996: 60-61. 
18 Vgl. Habermas 1983: 76. 
19 Vgl. Abels/Bora 2004: 29. 
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zwischen diesen beiden Strömungen.20 Demnach ist sie „eine Politik der argumentati-
ven Abwägung, der gemeinsamen Beratschlagung und Verständigung über öffentliche 
Angelegenheiten in einer lebendigen Landschaft des Pluralismus im Diskurs“21. 
Dabei werden in einer Gesellschaft Konsense über bestimmte Normen durch Diskurse 
erreicht, die dadurch gewährleistet werden, dass bestimmte Rahmenbedingungen und 
Faktoren für Entscheidungsprozesse berücksichtigt werden. Der normative Kern ist 
das Ideal der autonomen Selbstbestimmung einer Rechtsgemeinschaft.22 
Zu den Bedingungen für einen deliberativen Entscheidungsprozess zählt unter ande-
rem, dass die politische Beratung in geregelter, argumentativer Form sowie inklusiv 
und öffentlich vollzogen wird. Außerdem sollten die Akteure frei von internen und ex-
ternen Zwängen sein, um in einer zeitlich unbegrenzten Diskussion zu einer Entschei-
dung zu gelangen. Darüber hinaus kann die Deliberation dadurch gewährleistet wer-
den, dass alle Meinungen und Präferenzen diskutiert werden können. Als normatives 
Ideal steht der Konsens unter allen beteiligten Diskursteilnehmern am Ende des De-
liberationsprozesses.23 
Im Kontrast zum „Konsens als normatives Prinzip der Demokratie“24 sind bei prakti-
schen gesellschaftlichen und politischen Entscheidungsfindungsprozessen eine Viel-
zahl von unterschiedlichen Interessen und Wertvorstellungen zu finden, die in Mei-
nungsverschiedenheiten erkennbar sind. Bei diesen Verteilungskonflikten geht es 
nicht nur um Detailfragen in bestimmten Policy-Bereichen, sondern auch um grund-
sätzliche Fragestellungen nach der gerechten Verteilung von Ressourcen in der Ge-
sellschaft. Vor dem Hintergrund diverser politischer, religiöser und kultureller Stand-
punkte sowie fortschreitender technologischer Entwicklungen und den damit verknüpf-
ten zahlreichen Handlungsalternativen werden in modernen Demokratien Diskurse 
über Reglementierungen in nahezu allen Lebensbereichen geführt. Auch wenn die 
Diskursteilnehmer ein gemeinsames Fundament teilen, das nach John Rawls‘ „über-
greifendem Konsens“25 die Einigung auf bestimmte Werte und Rechtsprinzipien ge-
währleistet, so divergieren die Konsequenzen und Schlussfolgerungen bestimmter Be-
                                                          
20 Vgl. Habermas 1995. 
21 Schmidt 2010: 242. 
22 Vgl. König 2012: 12-14. 
23 Vgl. Habermas 1998: 370-373. 
24 Vgl. Fuchs-Goldschmidt 2008. 
25 Rawls 1992: 308. 
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gründungen im Regelfall. Selbst wenn für die Kernzone des Konsenses Klarheit be-
steht, sind die Randzone und die Konsequenzen strittig.26 
Ferner ist der Dissens unter Wissenschaftlern als Grundmerkmal von Expertise zu er-
kennen. Bei der ethischen Politikberatung durch Ethikkommissionen ebenso wie in 
wissenschaftlichen Debatten allgemein ist der Expertenkonsens zumindest unwahr-
scheinlich. Bei der Erörterung einer Problemstellung sind widerstreitende Meinungen 
ebenso an der Tagesordnung wie auch bei politischen Entscheidungsprozessen. Dar-
über hinaus zielen Wissenschaftler aber selten auf einen Kompromiss ab, sondern 
verfolgen wissenschaftliche Erkenntnisse und streben idealerweise nach einem ergeb-
nisoffenen, kritisch-reflektierten Diskurs.27 Demzufolge ist der Dissens unter Experten 
hinsichtlich gesellschaftlicher Konflikte zu erwarten und unter bestimmten Vorausset-
zungen zu begrüßen. 
In der wissenschaftlichen Expertiseforschung sind zahlreiche Fachrichtungen invol-
viert. Daher sind bei den Begriffsdefinitionen unterschiedliche Schwerpunkte zu finden. 
Grundsätzlich gilt ein Experte als eine Person, die über Kompetenzen und Sachver-
stand auf einem bestimmten Themengebiet verfügt. Dieses Wissen geht auf eine spe-
zifische Ausbildung, ein fachliches Studium und praktische Erfahrungen zurück. Die 
Fachleute verfügen über ausdifferenziertes Spezialwissen, welches die Allgemeinheit 
nicht vorweisen kann. Aufgrund der Bereichsspezifität lässt sich das Expertenwissen 
nicht auf einen anderen Bereich übertragen. Allerdings können Fachleute durch inter-
disziplinäre Qualifikationen auf mehreren Fachgebieten als Experten gelten.28 
Eine Eingrenzung des Expertenbegriffs aus der philosophischen Perspektive ist bei 
Alvin I. Goldman zu finden. Demzufolge verfügen Experten nicht nur über detailliertes 
und spezielles Fachwissen, sie müssen ihre theoretischen Kenntnisse auch aktiv nut-
zen und anwenden können. Außerdem können diese Personen nur als Experten gel-
ten, wenn sie auch umfangreiches Wissen in Bezug auf den fachwissenschaftlichen 
Forschungsstand in ihrem Themengebiet vorweisen. Darüber hinaus müssen Exper-
ten wissenschaftliche Methoden beherrschen.29 
 
 
                                                          
26 Vgl. Siep 2002: 23-26. 
27 Vgl. Rudloff 2004: 18-19. 
28 Vgl. Mieg 2008: 3268-3269. 
29 Vgl. Goldman 2001: 91-92. 
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Auch in der Politikwissenschaft steht die Anwendung des theoretischen Sachwissens 
und der fachspezifischen Kompetenzen im Mittelpunkt des Expertenbegriffs. Die er-
fahrungsbasierte Auskunft und wissenschaftliche Stellungnahmen von Experten wer-
den für politische Entscheidungsprozesse für notwendig erachtet. Die psychologische 
Expertenforschung geht davon aus, dass die Herausbildung von Expertise einen Pro-
zess der stetigen Auseinandersetzung mit einem Thema über einen Zeitraum von min-
destens zehn Jahren voraussetzt. Darüber hinaus ist die soziale Anerkennung in der 
Öffentlichkeit ein weiteres elementares Merkmal von Experten.30 
In der angewandten Ethik müssen Experten einerseits über materiale Fachkompeten-
zen verfügen, zu denen inhaltliches Wissen bezüglich empirischer Sachverhalte sowie 
Kenntnisse über Theorien und Argumentationen zählen. Andererseits sollten sie auch 
formale Fachkompetenzen vorweisen können, indem sie verschiedene ethische 
Standpunkte erkennen, nachvollziehen und diese kritisch hinterfragen können.31 
Für den Moralphilosophen Dieter Birnbacher sind die analytischen und rekonstruktiven 
Kompetenzen von Ethikexperten in Entscheidungsprozessen unerlässlich. Vor allem 
bei vielschichtigen und interpretationsbedürftigen Begriffen in einer Argumentation ist 
die beratende Tätigkeit von großer Bedeutung. Zu den Aufgaben der Experten zählen 
unter anderem die Identifikation latenter moralischer Problemlagen, die advokatori-
sche Wahrnehmung unzureichend repräsentierter Interessen sowie die Vermittlung 
zwischen gegensätzlichen Standpunkten im Diskurs. Dabei sollten sie – wie alle Ex-
perten – Fähigkeiten wie Urteilskraft, Sprachgefühl, Entscheidungshilfe- und Kommu-
nikationskompetenz vorweisen.32 Die zentrale Aufgabe von Ethikexperten besteht 
nicht vorrangig in der Lösung, sondern in der Identifizierung und Artikulation eines mo-
ralischen Problems.33 
Es kann festgehalten werden, dass es bei der wissenschaftlichen Auseinandersetzung 
durchaus Dissens geben darf, während im geltenden Recht Klarheit herrschen muss, 
indem die gesetzgebenden politischen Akteure einen mehrheitsfähigen Konsens her-
stellen.34 Bei politischen Entscheidungsfindungsprozessen, bei denen Gremien der 
wissenschaftlichen Politikberatung beteiligt sind, treffen diese unterschiedlichen Inte-
ressen und Rationalitäten aufeinander. Dabei sollten Aspekte beachtet werden, die im 
                                                          
30 Vgl. Mieg 2008: 3268-3269. 
31 Vgl. Fenner 2010: 36-39. 
32 Vgl. Peters 2002. 
33 Vgl. Birnbacher 1999: 275-277. 
34 Vgl. Siep 2002: 23. 
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Rahmen des funktionalen Dissenses Berücksichtigung finden. 
Konsensuale Stellungnahmen von beratenden Ethikkommissionen an die politischen 
Entscheidungsträger und die Gesetzgebung bringen eine Reihe von problematischen 
Konsequenzen mit sich: 
Die Beratungsfunktion von Ethikkommissionen besteht darin, gesellschaftliche Kon-
flikte und Diskurse durch ihre wissenschaftliche Expertise zu analysieren und objekti-
viert weiterzuentwickeln. Dazu ist es notwendig, die in der Gesellschaft vertretenen 
Interessen und Wertvorstellungen kritisch zu hinterfragen und bis zu einem bestimm-
ten Grad aggregiert zu repräsentieren. Bei einer Stellungnahme, die einen konkreten, 
im Konsens beschlossenen Handlungsvorschlag beinhaltet, kann beanstandet wer-
den, dass die Zusammensetzung des Gremiums nicht dem Anspruch einer pluralisti-
schen Repräsentativität genügt. Die Kommissionen würden dadurch einem wichtigen 
Bestandteil ihrer Aufgaben nicht mehr gerecht werden, der in der Aufarbeitung und 
Spiegelung des gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Diskurses besteht.35 
Daran anknüpfend kann aus demokratietheoretischer Perspektive kritisiert werden, 
dass im Falle eines konkreten Gesetzgebungsvorschlages an die Legislative, der ohne 
substantielle Änderungen implementiert wird, ein Legitimationsproblem vorliegt. In der 
sozialwissenschaftlichen Expertiseforschung steht diese Problematik im Mittelpunkt 
der Debatte, die der Soziologe Peter Weingart als „Legitimationsdilemma“36 definiert 
hat. Demnach muss ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen der notwendigen Beteili-
gung von beratenden Expertenkommissionen einerseits und der öffentlichen Zustim-
mung hinsichtlich der ausreichenden Legitimität eines Entscheidungsprozesses ande-
rerseits gewährleistet werden. 
Im Rahmen der ethischen Politikberatung stellt der Expertendissens hingegen kein 
Legitimationsproblem dar. Vielmehr wird durch den Dissens deutlich, dass eine politi-
sche Grundsatzentscheidung notwendig ist. Darüber hinaus werden die Gestaltungs-
macht der Ethikkommissionen und ihr Einfluss auf die Gesetzgebung begrenzt und die 
faktische Entscheidungsgewalt verbleibt bei Exekutive und Legislative.37 
Der Aspekt der nicht hinreichend legitimierten Mitgestaltungsmöglichkeiten von Exper-
tenkommissionen an öffentlichen Entscheidungsprozessen wird als „Kommissionitis“38 
                                                          
35 Vgl. Siep 2002. 
36 Weingart 2001: 137. 
37 Vgl. Bogner/Menz 2007: 78-81. 
38 Siefken 2007: 18. 
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bezeichnet und steht im Mittelpunkt der generellen Kritik an diesen Gremien. Hans-
Jürgen Papier, der ehemalige Präsident des Bundesverfassungsgerichts, beanstan-
dete 2003 in einem Zeitungsartikel die „Politik mit Kommissionen“39 und stellte damit 
die fragwürdige Legitimationsgrundlage, auf Basis derer einige Expertengremien ihre 
Mitgestaltungsmöglichkeiten ausüben, in den Mittelpunkt. Auch wenn Gremien wie die 
Enquete-Kommissionen, die sich aus dem Instrument der parlamentarischen Untersu-
chungskommissionen heraus entwickelt haben, Einrichtungen der Parlamente sind,40 
befürchten manche eine demokratiegefährdende Selbstentmachtung des Parlamentes 
durch die Kommissionen, da die Grenzen zwischen Beratungs- und Entscheidungs-
ebene verschwimmen würden. Darüber hinaus sehen andere Autoren in der Rolle der 
Kommissionen eine Entwicklung in Richtung einer Expertokratie, also der Herrschaft 
der Experten, die einen Entstaatlichungsprozess zur Folge hätte.41 
Im Laufe des ethischen Beratungsprozesses innerhalb einer Kommission ist ein Kon-
sens unter den Mitgliedern, die über Sachwissen aus verschiedenen Disziplinen und 
Fachbereichen sowie über bestimmte Kompetenzen verfügen sollten, in Hinblick auf 
die Komplexität und Vielschichtigkeit gesellschaftlicher Wertkonflikte im Idealfall aller-
dings nicht zu erwarten. Während der Dissens unter Experten schon bei Sachfragen 
an der Tagesordnung ist, wäre der Konsens hinsichtlich moralischer Fragen in den 
Lebenswissenschaften erst recht unglaubwürdig.42 
Nach der Klärung der Problemlage wird nun der Fokus auf Gelingensbedingungen 
ethischer Politikberatung gerichtet. In der vorliegenden Dissertation Ethikexpertise in 
öffentlichen Entscheidungsprozessen: Funktionaler Dissens in Ethikkommissionen als 
Qualitätsmerkmal ethischer Politikberatung wird die These formuliert und verteidigt, 
dass ein Dissens als Ergebnis einer ethischen Politikberatung unter bestimmten Vo-
raussetzungen einen konstruktiven Mehrwert für öffentliche Entscheidungsprozesse 
erzielen kann. Unter Berücksichtigung von grundlegenden Rahmenbedingungen, pro-
zessbezogenen Diskursbedingungen und implementationsgerichteten Umsetzungs-
bedingungen sollten Ethikexperten im Rahmen ihrer Beratungstätigkeiten in Ethikkom-
missionen einen funktionalen Dissens erarbeiten, um legitimitäts- und qualitätsbezo-
                                                          
39 Vgl. Papier 2003. 
40 Vgl. Lang 2010: 15-17. 
41 Vgl. Bauman 2003: 61. 
42 Vgl. Bogner/Menz 2007: 78-79. 
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genen Ansprüchen gerecht zu werden und Lösungswege für komplexe Problemstel-
lungen aufzuzeigen. 
Die Funktion von beratenden Ethikkommissionen besteht in der Information der Öf-
fentlichkeit sowie in der Unterstützung von politischen Entscheidungsprozessen. Unter 
Einbeziehung verschiedener gesellschaftlicher Gruppen sollen sie zur Professionali-
sierung und Rationalisierung des öffentlichen Diskurses beitragen, indem sie die Iden-
tifizierung, Strukturierung und Prüfung von Argumenten vornehmen. Die Ethikexperten 
sollen ihre analytischen und rekonstruktiven Kompetenzen einbringen und dabei die 
Technikfolgen und die gesellschaftlichen Konsequenzen von politischen Entscheidun-
gen einschätzen.43 In Anbetracht der Probleme, die mit dem Konsens in Ethikkommis-
sionen einhergehen, können diese ihre Funktion innerhalb des Entscheidungsprozes-
ses im politischen System ideal ausfüllen, indem sie einen kriteriengestützten Dissens 
produzieren. Den benannten Herausforderungen wird durch das Konzept des funktio-
nalen Dissenses, das in der vorliegenden Dissertation entwickelt wird, begegnet. In 
Abgrenzung zum dysfunktionalen Dissens ist der Dissens insofern funktional, als dass 
die Bedingungen ermöglichen, dass die Ethikkommissionen ihre Funktion bestmöglich 
erfüllen können. Der funktionale Dissens erweist sich demnach als die Strategie, die 
sowohl der Komplexität und Diversität von ethischen Problemstellungen gerecht wird, 
als auch sicherstellt, dass die Uneinigkeit strukturiert und konstruktiv genutzt werden 
kann. 
Die Forderung nach einem Dissens als Ergebnis der Kommissionsarbeit bezieht sich 
auf Fragestellungen, bei denen ein gesellschaftlicher Konflikt vorliegt, in dem langan-
haltende, divergierende politische Interessen und religiöse beziehungsweise morali-
sche Wertvorstellungen aufeinandertreffen. Als Beispiel für einen derartigen gesell-
schaftlichen Dissens lässt sich das komplexe Themenfeld der Stammzellforschung an-
führen, das im weiteren Verlauf der vorliegenden Arbeit ausführlich betrachtet wird. 
Aufgrund des vielschichtigen Wertepluralismus sollte es die Aufgabe der Ethikexperten 
sein, den gesellschaftlichen Dissens wissenschaftlich reflektiert aufzuarbeiten anstatt 
einen implementationsorientierten Problemlösungsansatz in Konsensform zu entwi-
ckeln. Die Funktionalität der Ethikkommissionen in den Entscheidungsprozessen be-
zieht sich demnach auf den Anspruch, dass die Gremien vor dem Hintergrund des 
                                                          
43 Vgl. Weber-Hassemer 2011: 230. 
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politischen Liberalismus in einer modernen Demokratie die unterschiedlichen Interes-
sen und Werte angemessen in ihren Beratungsprozess berücksichtigen sollten. 
Zur Erreichung des funktionalen Dissenses ist die Einhaltung bestimmter Rahmen-, 
Diskurs- und Umsetzungsbedingungen notwendig. Diese sollen für Entscheidungs-
strukturen von Ethikräten gelten, die in öffentlichen Entscheidungsprozessen eine be-
deutende Rolle bei der ethischen Politikberatung spielen. Um einen normativ idealen 
Entscheidungsprozess in diesen Beratungsgremien selbst, aber auch bei der anschlie-
ßenden politischen Verwertung sicherzustellen, ist deren Einhaltung erforderlich. Die 
Gremien sollten diese Qualitätsstandards erfüllen, um den benannten Kritikpunkten an 
Kommissionen in der ethischen Politikberatung entgegenzutreten. Bei der Erarbeitung 
der Standards wird eine systematische Vorgehensweise gewählt, bei der keine be-
stimmte Theorie im Mittelpunkt steht, sondern auf verschiedene Ansätze und Konzepte 
vordergründig aus Philosophie und Politikwissenschaft zurückgegriffen wird. Ohne 
diese Leitlinien und Bedingungen wäre ein dysfunktionaler Dissens zu erwarten, der 
mit dem funktionalen Dissens ausschließlich in dem Punkt übereinstimmt, dass am 
Ende des Beratungsprozesses Uneinigkeit zwischen den Experten besteht. Diesem 
„indifferenten Dissens“44 gilt es durch die Einhaltung bestimmter Leitlinien zu entgeg-
nen. Diese werden in Form von Rahmen-, Diskurs- und Umsetzungsbedingungen ent-
wickelt: 
Die vier grundlegenden Rahmenbedingungen setzen sich zusammen aus R1: Demo-
kratische Legitimation, R2: Pluralistische Repräsentativität, R3: Relative Independenz 
und R4: Transparenz. Außerdem zählen zu den vier prozessbezogenen Diskursbedin-
gungen D1: Expertise und Diskursfähigkeit, D2: Öffentlichkeit und Partizipation, D3: 
Sachorientierung und Verantwortung sowie D4: Diskursabbildung und -aufbereitung. 
Darüber hinaus schließen die vier Umsetzungsbedingungen U1: Komplexitätsreduk-
tion, U2: Alternativendarlegung, U3: Technikfolgenabschätzung und U4: Prozessrefle-
xion den funktionalen Dissens ab. 
Die dreiteilige Gliederung der insgesamt zwölf Bedingungen dient der Strukturierung 
der Kriterien des funktionalen Dissenses. Erstens beziehen sich die Rahmenbedingun-
gen auf die grundlegenden Strukturen und Arbeitsweisen der Ethikkommissionen. 
Zweitens geben die Diskursbedingungen Voraussetzungen für einen idealen Prozess 
des Diskurses an. Drittens richten sich die Umsetzungsbedingungen an die politische 
                                                          
44 Vgl. Siep 2002: 30. 
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Implementation und die gesellschaftliche Verwertbarkeit des Ergebnisses des ethi-
schen Beratungsprozesses. 
Die erste Rahmenbedingung Demokratische Legitimation beinhaltet die Anforderung, 
dass die Handlungsgrundlage des beratenden Gremiums in Form eines eindeutig for-
mulierten Auftrages von gewählten Repräsentanten bereitgestellt wird. Die Einrichtung 
einer Beratungskommission und die Wahl der Mitglieder sollten demnach durch einen 
Gesetzgebungsprozess gewährleistet werden sowie anhand einer Delegationskette 
auf den Wahlakt und die damit verbundene demokratische Gleichheit zurückzuführen 
sein. Darüber hinaus sollte durch eine Pluralistische Repräsentativität der Kommissi-
onsmitglieder ermöglicht werden, dass möglichst viele politische Interessengruppen 
sowie kulturelle, religiöse und moralische Positionen im Entscheidungsfindungspro-
zess abgebildet werden. Die Relative Independenz einer Ethikkommission soll garan-
tieren, dass die Mitglieder sowohl von finanziellen als auch von politischen Interessen 
unabhängig sind. Dazu zählt nicht nur die ausreichende Mittelausstattung von Seiten 
einer staatlichen Institution, sondern auch die Abwesenheit von politischen Zwängen. 
Daran anknüpfend sollte der Beratungsprozess eine vollständige Transparenz und 
Nachvollziehbarkeit der Diskurse und Voten sicherstellen, um die Akzeptanz der Ent-
scheidungsfindung in der pluralistischen Wissensgesellschaft zu gewährleisten. Die 
Kommissionsarbeit sollte vom Anfang der Themenfestlegung bis zur Veröffentlichung 
der Stellungnahmen dokumentiert werden. Zum einen soll diese Bedingung für die 
entscheidenden Akteure bei der politischen Implementation hilfreich sein, zum ande-
ren auch der Information der Öffentlichkeit dienen. 
Zu den grundlegenden Diskursbedingungen für einen idealen Beratungsprozess zählt 
die Expertise und Diskursfähigkeit der Kommissionsmitglieder. Sie sollten nicht nur 
über spezielles Fachwissen verfügen, sondern Kompetenzen wie Urteilskraft, Sprach-
gefühl, Entscheidungshilfe- und Kommunikationskompetenz vorweisen können. Im 
Rahmen der deliberativen Diskurse müssen sie Gründe für moralische Positionen an-
geben, sich auf die Argumentationen von anderen Mitgliedern einlassen und zeitgleich 
eine Distanz zur eigenen Argumentation im Diskurs gewährleisten. Durch öffentliche 
und partizipatorische Elemente bei der Entscheidungsfindung kann ein hohes Maß an 
Akzeptanz erreicht werden, wenn die politische Implementation auf den Beratungspro-
zess folgt. Ferner sollten Gremien in der ethischen Politikberatung Sachorientierung 
und Verantwortung für ihren Auftrag garantieren. Durch eine ressourceneffiziente und 
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zielgerichtete Bearbeitung eines gesellschaftlichen Problems sollten sie verantwor-
tungsbewusst mit den Mitgestaltungsmöglichkeiten politischer Entscheidungspro-
zesse umgehen. Schließlich sollte die Diskursabbildung und -aufbereitung als Ziel am 
Ende des Beratungsprozesses stehen. Dabei sollten nicht nur alle zu berücksichtigen-
den Standpunkte innerhalb des Diskurses aufgeführt werden, sondern eine über die 
reine Dokumentation hinausgehende Aufbereitung der Positionen und Argumente ge-
leistet werden. 
Die Umsetzungsbedingung Komplexitätsreduktion spiegelt den Anspruch der Bera-
tungsfunktion der Ethikkommissionen wider, die in der Bereitstellung und Nutzbarma-
chung von Wissen besteht, indem gesellschaftliche Konflikte durch ihre wissenschaft-
liche Expertise analysiert, strukturiert und weiterentwickelt werden. Ferner soll durch 
die ausgewogene und detaillierte Alternativendarlegung von mehreren Handlungsop-
tionen und Problemlösungsstrategien sichergestellt werden, dass ein möglichst allum-
fassender Entscheidungsfindungsprozess ermöglicht wird, ohne dass die Experten 
ihre Kompetenzen und Befugnisse als Berater überschreiten. Darüber hinaus steht die 
Technikfolgenabschätzung für die Bedingung, dass die Kommissionen in der ethi-
schen Politikberatung gewährleisten sollten, dass ihre Stellungnahmen sowohl ver-
gangene Entwicklungen als auch zukünftige Tendenzen in Forschung und Gesell-
schaft berücksichtigen. Als letzte Bedingung soll durch eine weitreichende Prozessre-
flexion erreicht werden, dass die beteiligten Experten den gesamten Entscheidungs-
findungsprozess in Bezug auf die zu untersuchende Problemstellung kritisch reflektie-
ren. Dabei sollten sie nicht nur eine kritische Analyse der Vorgehensweisen und Inter-
dependenzen der Akteure vornehmen, sondern auch ihre eigene Rolle und Wirkungs-
kraft der Stellungnahmen reflektieren. 
Unter Berücksichtigung der aufgestellten Kriterien kann ein funktionaler Dissens er-
reicht werden, der eben keinen ausgearbeiteten Gesetzgebungsvorschlag und keine 
konkrete Handlungsempfehlung hervorbringt, sondern vielmehr einen Möglichkeits-
raum für politische Entscheidungen aufspannt. Die Aufgaben der Ethikkommissionen 
sollten dementsprechend in der Information der Öffentlichkeit sowie der Professionali-
sierung des gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Diskurses bestehen. Im Zuge 
dessen kann ferner eine Verbesserung der Qualität des Diskurses in politischen Aus-
handlungsprozessen erreicht werden. 
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Auf der Grundlage der Analyse des Spannungsfeldes als Problemstellung der vorlie-
genden Dissertation sowie der Entwicklung und Diskussion des funktionalen Dissen-
ses erweist sich als ein wichtiges Ergebnis der Arbeit, dass die in den Vordergrund 
gerückte Aufgabe der angewandten Ethik im Arbeitsgebiet der ethischen Politikbera-
tung – die Erarbeitung konkreter Problemlösungen für die Alltagspraxis – zugunsten 
anderer Aufgaben zurücktreten sollte. Dazu zählen gerade nicht die Erarbeitung von 
konkreten Gesetzgebungsvorschlägen und Handlungsempfehlungen für die Politik, 
sondern vielmehr die Analyse und Kritik, Begriffsklärungen, die Aufdeckung morali-
scher Inkonsistenzen und die Erhellung von Argumentationsverläufen.45 
Zusammenfassend sollte das handlungsleitende Ziel der Arbeit von Ethikkommissio-
nen vielmehr in der Produktion des funktionalen Dissenses vor dem Hintergrund des 
Werte- und Interessenpluralismus bestehen. Demzufolge sollten die Bioethikdiskurse 
gebündelt werden, indem sie wissenschaftlich aufgearbeitet sowie reflektiert und 
dadurch in Form einer geordneten und begründeten Uneinigkeit präsentiert werden. 
Diese organisierte Form des Dissenses ist im Sinne eines „vernünftigen Pluralismus“46 
nach John Rawls als Ergebnis der ethischen Expertise anzustreben. 
Mit diesem Fokus reiht sich die Arbeit in die Forschung der angewandten Ethik ein, in 
der Ethikkommissionen seit einigen Jahren zu den zentralen Forschungsgegenstän-
den zählen.47 Die vorliegende Dissertation leistet dabei nicht nur einen Beitrag zur Re-
flexion der diskutierten Ansätze, sondern auch zur Weiterentwicklung von Legitimitäts- 
und Qualitätsstandards ethischer Politikberatung. Aufgrund der verschiedenen Aufga-
ben, Formen und Funktionen sind zahlreiche vergleichende Analysen der Kommissio-
nen zu finden. So gibt beispielsweise Robert Gmeiner48 einen Überblick im internatio-
nalen Vergleich. Seit den 1970er Jahren wurden Ethikkommissionen in der westlichen 
Welt einberufen, um den möglichen Konflikt zwischen Forschung und moralischen 
Grenzen in der Gesellschaft zu begleiten. In Deutschland zählen die Enquete-Kom-
missionen, die sich sowohl aus beratenden Sachverständigen als auch aus Parlamen-
tariern zusammensetzen, zu einem besonderen Typus der ethischen Politikberatung.49 
Im Zuge einer umfassenden Kategorisierung der Gremien sind die Unterscheidungen 
                                                          
45 Vgl. Kaminsky 1999: 143-144. 
46 Rawls 1979. 
47 Vgl. Dreier 2011; Ach/Runtenberg 2002. 
48 Vgl. Gmeiner 2005. 
49 Vgl. Weber-Hassemer 2008: 896. 
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nach Ludwig Siep50 hilfreich. Demnach lassen sich Ethikkommissionen nach Aufga-
ben, Entscheidungsbefugnissen, Ursprung und Legitimation sowie Reichweite diffe-
renzieren. 
Die Kontroverse um den Begriff der ethischen und moralischen Expertise umfasst 
mehrere Fachgebiete. In der Philosophie sind zahlreiche Beiträge zu finden, welche 
sich an der Diskussion beteiligen, was unter ethischer Expertise zu verstehen ist und 
ob es Moralexperten generell geben kann.51 
Durch die Institutionalisierung der Ethik in Form der Einsetzung von Ethikkommissio-
nen werden nicht nur medizinische, naturwissenschaftliche oder juristische, sondern 
auch ethische Fachexperten an Entscheidungsprozessen beteiligt. Unter der Bezeich-
nung Ethikkommissionen werden unter anderem philosophische, sozialwissenschaft-
liche und auch theologische Fachvertreter in die Gremien berufen.52 Die stetig aktuelle 
und strittige Fragestellung, was unter ethischer Expertise zu verstehen ist,53 soll in der 
Dissertation aufgegriffen werden. Darüber hinaus nehmen Ethikkommissionen sowohl 
als wissenschaftliche Politikberatungsgremien, als auch als öffentliche Dialogforen für 
die Gesellschaft insgesamt eine zentrale Rolle ein. Im Zuge dessen verfügen sie über 
weitreichende Mitgestaltungsmöglichkeiten, indem sie als fester Bestandteil des politi-
schen Systems gesellschaftliche Debatten nicht nur beeinflussen, sondern sogar 
selbst initiieren können.54 Als Untersuchungsgegenstand der Dissertation eignen sich 
diese Gremien daher vor allem aufgrund ihrer Rolle in Gesellschaft und Politik, die 
kritisch hinterfragt wird. 
Im Rahmen der Ambivalenzen der Beziehung zwischen Wissenschaft und Politik wer-
fen Alexander Bogner und Helge Torgersen aus der soziologischen und politikwissen-
schaftlichen Perspektive die Frage auf: „Wozu Experten?“55 Neben der generellen De-
batte über die Beteiligung von wissenschaftlicher Expertise an öffentlichen Entschei-
dungsprozessen finden Definitionsversuche des ethischen Experten immer wieder 
Eingang in Veröffentlichungen der angewandten Ethik. In Klaus Peter Rippes einschlä-
gigem Werk „Angewandte Ethik in der pluralistischen Gesellschaft“56 beteiligt sich un-
ter anderem Dieter Birnbacher durch seinen Beitrag an der Fragestellung, was unter 
                                                          
50 Vgl. Siep 2008: 185. 
51 Vgl. King 2012; Archard 2011; Birnbacher 1999; Singer 1972. 
52 Vgl. Weber-Hassemer 2011: 231. 
53 Vgl. Fenner 2010; Siep 2008; Rippe 1999. 
54 Vgl. Ezazi 2012. 
55 Vgl. Bogner/Torgersen 2005. 
56 Rippe 1999. 
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ethischer Expertise zu verstehen ist und worin die Rolle und Leistungen von Ethikex-
perten bestehen. Auch Kristiane Weber-Hassemer, ehemaliges Mitglied des Deut-
schen Ethikrates, hinterfragt die Beziehung zwischen gesellschaftlichem Diskurs und 
politischer Entscheidung. Dabei befasst sie sich mit den Strukturen und Aufgaben so-
wie der Leistungsfähigkeit von Ethikräten.57 
Daran anknüpfend wird die Rolle von Ethikkommissionen als Expertenkommissionen 
mit weitreichenden Mitgestaltungsmöglichkeiten öffentlicher Entscheidungsprozesse 
immer wieder hinterfragt. Nicht nur aus philosophischer,58 sondern auch aus politik-
wissenschaftlicher59 Perspektive wird die Frage aufgeworfen, welche gesellschaftspo-
litische Position Ethikkommissionen einnehmen. 
Die demokratietheoretische Legitimationsproblematik zwischen der Notwendigkeit der 
Expertenbeteiligung und deren Berechtigung ist ein zentrales Element. Demnach 
muss ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen der notwendigen Beteiligung von bera-
tenden Expertengremien einerseits und der öffentlichen Zustimmung hinsichtlich der 
ausreichenden Legitimität eines Entscheidungsprozesses andererseits gewährleistet 
werden.60 
Der Dissens in Ethikkommissionen wurde unter anderem von Ludwig Siep aus philo-
sophischer Sicht aufgegriffen. In seinem Beitrag „Konsens und Dissens in Recht und 
Ethik“61 stellt er fest, dass im geltenden Recht Klarheit herrschen muss, indem die 
gesetzgebenden politischen Akteure einen Konsens herstellen, es bei der wissen-
schaftlichen Auseinandersetzung aber durchaus Dissens geben darf. Eine weiterfüh-
rende Untersuchung dieses Sachverhaltes in Bezug auf Ethikkommissionen wurde vor 
allem von Alexander Bogner durchgeführt. Bogner und Menz sehen im Expertendis-
sens kein Legitimationsproblem. Vielmehr verdeutlicht der Dissens unter den beraten-
den Wissenschaftlern ihrer Meinung nach den Entscheidungsbedarf der Politik.62 
Daran anknüpfend wird in der vorliegenden Arbeit die Unterscheidung zwischen funk-
tionalem und dysfunktionalem Dissens vorgenommen. Durch die Erarbeitung des funk-
tionalen Dissenses soll ein Beitrag zur Verbesserung und Qualitätssicherung in der 
                                                          
57 Vgl. Weber-Hassemer 2011. 
58 Vgl. Siep 2008; Rippe 1999. 
59 Vgl. Ezazi 2012. 
60 Vgl. Weingart 2001: 137. 
61 Siep 2002: 23. 
62 Vgl. Bogner/Menz 2007: 78-79. 
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ethischen Politikberatung durch Ethikkommissionen geleistet werden. Dieser wird un-
ter Berücksichtigung der Dynamiken kollektiven Entscheidens und der Meinungsbil-
dung sowie auf der Grundlage theoretischer Annahmen und Kriterien entwickelt. 
Der Dissens in Ethikkommissionen ist ein aktuelles und relevantes Phänomen. Das 
Spannungsfeld zwischen Anspruch und Leistung von Ethikkommissionen steht im Mit-
telpunkt der Forschungsarbeit. Vor allem in Hinblick auf die Funktion von Ethikkom-
missionen innerhalb des politischen Systems sind die Stellungnahmen und Hand-
lungsempfehlungen von Ethikkommissionen von großer Bedeutung. Die Entwicklung 
des funktionalen Dissenses in Form von Standards und Richtlinien kann für die Wei-
terentwicklung und Qualitätssicherung der ethischen Politikberatung verwendet wer-
den. 
Die Forschungsfrage der Dissertation Ethikexpertise in öffentlichen Entscheidungspro-
zessen: Funktionaler Dissens in Ethikkommissionen als Qualitätsmerkmal ethischer 
Politikberatung lautet: Wie sollte ein idealer Beratungsprozess in der ethischen Politik-
beratung gestaltet sein beziehungsweise unter welchen Bedingungen kann ein funkti-
onaler Dissens erreicht werden? Die Arbeit soll demnach auch konkrete Verbesse-
rungsvorschläge für die Praxis des ethischen Beratungsprozesses durch Ethikkom-
missionen formulieren. 
Um diesem Ziel nachzugehen, wird zu Beginn der Arbeit im zweiten Kapitel bestimmt, 
was unter Ethikexpertise in öffentlichen Entscheidungsprozessen zu verstehen ist. 
Nach der Erläuterung von öffentlichen Entscheidungsprozessen wird geklärt, welche 
Definition von Expertise und ethischer Expertise verwendet wird. In diesem Kapitel 
wird die Debatte um den Begriff der ethischen Expertise analysiert und auf das Ar-
beitsfeld der Ethikkommissionen als Instrumente der ethischen Politikberatung einge-
grenzt. Dieser Abschnitt beinhaltet unter anderem die Kernelemente der Debatte, in 
der diskutiert wird, ob moralische Urteile erkenntnisfähig sind.63 Damit verbunden ist 
die Frage, ob es Experten für moralisches Urteilen geben kann. Durch eine interdis-
ziplinäre Vorgehensweise mit Schwerpunkten auf Philosophie und Politikwissenschaft 
soll eine Annäherung an den Expertenbegriff geleistet werden. Bei der Definition der 
ethischen Expertise wird erläutert, welche Kompetenzen und Leistungen Ethikexper-
ten erbringen können und welche nicht. 
 
                                                          
63 Vgl. Czaniera 2002; Lumer 1999. 
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Daran anknüpfend steht im dritten Kapitel nach der Betrachtung der Aufgaben und 
Formen von Ethikkommissionen das Spannungsfeld von Anspruch und Kritik dieser 
Gremien im Mittelpunkt. In diesem Abschnitt wird die Problemstellung verdeutlicht, die 
der Forschungsarbeit zugrunde liegt. 
Anschließend werden im Kapitel vier Konsens und Dissens in öffentlichen Entschei-
dungsprozessen grundlegend definiert. Darin werden die Begriffe Konsens, Konver-
genz und Kompromiss hergeleitet und voneinander abgegrenzt. Unter dem Begriff 
„Disagreement“64 wird der Dissens unter Experten als Grundmerkmal von Wissen-
schaft und Expertise betrachtet. Durch die Gegenüberstellung der unterschiedlichen 
Akteure, Werte und Interessen, die im Rahmen der wissenschaftlichen Politikberatung 
aufeinandertreffen, wird das Entscheidungsfeld umrissen, in dem sich die Gremien be-
finden. 
Im fünften Kapitel Funktionaler Dissens in der ethischen Politikberatung wird erläutert, 
was unter dem funktionalen Dissens zu verstehen ist, unter anderem indem er von 
einem dysfunktionalem Dissens abgegrenzt wird. Vor dem Hintergrund des benannten 
Spannungsfeldes des Werte- und Interessenpluralismus in der modernen Demokratie 
wird die zentrale These formuliert und verteidigt, dass die Ethikkommissionen einen 
funktionalen Dissens produzieren sollten. 
Anschließend werden bei der Entwicklung der Rahmen-, Diskurs- und Umsetzungsbe-
dingungen für die ethische Politikberatung im Zuge einer systematischen Vorgehens-
weise zahlreiche Ansätze aus verschiedenen Disziplinen aus den Bereichen Philoso-
phie und Politikwissenschaft für die Kriterienentwicklung berücksichtigt. Zu nennen 
sind beispielsweise die Leitlinien Politikberatung, die von der Berlin-Brandenburgi-
schen Akademie der Wissenschaften entwickelt wurden.65 Die Entwicklung der Krite-
rien umfasst Standards wie die grundlegende Expertise und Diskursfähigkeit der Mit-
glieder. Dazu zählen unter anderem Kommunikationskompetenz und Urteilsfähigkeit. 
Darüber hinaus sind die Öffentlichkeit und Transparenz sowie partizipatorische Ele-
mente und Betroffeneninklusion im Entscheidungsprozess relevant. Ferner sollen 
auch die Sachorientierung und die Berücksichtigung gesellschaftlicher Entwicklungen 
im Beratungsprozess gewährleistet werden.66 
                                                          
64 Vgl. Feldman/Warfield 2010.  
65 Vgl. Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften 2008. 
66 Vgl. Kettner 1999: 348-354. 
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Abschließend werden die entwickelten Leitlinien in Form von Standards für die ethi-
sche Politikberatung durch Ethikkommissionen zusammengetragen. Zu diesen zählen 
die vier grundlegenden Rahmenbedingungen, die vier prozessbezogenen Diskursbe-
dingung und die vier implementationsgerichteten Umsetzungsbedingungen. Darüber 
hinaus wird diskutiert, welches Selbstverständnis einer pluralistischen Gesellschaft zu-
grunde liegen sollte, um die Funktionalität der Ethikkommissionen innerhalb des poli-
tischen Systems sicherzustellen. Für einen konstruktiven Umgang mit der Kommissi-
onsarbeit ist es notwendig, dass die politischen und zivilgesellschaftlichen Akteure den 
funktionalen Dissens als Produkt der ethischen Politikberatung in den Entscheidungs-
prozesses hinsichtlich einer bestimmten Fragestellung aufnehmen. Zu diesem Zweck 
müssen sie die von der Expertise ausgearbeiteten Handlungsalternativen reflektiert 
abwägen und dabei einen möglichst neutralen Standpunkt einnehmen. Bei der Diskus-
sion unter den Akteuren sollten die analysierten Argumente beachtet werden und im 
Rahmen einer sachorientierten Vorgehensweise in das Gesamturteil einfließen. Damit 
soll sichergestellt werden, dass durch die Rezeption der expertengestützten Argu-
mente die jeweiligen Gegenpositionen in ihrer substantiellen Berechtigung berücksich-
tigt und in einem reflektierten Entscheidungsergebnis widergespiegelt werden. 
Dadurch kann der funktionale Dissens einen konstruktiven Beitrag zu politischen und 
gesellschaftlichen Problemstellungen leisten. 
In der multidimensionalen, teilweise undurchschaubaren Landschaft der Politikbera-
tung sind professionale Standards für öffentliche Entscheidungsprozesse unerlässlich, 
um die Qualität und Legitimität der Gremien zu garantieren. Die entwickelten Bedin-
gungen und Kriterien für den funktionalen Dissens sollen Strukturen für Gremien in der 
ethischen Politikberatung sicherstellen, die demokratietheoretischen Anforderungen 
gerecht werden und konkrete Verbesserungsvorschläge für die Praxis des ethischen 









2. Ethikexpertise in öffentlichen Entscheidungsprozessen 
In der modernen Gesellschaft hat Wissen einen hohen Stellenwert und eine wach-
sende Bedeutung in Hinblick auf öffentliche Entscheidungsprozesse. Die sogenannte 
„Wissensgesellschaft“67 zeichnet sich dadurch aus, dass Informationen und wissen-
schaftliche Erkenntnisse bei Debatten und anschließenden Beschlüssen berücksich-
tigt werden. Damit untrennbar verbunden sind Experten, die ihr Fachwissen und ihre 
Kompetenzen den politischen und institutionellen Entscheidungsträgern zur Verfügung 
stellen.68 In nahezu jedem Politikfeld werden Expertengremien einberufen, um die Ak-
teure durch wissenschaftliches Sachwissen zu unterstützen. Zum Zwecke der umfas-
senden Information, der Erarbeitung von Handlungsoptionen, aber auch der weiterfüh-
renden Legitimation von politischen Reformen werden die Kommissionen in unter-
schiedlichen Bereichen wie beispielsweise der Sozial-, Wirtschafts-, Bildungs- oder 
Arbeitsmarktpolitik eingerichtet.69 
Neben dieser Verwissenschaftlichung, bei der Wissen und Wissenschaft in vielen Be-
reichen an die Stelle von Alltagserfahrungen treten, um komplexe Sachverhalte ange-
messen zu bewältigen, ist eine Ethisierung gesellschaftlicher Teilsysteme zu erken-
nen.70 Dabei werden im Zuge von gesellschaftlichen Diskursen, bei denen moralische 
Aspekte im Mittelpunkt stehen, die Beratungstätigkeiten von Ethikkommissionen und 
anderen Gremien der ethischen Politikberatung wahrgenommen. Während jedoch bei 
beispielsweise ökonomischen oder juristischen Experten eindeutig zu sein scheint, wo-
rin ihr Expertenstatus begründet liegt, so wird im Falle der ethischen Experten nicht 
nur diskutiert, worin ihre Expertise besteht, sondern ferner, ob es bei moralischen Fra-
gestellungen generell Experten geben kann.71 
Im nun folgenden Kapitel wird der Begriff der Ethikexpertise analysiert und für die wei-
tere Verwendung definiert. Zu Beginn wird erläutert, welche Definition von öffentlichen 
Entscheidungsprozessen zugrunde gelegt wird. Anschließend wird der generelle Ex-
pertenbegriff betrachtet, der noch nicht umfassend und einheitlich festgelegt werden 
konnte, da in der wissenschaftlichen Expertiseforschung zahlreiche Wissenschaftsdis-
ziplinen zu verorten sind. Um den Expertenbegriff verwenden zu können, werden die 
                                                          
67 Stehr 2001. 
68 Vgl. Stehr/Grundmann 2010. 
69 Vgl. Bogner/Torgersen 2005: 7. 
70 Vgl. Weber-Hassemer 2011: 226. 
71 Vgl. Archard 2011; Caplan 1992; Singer 1972. 
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grundlegenden Definitionen aus diesen Bereichen kritisch reflektiert. Im Anschluss da-
ran wird der Begriff der ethischen Expertise aus philosophischer Perspektive fokus-
siert. Zur Klärung, was unter Ethikexpertise zu verstehen ist, werden die Kompetenzen 


























2.1 Öffentliche Entscheidungsprozesse 
Im folgenden Abschnitt wird ausgeführt, was im Rahmen der vorliegenden Arbeit unter 
öffentlichen Entscheidungsprozessen zu verstehen ist. Um im weiteren Verlauf die 
Rolle von Expertise in der Politikberatung zu analysieren, ist die definitorische Bestim-
mung der Öffentlichkeit notwendig. Zu diesem Zweck werden einschlägige Begriffsbe-
stimmungen vorgestellt. 
Die Unterscheidung zwischen privatem und öffentlichem Raum wurde bereits in der 
griechischen Gesellschaftsphilosophie vorgenommen. Gleich zu Beginn seines Wer-
kes Politik nimmt Aristoteles die grundsätzliche Trennung der politischen und bürger-
lichen Gemeinschaft von der Gemeinschaft des Hauses und der im Hause hierarchisch 
ausgeübten Herrschaft aus der staatsphilosophischen Perspektive vor. Während im 
privaten Raum, dem Oikos, der Einzelne für das Wohlergehen seines Hauses sorgt, 
wird dieser erst durch die Beteiligung am öffentlichen Leben zum Bürger des öffentli-
chen Raumes und des Gemeinwesens, der Polis. Dazu muss sich der Einzelne als 
aktiven Teilnehmer des öffentlichen Lebens verstehen und sich für die Aufrechterhal-
tung und Weiterentwicklung des Gemeinwesens einsetzen.72 Im Gegensatz zum pri-
vaten Raum ist die Beziehung zwischen den Menschen im öffentlichen Raum dadurch 
definiert, dass Menschen füreinander als Personen ersetzbar sind. Die unterschiedli-
chen Fähigkeiten, Eigenschaften und Ressourcen der Personen werden erst dann für 
andere relevant, wenn sie ihre Interessen tangieren.73 
Dem Öffentlichkeitsbegriff wurden im Laufe seiner geschichtlichen Entwicklung unter-
schiedliche Bedeutungen zugeschrieben. Im 17. Jahrhundert wurde der Begriff in 
Folge der Entstehung des modernen Staatsrechts geprägt und synonym mit dem 
Staatlichen verwendet. Im Zuge der Aufklärung im 18. Jahrhundert standen die allge-
meine Bekanntmachung von staatlichen und gesellschaftlichen Vorgängen sowie die 
öffentliche Diskussion im Mittelpunkt des Begriffs. Vor allem im Zusammenhang mit 
Immanuel Kant (1724-1804) und seiner Kritik der reinen Vernunft stand das Öffentlich-
keitsbild der bürgerlichen Gesellschaft für den Vermittler zwischen Moral und Politik, 
                                                          
72 Vgl. Aristoteles 1978: 78-109. 
73 Vgl. Kirsch 2004: 40. 
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bei dem alle politischen Handlungen vor der Öffentlichkeit auf legitimierte Gesetze zu-
rückführbar sein müssen. Die öffentliche Meinungsbildung im Sinne eines Wahrheits-
findungsprozesses ist dabei zentral für den gesellschaftlichen Fortschritt.74 
In der Politikwissenschaft steht die Öffentlichkeit vordergründig für den allgemein zu-
gänglichen Kommunikationsbereich sowie für den öffentlich-politischen Informations- 
und Meinungsaustausch in der Gesellschaft. Der Öffentlichkeitsbegriff entwickelte sich 
aus der fortschreitenden Unterscheidung zwischen der öffentlich-politischen und der 
privaten Sphäre. Nach dem „Strukturwandel der Öffentlichkeit“75 von Jürgen Haber-
mas dringt die Öffentlichkeit in sozialstaatlichen Massendemokratien zunehmend in 
private Bereiche vor, während sie zeitgleich an handlungslegitimierender Kraft verliert. 
Dabei wird Publizität im Rahmen einer massenkommunikativen Manipulation durch 
eine von Kommerzialisierung und Marktvermachtung geprägten Kommunikation ge-
schaffen. 
Demgegenüber stellt Habermas Kriterien für eine ideale Öffentlichkeit auf. Dabei defi-
niert er die politische Öffentlichkeit als intermediäres Kommunikationssystem zwischen 
den formellen Gesprächen im parlamentarischen Komplex und den informellen Ge-
sprächen in der Zivilgesellschaft. Zur Meinungs- und Willensbildung soll in der politi-
schen Öffentlichkeit ein herrschaftsfreier Diskurs unter den Bedingungen der idealen 
Sprechsituation ermöglicht werden. Diese setzt sich zusammen aus „(a) der Öffent-
lichkeit und vollständigen Inklusion aller Betroffenen, (b) der Gleichverteilung der Kom-
munikationsrechte, (c) der Gewaltlosigkeit der Situation, die nur den zwanglosen 
Zwang des besseren Arguments zum Zuge kommen lässt, und (d) der Aufrichtigkeit 
der Äußerungen aller Beteiligten“76. 
Unter Berücksichtigung dieser Kriterien sollen gleiche Beteiligungsmöglichkeiten aller 
Diskussionsteilnehmer im herrschaftsfreien Diskurs geschaffen werden, bei dem Nor-
men von gesamtgesellschaftlicher Bedeutung inklusiv und öffentlich debattiert werden. 
In Form einer gemeinsamen Beratschlagung und Verständigung über öffentliche An-
gelegenheiten sollen Konsense erreicht werden, indem Argumente in geregelter Form 
ausgetauscht werden. Die Akteure sollten ferner frei von internen und externen Zwän-
gen sein, um in einer theoretisch endlosen Diskussion zu einer Entscheidung zu ge-
                                                          
74 Vgl. Höffe 2000: 19-43; Kant 1986. 
75 Vgl. Habermas 1990. 
76 Habermas 2008: 164; 1999: 49. 
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langen. Neben der Zugänglichkeit und der Diskursivität spielt auch die Legitimations-
funktion der Öffentlichkeit eine wichtige Rolle. Demnach werden politische Entschei-
dungsprozesse erst durch einen ausgewogenen, öffentlich geführten Diskurs grundle-
gend legitimiert.77 
Nach Niklas Luhmann kann Öffentlichkeit als ein Beobachtungssystem der Gesell-
schaft verstanden werden, das eine gesellschaftsinterne Umwelt der gesellschaftli-
chen Teilsysteme, also alle Interaktionen und Organisationen der gesellschaftlichen 
Funktionssysteme, darstellt. Im Gegensatz zu Jürgen Habermas begreift er die Öffent-
lichkeit als allgemeines Reflexionsmedium, welches kein Handlungs-, sondern ein Be-
obachtungsraum ist. Demzufolge werden politische Entscheidungen auch nicht in der 
Öffentlichkeit, sondern in der Politik getroffen, so dass sie als gesellschaftsinterne Um-
welt im politischen System einzuordnen ist.78 
In pluralistischen Demokratien sind neben der allgemeinen Öffentlichkeit in Form 
transparenter Entscheidungsfindung als Voraussetzung der öffentlichen Kontrolle po-
litischer Macht auch zahlreiche Teil-Öffentlichkeiten wie Partei- oder Gewerkschafts-
Öffentlichkeiten zu finden. Daran anknüpfend und zur weiterführenden Definition kann 
der öffentliche Raum in Hinblick auf die Heterogenität der Befähigungen und Eigen-
schaften der Menschen sowie der Diversität der Interessen in drei Sub-Räume unter-
teilt werden. Im merkantilen Bereich finden wettbewerbliche Markttätigkeiten statt, bei 
denen die Menschen im Rahmen einer Privateigentumsordnung Waren- und Geldaus-
tauschprozesse betreiben. In der staatlichen Öffentlichkeit hingegen tauschen die 
Menschen zeitlich und sachlich begrenzte Machtbefugnisse auf der Grundlage einer 
Verfassung aus, um bestimmte politische Programme zu realisieren. Darüber hinaus 
ist der sogenannte dritte Sektor der Öffentlichkeit zu finden, der weder von wettbe-
werbsorientierter Marktlogik, noch von politischen Machtvergabeprozessen bestimmt 
wird. In diesem öffentlichen Sektor interagieren Menschen in Nicht-Regierungsorgani-
sationen, Vereinen, Initiativen und Non-Profit-Organisationen. Dabei ist dieser Bereich 
als nichtstaatlich zu bezeichnen, da keine kollektiven Entscheidungsprozesse mit All-
gemeinverbindlichkeitscharakter nach der Vergabe von Machtbefugnissen vollzogen 
                                                          
77 Vgl. Habermas 1998: 370-373; 1990: 326-340. 
78 Vgl. Luhmann 2004: 184-189. 
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werden. Ferner ist der Bereich auch nichtmerkantil, da das Ziel der Menschen in die-
sem Sub-Raum nicht in der Vermehrung des Geldes oder geldwerten Leistungen be-
steht, sondern sie ein Kollektivgut verfolgen.79 
Insgesamt lässt sich Öffentlichkeit als Netzwerk von Kommunikationsflüssen beschrei-
ben, die in verschiedenen Arenen zusammentreffen. In den Bereichen Politik, Ökono-
mie, Medien und Zivilgesellschaft sind viele individuelle und kollektive Akteure zu fin-
den. Bei politischen Organisationen versuchen Parteien, Verbände und Regierungen 
über spezialisierte Kommunikationsformen, Bürger von ihren Programmen zu über-
zeugen. Im Wirtschaftssystem kann kein profitorientiertes Unternehmen auf die Kom-
munikation mit Konsumenten verzichten, um die angestrebten Ziele zu erreichen. Dar-
über hinaus haben die öffentlich-rechtlichen und privaten Medienorganisationen eine 
wichtige Funktion, indem sie sowohl die Beobachtung der Gesellschaft als auch eigen-
ständiges Agenda-Setting im Zuge einer autonomen Selbststeuerung betreiben. 
Schließlich sind auch zahlreiche zivilgesellschaftliche Akteure an der öffentlichen Kom-
munikation beteiligt.80 
In Hinblick auf die Machtverteilung und die unterschiedlichen Aufmerksamkeitschan-
cen dieser verschiedenen Akteure spielt das Internet als globalisierte Kommunikati-
onsarena eine bedeutende Rolle. Während im Web 2.0 auf der einen Seite öffentlicher 
Informationsaustausch sowie Meinungsbildungsprozesse betrieben werden können, 
so werden die Möglichkeiten der Manipulation wie beispielsweise in Form von Falsch-
meldungen in den sozialen Netzwerken kritisiert. Das damit verknüpfte postfaktische 
Verhalten der Akteure beschreibt ein Denken und Handeln, bei dem nicht Fakten im 
Mittelpunkt stehen. Vielmehr werden persönliche Meinungen geäußert, die sich nicht 
unbedingt mit der Wahrheit belegen lassen. "Postfaktisch hat sich von einem periphe-
ren Begriff zu einem wichtigen Bestandteil in politischen Kommentaren entwickelt"81. 
Vor diesem Hintergrund wird die Bedeutung der wissenschaftlichen Politikberatung 
deutlich, die öffentliche Entscheidungsprozesse durch expertengestütztes Fachwissen 
sowie unvoreingenommene Analyse und rationale Sachorientierung unterstützen sol-
len. 
                                                          
79 Vgl. Kirsch 2004: 41-42. 
80 Vgl. Imhof 2006: 3-8. 
81 ZEIT Online 2016. 
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Zusammenfassend steht der Begriff der Öffentlichkeit für ein Netzwerk für die Kommu-
nikation von Stellungnahmen. Dabei kommt es durch die Filterung und Synthese der 
Kommunikationsflüsse zur themenspezifischen Bündelung der öffentlichen Meinung.82 
Für die Verwendung des Begriffes der öffentlichen Entscheidungsprozesse im weite-
ren Verlauf der Arbeit steht der politische und gesellschaftliche Kommunikationsbe-
reich im Mittelpunkt, in dem komplexe und vielschichtige Themen der Lebenswissen-
schaften diskutiert werden. Dieser Begriff umfasst demnach die anfängliche Problemi-
dentifikation sowie die öffentliche Meinungsbildung im Rahmen eines Informations- 
und Meinungsaustausches bis hin zum Abschnitt der Entscheidungsfindung, in wel-
chem verschiedene Handlungsalternativen entwickelt und bewertet werden. Abschlie-
ßend soll auch die Umsetzung der Entscheidung, die Implementation, berücksichtigt 
werden. Als Beispiele für diese Themen können die Stammzellforschung als eine der 
am heftigsten diskutierten Forschungsgebiete innerhalb der Lebenswissenschaften, 
die Beschneidung nicht einwilligungsfähiger Jungen aus religiösen Gründen sowie die 














                                                          
82 Vgl. Bieber 2016: 67-70; Habermas 2009. 
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2.2 Expertise und Experten 
Einleitend lässt sich für die Definition des Expertenbegriffes feststellen, dass mehrere 
Wissenschaftsdisziplinen und -fachbereiche im Forschungsfeld der Expertisefor-
schung zu beachten sind, die aufgrund unterschiedlicher Herangehensweisen und 
Schwerpunktsetzungen diverse Definitionen diskutieren. Dementsprechend werden im 
Rahmen der vorliegenden Arbeit verschiedene Ansätze und Definitionsvorschläge aus 
Philosophie, Politikwissenschaft, Wirtschaftswissenschaft sowie Psychologie und So-
ziologie kritisch reflektiert, um eine interdisziplinäre Begriffsverwendung zu ermögli-
chen. Am Ende des Abschnittes werden relevante Kernaspekte herausgestellt und zur 
allgemeinen Begriffsdefinition zusammengeführt. Daran anschließend wird die ethi-
sche Expertise expliziert. 
In Hinblick auf die Wortbedeutung lassen sich die grundlegenden Begriffe Experte und 
Expertise etymologisch auf das lateinische expertus zurückführen. Dieses kann mit 
erfahren, erprobt und bewährt übersetzt werden. Weiter ist der Experte als Sachver-
ständiger, Fachmann oder Kenner definiert, der überdurchschnittliches Wissen auf ei-
nem Fachgebiet sowie spezielle Fähigkeiten vorweisen kann. Diese Person verfügt 
über Sachverstand auf einem Themengebiet, ausdifferenziertes Spezialwissen und 
fachbezogene Kompetenzen. Dieses Wissen geht auf eine spezifische Ausbildung, ein 
fachliches Studium oder praktische Erfahrungen zurück. Dabei ist der Experte kein 
rechtlich geschützter Begriff in der Ausbildungs- oder Berufsbezeichnung und wird da-
her umgangssprachlich synonym mit Sachverständiger oder Spezialist, aber auch Be-
rater oder Ratgeber verwendet.83 
In Abhängigkeit von den Bereichen, in denen der Begriff Anwendung findet, gelten 
Personen mit gewissen Fertigkeiten und Kenntnissen als Experten. Zu diesen zählen 
beispielsweise erfahrene Handwerker oder Musiker, die ein Instrument außergewöhn-
lich gut spielen können. Für die weitere Explikation des Expertenbegriffes und zur Ein-
grenzung auf das relevante Themenfeld soll der „cognitive or intellectual expert“84 im 
Mittelpunkt stehen. 
 
                                                          
83 Vgl. Stehr/Grundmann 2010: 7. 
84 Goldman 2001: 91. 
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Eine dahinführende Eingrenzung des Begriffes der Expertise aus der philosophischen 
Perspektive wurde von Alvin I. Goldman vorgenommen, der in der Expertiseforschung 
einschlägig ist: 
 
“Expertise is not all a matter of possessing accurate information. It includes a 
capacity or disposition to deploy or exploit this fund of information to form beliefs 
in true answers to new questions that may be posed in the domain. This arises 
from some set of skills or techniques that constitute part of what it is to be an 
expert. […] In general, an expert in a field is someone who has (comparatively) 
extensive knowledge […] of the state of the evidence, and knowledge of the opin-
ions and reactions to that evidence by prominent workers in the field.”85 
 
Demnach verfügen Experten nicht nur über detaillierte Informationen und spezielles 
Fachwissen, darüber hinaus müssen sie ihre theoretischen Kenntnisse auch aktiv nut-
zen und anwenden können, indem sie ihre Expertise zur Beantwortung von neuen 
Fragen in ihrem Forschungsfeld einsetzen. Ein grundlegendes Merkmal von Expertise 
ist für Goldman auch das extensive Wissen einer Person im Vergleich zu anderen 
Personen oder der Allgemeinheit. Dabei müssen Experten in einem Themengebiet von 
mehr wahren Fakten überzeugt sein als die meisten Menschen und diese Überzeu-
gung durch eine rationale Begründung auch nachweisen können. Außerdem können 
Experten nur als solche gelten, wenn sie auch umfangreiches Wissen in Bezug auf 
den aktuellen fachwissenschaftlichen Forschungsstand sowie kritische Ansätze in ih-
rem Themengebiet vorweisen. Schließlich müssen Experten auch über eine Reihe von 
wissenschaftlichen Methoden verfügen, um Problemlösungsansätze entwickeln zu 
können. Diese Methoden und Prozesse der Überzeugungsbildung müssen angemes-
sen, ordnungsgemäß und korrekt sein. 
In Bezug auf die Unterscheidung zwischen Experten und Laien kann von einer episte-
mischen Asymmetrie gesprochen werden, bei der den Experten ein bestimmter Status 
in der Wissenshierarchie zugesprochen wird. Aufgrund des exklusiven Status der Ex-
                                                          
85 Goldman 2001: 92. 
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perten sowie des fehlenden Sachverstandes der anderen Personen auf einem be-
stimmten Themengebiet gelten diese als Laien.86 Diese Distinktion geht auf die An-
nahme zurück, dass Experten in ihrem jeweiligen Fachgebiet eine höhere Überzeu-
gung von richtigen beziehungsweise eine geringere Überzeugung von falschen Prä-
missen vorweisen als die große Mehrheit der Allgemeinheit.87 
Auch nach David Coady sind es umfangreiches Sachwissen und epistemische Fähig-
keiten, die einen Experten auszeichnen. Eine signifikant höhere Kapazität von Fach-
wissen und umfangreiche Informationen auf einem bestimmten Gebiet sind dabei aus-
schlaggebend. Diese Aspekte beziehen sich auf die Unterscheidung zwischen Exper-
ten und Laien: 
 
„Being an expert is simply a matter of being well-informed about a subject, that 
is, having a significantly greater store of accurate information about it than most 
people.”88 
 
In der Politikwissenschaft werden die erfahrungsbasierte Auskunft, wissenschaftliche 
Stellungnahmen und konkrete Handlungsvorschläge von Experten sogar als unab-
dingbar und notwendig für politische Entscheidungsprozesse betrachtet. Die Professi-
onalität der Experten basiert dabei auf Standards im Ausbildungs- und Anwendungs-
prozess des Spezialwissens in einem bestimmten Themenfeld. Auf der Grundlage ei-
nes abgeschlossenen wissenschaftlichen Studiums und eines speziellen Fachwissens 
kann eine Person den Status des Sachverständigen oder des Spezialisten erreichen. 
Um in öffentlichen Kontroversen als Experte zu gelten, muss diese Person nicht nur 
über jenes Wissen und spezifische Fähigkeiten verfügen, sondern auch in der Lage 
sein, gesellschaftlich relevante Problemlösungsvorschläge zu erarbeiten. Erst durch 
die Verbindung des Spezialwissens mit gesellschaftlichen Problemen wird aus dem 
Sachverständigen ein öffentlich wahrgenommener und politisch relevanter, wissen-
schaftlicher Experte. Der Anspruch an den fachkundigen Experten besteht folglich da-
rin, einen Beitrag zur Identifizierung oder Lösung gesellschaftspolitischer Probleme auf 
der Grundlage seines Spezialwissens zu leisten.89 
                                                          
86 Vgl. Nowotny 2005: 41. 
87 Vgl. Goldman 2001: 90-92. 
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89 Vgl. Saretzki 2005: 347-348. 
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Im Bereich der Wirtschaftswissenschaft besteht das Merkmal von Experten darin, dass 
ihre Kenntnisse und Fähigkeiten in einem bestimmten Fachgebiet weit über dem 
Durchschnitt liegen. Darüber hinaus ist zentral, dass sie bei komplexen Sachverhalten 
und großen Informationsmengen durch ihr Fachwissen und ihre Erfahrungen in einem 
Themenfeld zu einer effizienten Entscheidungsfindung beitragen können, indem sie 
auf Heuristiken zurückgreifen. Nach dem Psychologen Gerd Gigerenzer ist eine Heu-
ristik eine Strategie, die (bewusst oder unbewusst) einen Teil der Informationen igno-
riert, um schneller, ressourcensparender und genauer zu einer Entscheidung zu ge-
langen als mit komplexen Methoden.90 Im Gegensatz zur Annahme der perfekten Ra-
tionalität können Menschen nur eine begrenzte Rationalität vorweisen, da sie nicht 
jederzeit über alle für eine Entscheidung relevanten Informationen verfügen.91 Demzu-
folge zeichnet den Experten aus, dass er auf ein Repertoire von Heuristiken zurück-
greifen kann, das auf seiner fachlichen Ausbildung und seinen praktischen Erfahrung 
beruht. 
Aus der psychologischen Perspektive schlagen Paul J. Feltovich et al. die folgende 
Definition für Expertise vor: 
 
„Expertise is largely a matter of amassing considerable skills, knowledge, and 
mechanisms that monitor and control cognitive processes to perform a delimited 
set of tasks efficiently.”92 
 
Der Schwerpunkt dieser Definition liegt im Vermögen, über umfangreiche Fähigkeiten, 
Wissen und Methoden über kognitive Prozesse zu verfügen und für spezifische Auf-
gabenstellungen nutzen zu können. Die psychologische Expertiseforschung sieht für 
das kognitive Grundmodell von Expertise vordergründig zwei Aspekte vor. Zum einen 
lässt sich das Expertenwissen aufgrund der Bereichsspezifität nicht auf einen anderen 
Bereich übertragen. Allerdings können Fachleute durch interdisziplinäre Qualifikatio-
nen auf mehreren Fachgebieten als Experten gelten. Zum anderen beinhaltet die 
Zehn-Jahres-Regel die Annahme, dass die Herausbildung von Expertise einen Pro-
                                                          
90 Vgl. Gigerenzer/Gaissmaier 2011: 454. 
91 Vgl. Gigerenzer 2006. 
92 Feltovich et al. 2006: 57. 
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zess der stetigen Auseinandersetzung mit einem Thema über einen Zeitraum von min-
destens zehn Jahren voraussetzt. Dabei ergänzt die wissensbasierte Berufstätigkeit 
das theoretische Sachwissen mit praktischen Erfahrungen.93 
Darüber hinaus wurde im Feld der Entscheidungsforschung von James Shanteau die 
Unterscheidung von Expertisebereichen in zwei Leistungsklassen vorgeschlagen.94 
Auf der einen Seite befindet sich eine Klasse von Bereichen, in denen eine konsistent 
hohe Prognosegüte von Expertenurteilen, stabile Leistungen sowie zuverlässige Vor-
hersagen der Experten zu finden sind. Zu diesen zählen beispielsweise Versiche-
rungsanalysten und Buchhalter ebenso wie Experten aus der Mathematik. Auf der an-
deren Seite ist eine Klasse von Bereichen zu finden, in denen keine konsistenten oder 
zuverlässigen Prognosen möglich sind wie in der klinischen Psychologie, Bewährungs-
hilfe oder Aktienanalyse. Die grundlegende Unterscheidung der Bereichsklassen be-
steht folglich darin, dass in den Bereichen geringer Prognosegüte Systeme von Erwar-
tungen zu verorten sind, während in den Bereichen hoher Prognosegüte eher objekti-
vierbare, nicht reaktante Systeme zu finden sind.95 
In der Soziologie stehen die gesellschaftliche Relevanz und das Verhältnis zwischen 
Person und Funktion im Mittelpunkt der Expertendefinition: 
 
„An expert has to be regarded as the connection between a person and a func-
tion. The function indicates the social context of the expert performance.”96 
 
Demzufolge ist die soziale Anerkennung in der Öffentlichkeit ein weiteres elementares 
Merkmal von Experten. In der Professionssoziologie schlägt der Experte dem Laien 
eine Strategie zur Problemlösung auf der Grundlage seines Sachwissens vor. Erst 
durch die Interaktion mit einem Klienten wie beispielsweise öffentlichen Institutionen 
oder der medialen Öffentlichkeit erhält diese Person den Expertenstatus. Ausgehend 
von ihren wissenschaftlichen Kenntnissen stellen Experten ihren Klienten nicht nur In-
formationen zur Verfügung, sondern geben konkrete Ratschläge und Handlungsemp-
fehlungen in spezifischen Situationen ab.97 Aus der soziologischen Perspektive ist es 
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demnach die Verbindung einer Person mit einer bestimmten Funktion für eine Refe-
renzgruppe, die einen Experten ausmacht.98 
Unter Berücksichtigung der vorgestellten Definitionen der verschiedenen Disziplinen 
soll nun zusammenfassend für die weitere Verwendung des Expertenbegriffes sowie 
für die anknüpfende Betrachtung der ethischen Expertise folgende grundlegende De-
finition gelten, die auf Alvin I. Goldmans Expertendefinition zurückgeht und von Oliver 
R. Scholz zusammengefasst wurde: 
 
„Person A is an expert in domain D if and only if: (1) A has considerably more 
beliefs in true propositions and/or fewer beliefs in false propositions within D than 
the cast majority of people do; and (2) A possesses a set of skills and methods 
for apt and successful deployment of this knowledge to new questions in D.”99 
 
Dementsprechend gilt eine Person A in einem Fachgebiet D als Experte, wenn sie 
über mehr spezielles Fachwissen und detaillierte Informationen verfügt als die Allge-
meinheit. Darüber hinaus muss sie den aktuellen Forschungsstand in Hinblick auf be-
stimmte Forschungsfragen kennen und Kompetenzen zur Anwendung des Wissens 
vorweisen können. 
An diese grundlegende Definition anknüpfend sollen weitere Aspekte der anderen Dis-
ziplinen in die Definition des allgemeinen Expertenbegriffes einfließen, um eine inter-
disziplinäre Begriffsbestimmung vornehmen zu können. Dabei werden die für die vor-
liegende Arbeit relevanten Kernaspekte entnommen und für die Begriffsdefinition be-
rücksichtigt. 
Zusammenfassend sollte ein Experte über spezielle Fachinformationen und über-
durchschnittliches Wissen verfügen, das signifikant höher ist als der Informationsgrad 
der Allgemeinheit. Ferner sollte er auf der Grundlage seiner langjährigen Erfahrung 
eine Reihe von Fähigkeiten und Methoden beherrschen, um bei der praktischen An-
wendung in Form von Ratschlägen und wissenschaftlichen Stellungnahmen für eine 
Referenzgruppe als Experte in einem Dienstleistungsverhältnis der Informationsbereit-
stellung und Problemlösung zu interagieren. Durch diese soziale Anerkennung in der 
Öffentlichkeit erhält er den Expertenstatus. Aufgrund der Bereichsspezifität lässt sich 
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das Expertenwissen nicht auf einen anderen Bereich übertragen. Allerdings können 




























2.3 Ethische Expertise und Experten 
Der soeben festgehaltene allgemeine Expertenbegriff reicht für die Verwendung im 
Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht aus. Mit dem Begriff des ethischen Experten 
gehen spezifische Problematiken und Herausforderungen einher. Um diesen Begriff 
umfassend bestimmen zu können, werden im nun folgenden Abschnitt verschiedene 
Beiträge der entsprechenden Diskussion berücksichtigt, um am Ende des Unterkapi-
tels auf deren Grundlage zu einer Übertragung und Anpassung des Expertenbegriffes 
von Goldman zu gelangen. 
Ebenso wie der allgemeine Expertenbegriff konnte der Begriff der Ethikexpertise noch 
nicht umfassend und einheitlich festgelegt werden. Es besteht seit Langem grundle-
gende Uneinigkeit darüber, ob es für moralische Fragestellungen Experten geben 
kann und ob Moralphilosophen als Moralexperten gelten können.100 Ferner ist umstrit-
ten, welche Kompetenzen und Fähigkeiten jene Experten gegebenenfalls vorweisen 
sollten. Damit verbunden wird diskutiert, welche Rolle der Ethikexperte in öffentlichen 
Entscheidungsprozessen einnehmen sollte.101 
Zur terminologischen Unterscheidung zwischen Moral und Ethik gibt es zahlreiche 
Konzepte. Für die vorliegenden Arbeit soll gelten, dass Moral aus dem Lateinischen 
als Überführung des griechischen Ethos mit Gewohnheit, Sitte oder Brauch, aber auch 
mit gewohnter Ort und Charakter übersetzt werden kann. In Abgrenzung zur Ethik wird 
Moral definiert als die in einer Gesellschaft geltenden Normen, Wertvorstellungen und 
Regeln des menschlichen Handelns, die durch gemeinsame Anerkennung und Kon-
vention entstanden und verbindlich akzeptiert wurden. Demgegenüber soll Ethik als 
philosophische Disziplin und Teil der praktischen Philosophie verstanden werden, wel-
che die Reflexion der Moral zum Gegenstand hat. Die Ethik befasst sich mit den Vo-
raussetzungen und Kriterien rationalen menschlichen Handelns, insbesondere des 
spezifisch moralischen Handelns. Dabei steht der Anspruch auf eine allgemein aner-
kennbare Begründbarkeit von Prinzipien und Normen, die plausibilisierbar sind und 
universale Gültigkeit beanspruchen können, sowie deren Reflexion im Mittelpunkt der 
ethischen Argumentation.102 
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Die Debatte über den Begriff der ethischen Expertise für moralische Fragen lässt sich 
in der Moralphilosophie in drei Phasen unterteilen. Anfang der 1970er Jahre vertraten 
Autoren wie Richard M. Hare und Peter Singer die These, dass moralische Urteile 
einen Erkenntnisanspruch erheben können. Demzufolge könnte man moralisches Ur-
teilen und Denken insofern als praktische Rationalität verstehen, dass manche Perso-
nen besser als andere moralisch urteilen können: 
 
“Someone familiar with moral concepts and with moral arguments, who has am-
ple time to gather information and think about it, may reasonably be expected to 
reach a soundly based conclusion more often than someone who is unfamiliar 
with moral concepts and moral arguments and has little time. So moral expertise 
would seem to be possible.”103 
 
Im Gegensatz zu dieser Position gingen andere Philosophen wie John L. Mackie da-
von aus, dass es keine objektiven moralischen Fakten, somit kein moralisches Wissen 
und demzufolge auch keine moralische Expertise geben kann. In der Diskussion wur-
den drei Argumente aufgeführt, die gegen die Existenz von objektiven moralischen 
Fakten sprechen sollten. Das queerness-Argument beinhaltet die Behauptung, dass 
moralische Fakten anders als einfache Fakten sind und durch ihren sui generis-Status 
einer anderen epistemologischen Auseinandersetzung bedürfen. Darüber hinaus 
wurde das Argument eingebracht, dass Einstellungen hinsichtlich moralischer Prob-
lemstellungen keine moralischen Fakten benötigen, sondern als moral observations 
zu verstehen sind, die „our immediate judgment made in response to the situation wit-
hout any conscious reasoning having taken place“104. Mit dem dritten persistent disag-
reement-Argument führte Mackie aus, dass die beste Erklärung für den anhaltenden 
Dissens bei grundlegenden moralischen Fragestellungen die Tatsache sei, dass es 
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Die zweite Phase der Debatte lässt sich auf die späten 1980er bis Anfang der 1990er 
Jahre eingrenzen, in der Annette Baier, Arthur Caplan und andere darüber diskutier-
ten, ob Moralexperten der Expertenstatus zugesprochen werden dürfte. So vertrat Ca-
plan die Auffassung, dass es zwar ethische Expertise im Sinne eines Gemeingutes 
geben könnte, nicht aber ethische Experten, da der Expertenstatus etwas Exklusives 
sei, das bereits aus begrifflichen Gründen nicht allen zugesprochen werden könnte. 
Während eine Gesellschaft seiner Meinung nach durchaus Sachverstand und Exper-
tise vorweisen kann, so lehnt Caplan die Annahme ab, dass eine Person durch über-
legenes Wissen oder Einsicht als Ethikexperte gilt, dem ein besonderer Status und 
Autorität zugesprochen wird. In diesem Falle wäre eine Expertokratie, eine Herrschaft 
der Experten, zu befürchten, die sich der demokratischen Legitimation entziehen 
würde.106 
Die aktuelle und damit dritte Phase der Debatte um die Expertise in moralischen Fra-
gen wird vor allem im deutschsprachigen Raum geführt. Im Mittelpunkt stehen dabei 
neben den grundlegenden Fragen der anderen Phasen vor allem die Anwendungsbe-
reiche ethischer Expertise, insbesondere Ethikkommissionen. 
In ihrem Beitrag „Moral Expertise“107 schlagen Karen Jones und François Schroeter 
zwei Modelle moralischer Expertise als kontrastierende Extrempunkte vor, um das ge-
samte Spektrum der Positionen abzubilden. Auf der einen Seite steht das intellectualist 
model, das moralische Expertise als das philosophische Studium ethischer Theorien, 
die Kenntnis von moralischen Prinzipien und die Fähigkeit des Argumentierens ver-
steht. Demnach können Philosophen mehr moralische Expertise vorweisen als Nicht-
Philosophen. Auf der anderen Seite ist das practical wisdom model zu finden, welches 
die Erkenntnis fokussiert. In jenem Modell umfasst die moralische Expertise die Fähig-
keit, bestimmte Tugenden in konkretem Bezug auf eine Situation praktisch anwenden 
zu können. Dabei werden Philosophen keine höhere moralische Expertise zugespro-
chen als Nicht-Philosophen. Im Rahmen der Gegenüberstellung dieser beiden Modelle 
ist das Feld zwischen den Extrempositionen als Kontinuum zu verstehen, in welchem 
die unterschiedlichen Vorstellungen moralischer Expertise zu verorten sind.108 
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Ein Definitionsvorschlag zur moralischen Expertise aus dem Bereich der angewandten 
Ethik ist bei Dagmar Fenner zu finden. Demnach muss ein Ethikexperte inhaltliches, 
empirisches Fachwissen und systematisierte, wissenschaftlich reflektierte Erfahrun-
gen in dem zur Diskussion stehenden Praxisfeld vorweisen können. Darüber hinaus 
sollte das Expertenwissen auch die Kenntnis ethischer Theorien und Problemstellun-
gen sowie entsprechende Lösungsmodelle umfassen. Dabei sollte der Experte im 
Rahmen einer Beratungstätigkeit nicht versuchen, die anderen Mitglieder der Kommis-
sion von einer bestimmten Position zu überzeugen, sondern vielmehr seine vertieften 
Kenntnisse über moralphilosophische Wissensbestände auf aktuelle Fallbeispiele an-
wenden. Somit müssen jene Experten über materiale Fachkompetenzen verfügen, zu 
denen inhaltliches Wissen bezüglich empirischer Sachverhalte sowie Kenntnisse über 
Theorien und Argumentationen zählen. 
Außerdem sollten sie auch formale Fachkompetenzen vorweisen können. Zu diesen 
zählt die Fähigkeit, sich vom eigenen subjektiven Standpunkt sowie den wissenschaft-
lichen Positionen zu distanzieren, um sich auch direkt in die Betroffenen hineinverset-
zen zu können. Das Ideal ist demnach die Einnahme eines unparteiischen Standpunk-
tes. Der Ethikexperte soll die verschiedenen ethischen Standpunkte aber nicht nur er-
kennen und nachvollziehen, auf der Grundlage seines Fachwissens und den oben ge-
nannten Erfahrungen soll er diese auch kritisch hinterfragen. Er sollte dabei einerseits 
die Rechtfertigung der einzelnen Standpunkte beleuchten und die Reichweite der Ar-
gumente klären und andererseits Gegenargumente und kontraintuitive Konsequenzen 
aufzeigen, die im Beratungsgespräch außer Acht gelassen wurden. Aufgrund des sys-
tematischen Denkens und der Kenntnis der wichtigsten Argumentationsarten und Be-
gründungsformen sind Philosophen als Ethikexperten besonders geeignet.109 
Abschließend stellt Dagmar Fenner die Bedingung auf, dass ein Experte in der ange-
wandten Ethik als strukturgebender Diskussionsleiter und vermittelnder Moderator für 
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„dass etwa a) jeder Teilnehmer sich verständlich äußert und seine Position be-
gründet; b) er alle anderen als vernünftige und gleichberechtigte Gesprächspartner 
ernst nimmt; c) keiner versucht, die anderen im Sinne seiner persönlichen Interes-
sen strategisch zu beeinflussen oder vernünftige Argumente und gute Gründe ab-
zuweisen, nur weil sie seine eigene Position infrage stellen; d) alle sich ausschließ-
lich von der Vernunft, nicht von persönlichen Interessen leiten und einzig den 
Zwang des besseren Argumentes (nicht irgendeiner autoritativen Macht) gelten 
lassen; e) oberstes Ziel für alle die Konsensfindung und die gemeinsame Lösung 
moralischer Konflikte darstellt.“110 
 
Kritik an der Differenzierung zwischen Experten und Expertise, wie sie von Arthur Ca-
plan vorgeschlagen wurde, ist bei Dieter Birnbacher zu finden, der die begriffliche 
Asymmetrie zwischen diesen beiden Begriffen für weder angemessen noch hilfreich 
hält. Demzufolge kann eine Person als Experte bezeichnet werden, wenn: 
 
„jemand [...] über eine besondere Expertise verfügt […] und dies beidemal an die 
Bedingung zu knüpfen, dass eine besondere, nicht von allen – oder zumindest 
nicht von allen in gleichem Maße – beherrschte Sachkenntnis oder Fertigkeit vor-
liegt. Wenn es ethische Expertise gibt, dann auch ethische Experten und umge-
kehrt“.111 
 
Für Birnbacher sind die analytischen und rekonstruktiven Kompetenzen von Ethikex-
perten in Entscheidungsprozessen unerlässlich. Vor allem bei vielschichtigen und in-
terpretationsbedürftigen Begriffen in einer Argumentation ist die beratende Tätigkeit 
von großer Bedeutung. Zu den Aufgaben der Experten zählen unter anderem die Iden-
tifikation latenter moralischer Problemlagen, die advokatorische Wahrnehmung unzu-
reichend repräsentierter Interessen sowie die Vermittlung zwischen gegensätzlichen 
Standpunkten im Diskurs. Dabei sollten die Experten Fähigkeiten wie Urteilskraft, 
Sprachgefühl und Einfühlsamkeit vorweisen. Die zentrale Aufgabe von Ethikexperten 
besteht dementsprechend nicht vorrangig in der Lösung, sondern in der Identifizierung 
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und Artikulation eines moralischen Problems. Der Ethikexperte sollte demnach die Auf-
gabe eines Mediators übernehmen: 
 
„die eine Seite für die Sichtweise der anderen zu sensibilisieren, Vorurteile, Fehl-
warnehmungen, und Mythenbildungen zu korrigieren und damit die Bedingungen 
für einen disziplinierten, differenzierten, und rationalen Austausch von Argumen-
ten zu schaffen.“112 
 
Im Rahmen einer Tätigkeit in einem Gremium der Politikberatung steht die ethische 
Expertise nicht im Sinne einer Fachberatung im Vordergrund des Ethikexperten. Für 
Dieter Birnbacher ist er weniger der Sachverständige oder Fachexperte, der konkrete 
Handlungsempfehlungen auf der Grundlage seines Fachwissens ausspricht, sondern 
vielmehr ein denkfähiger und moralisch sensibler Laie, der sich weniger um die richti-
gen Antworten als um die richtigen Fragen bemüht. Dabei sollte er allerdings die Sys-
tematisierung der Beurteilungsmaßstäbe sicherstellen, so dass sie als Konsequenzen 
impliziter höherstufiger Prinzipien deutlich werden. Der Anspruch des Ethikers sollte 
es demzufolge sein, zur Begründung von Moral beizutragen und Einzelfallurteile in 
eine zusammenhängende und in sich konsistente Theorie einzubetten.113 
In ihrem Beitrag „Über die Funktionen und Rollen von Ethik-Experten“114 diskutiert Car-
men Kaminsky drei Modelle, in denen die Experten in konkreten Moraldebatten auftre-
ten können. Im kurativem Modell besteht die Aufgabe des Ethikexperten darin, mora-
lische Probleme zu lösen beziehungsweise direkt zu beheben. Dabei trifft er auf der 
Grundlage seines umfangreichen Sachwissens und unter Berücksichtigung aller Ein-
stellungen und Intuitionen ein begründetes moralisches Urteil. Die zentrale Annahme, 
dass der Experte überlegenes moralisches Wissen gegenüber dem Laien vorweisen 
kann, ist – wie bereits erwähnt – allerdings umstritten. Gegenüber diesem Ansatz sieht 
das Schulungsmodell vor, dass der Ethikexperte für die ethische Adäquatheit des Dis-
kurses sorgt, indem er sein ethisches Wissen und Können dafür einsetzt, das Bewusst-
sein der anderen Diskursteilnehmer für ethische Konflikte zu schärfen und zur Begriffs-
klärung sowie zur Argumentationsanalyse beizutragen. Darüber hinaus sollte er didak-
tische und pädagogische Fähigkeiten wie beispielsweise mediatorische Kompetenzen 
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einbringen, indem er die verschiedenen Standpunkte des Diskurses und deren Kon-
sequenzen beleuchtet. Im dritten Gutachter-Modell sorgt der Ethikexperte für die ethi-
sche Begründetheit und Begründbarkeit der Diskursergebnisse. Dementsprechend 
beurteilt er die ausgehandelten Urteile und Forderungen der konkreten Moraldebatte, 
indem er Schwachstellen in den Begründungen sucht, die Korrektur ungenauer Be-
griffsverwendungen, die Prüfung und gegebenenfalls Ergänzung von Argumenten so-
wie die Prognose von möglichen Risiken und Nebenwirkungen der Entscheidungen 
vornimmt. 
Welches der Modelle in der Praxis Anwendung findet, kann nicht etwa der Ethikexperte 
selbst entscheiden – dies hängt von der Struktur des Gremiums ab, in dem er tätig 
ist.115 
Eine kritische Position in Hinblick auf die soziale Rolle von Ethikexperten für morali-
sche Fragestellungen beleuchtet beispielsweise Sarah McGrath in ihrem Beitrag 
„Skepticism about Moral Expertise as a Puzzle for Moral Realism”116. Auch David Ar-
chard hinterfragt die Rolle jener Experten in seinem Artikel „Why Moral Philosophers 
are not and should not be Moral Experts“117, in dem er vier Argumente ausführt, die 
seine Aussage stützen, dass Philosophen in Bioethikkommissionen nicht als Moralex-
perten gelten sollen. Dazu zählen: 
 
“The existence of extreme disagreement between moral philosophers about 
moral matters; the lack of a means clearly to identify moral experts; that expertise 
cannot be claimed in that which lacks objectivity; and that ordinary people do not 
follow the advice of moral experts.”118 
 
Nach Andreas Vieth sollten Experten der Moralphilosophie drei Leistungen erbringen 
können. Erstens sollten sie die Klärung und Analyse von einschlägigen Konzepten 
vornehmen, zweitens zur Argumentationsanalyse beitragen und drittens selbst vorbild-
lich argumentieren können.119 In Hinblick auf klassische Ansätze der philosophischen 
Ethik geht Andreas Vieth allerdings davon aus, dass diese in der angewandten Ethik 
oft hinderlich und irrelevant sind, sofern sie fundamentistisch sind. Für die Tätigkeit in 
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Ethikkommissionen hält er sie für hinderlich, da die Berater in komplexen Entschei-
dungssituationen auf der Grundlage ihrer ethischen und moralischen Erfahrungen auf 
ihre jeweiligen Favoriten zurückgreifen würden, um die Komplexität zu reduzieren. Er 
hält die Lebenserfahrungen von Personen als ganze für auschlaggebend und schreibt 
den ethischen Experten somit keine privilegierte Position zu. Darüber hinaus hält Vieth 
klassische Ansätze für irrelevant aufgrund der Uneinigkeit darüber, welche Ethik die 
richtige ist. Dabei geht er davon aus, dass der Expertenstreit um die richtige philoso-
phische Ethik eher weltanschaulich als argumentativ geführt wird. Seinen Ausführun-
gen nach sind es die praktischen Erfahrungen der Personen und nicht die philosophi-
sche Expertise hinsichtlich einer Theorie, die für die Einzelfallentscheidung von Be-
deutung sind. 
 
„Weder eine besondere Form der Erkenntnis noch eine besondere Methode der 
Reflexion können Anspruch auf ein Monopol als ethische Erkenntnisquelle im 
Beratungsprozess erheben.“120 
 
Im Zuge der Auseinandersetzung mit Expertenwissen im Zusammenhang mit der phi-
losophischen Kommissionsberatung geht Ludwig Siep von folgendem Expertenver-
ständnis aus: 
 
„Experte ist jemand, der über Fachwissen verfügt, das unter Beachtung aner-
kannter Methoden erworben und weitergegeben werden kann. Stellungnahmen 
von Experten haben gewöhnlich die Form von Gutachten, deren Inhalte durch 
Prüfung der Daten, der verwendeten Quellen und der Schlüssigkeit der Argumen-
tation nachvollziehbar oder kritisierbar sind.“121 
 
Daran anknüpfend zeichnet den Ethikexperten aus, dass er Kenntnis und Verständnis 
ethischer Grundbegriffe und Verfahren, aber auch klassischer ethischer Positionen 
vorweisen kann. Vor dem Hintergrund ethischer Problemstellungen soll er dabei nicht 
eine Position einnehmen, sondern vielmehr verschiedene Positionen erkennen, ver-
stehen und alternative Lösungsmöglichkeiten unterscheiden können. In Hinblick auf 
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den Anwendungsbereich von ethischer Expertise sieht Siep in den Einrichtungen der 
ethischen Politikberatung weniger technische oder erfahrungswissenschaftliche Fach-
experten, sondern vielmehr Ethiker, die dem phronimos im aristotelischen Sinne glei-
chen, der als Berater mit Klugheit, Erfahrung und Weitblick verstanden werden 
kann.122 
Die Aufgaben des ethischen Experten sieht Kristiane Weber-Hassemer in der Aufbe-
reitung von Argumenten, ethischen Optionen, ihren argumentativen Voraussetzungen 
und Folgen. Neben dem bereichsspezifischen Fachwissen sind gesellschaftliche Sen-
sibilität und soziale Kompetenz ein bedeutendes Merkmal des Ethikexperten.123 
Unter Berücksichtigung der vorgestellten Positionen in der Diskussion um den Ethik-
experten soll abschließend die folgende Eingrenzung des Begriffes zur weiteren Ver-
wendung in der vorliegenden Arbeit gelten. Diese ist als Anpassung und Erweiterung 
der Expertendefinition nach Goldman aus dem vorangegangenen Abschnitt zu verste-
hen, die lautete: 
 
„Person A is an expert in domain D if and only if: (1) A has considerably more 
beliefs in true propositions and/or fewer beliefs in false propositions within D than 
the cast majority of people do; and (2) A possesses a set of skills and methods 
for apt and successful deployment of this knowledge to new questions in D.”124 
 
Eine Person A gilt als Ethikexperte, wenn sie in einem ethischen Forschungsfeld D 
über mehr Fachwissen – wie Theorien und deren Anwendungsbereiche – verfügt als 
die meisten Menschen. Grundlage dieses Wissens ist das wissenschaftliche Studium 
und langjährige Erfahrungen auf diesem Gebiet. Darüber hinaus muss sie relevante 
Kompetenzen und Methoden vorweisen, um für eine Referenzgruppe als Experte in 
einem besonderen Dienstleistungsverhältnis zu interagieren. Allerdings ist der Ethik-
experte dabei als systematisierender und strukturierender Moderator zu verstehen, 
weniger als sachverständiger Fachexperte für moralische Fragestellungen. Das spe-
zifische Alleinstellungsmerkmal vom ethischen Experten ist neben der Eingrenzung 
auf den Bereich der Ethik demnach das besondere Dienstleistungsverhältnis, in dem 
er zu einer Referenzgruppe steht. Dieses zeichnet sich insbesondere dadurch aus, 
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dass dem Experten nicht überlegenes Wissen und exklusive moralische Autorität zu-
gesprochen wird. Er erhält den Expertenstatus weniger durch die Bereitstellung von 
fachspezifischen Informationen und konkreten Handlungsempfehlungen für morali-
sche Problemstellungen, sondern vielmehr durch die Definition von vielschichtigen Be-
griffen, der Moderation zwischen mehreren Positionen sowie der ausdifferenzierten 
Darlegung von Argumentationsstrukturen. 
Zur weiterführenden Darstellung und Diskussion der Aufgaben der Ethikexpertise wer-
den im anschließenden Kapitel 3. Ethikkommissionen in öffentlichen Entscheidungs-






















3. Ethikkommissionen in öffentlichen Entscheidungsprozessen 
Im folgenden Kapitel werden Ethikkommissionen als Gremien der ethischen Politikbe-
ratung in öffentlichen Entscheidungsprozessen thematisiert. Die Kommissionen im Be-
reich der Lebenswissenschaften tragen eine Vielzahl unterschiedlicher Namen und 
sind in diverse Beratungs- und Entscheidungsprozesse involviert. Dabei weisen die 
Gremien unterschiedliche Aufgabenbereiche und Entscheidungsbefugnisse auf und 
unterscheiden sich ferner hinsichtlich ihres Ursprungs und ihrer Legitimation sowie ih-
rer Reichweite. Diese vier Kategorien geben einen Überblick über die verschiedenen 
Aufgaben, Formen und Funktion von Ethikkommissionen. Diese gehen auf den Philo-
sophen Ludwig Siep zurück und werden im Folgenden weiter ausgeführt.125 
Anknüpfend an die Darstellung der Aufgaben und Formen von Ethikkommissionen 
wird das Spannungsfeld zwischen Anspruch und tatsächlicher Leistungsfähigkeit der 
Gremien der ethischen Politikberatung untersucht. Vor dem Hintergrund der zahlrei-
chen Akteure in Wissenschaft, Politik und Gesellschaft, welche die Struktur und Ar-
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3.1 Aufgaben und Formen von Ethikkommissionen 
In Hinblick auf die Anwendungsbereiche ethischer Expertise sind zahlreiche Institutio-
nen zu finden, die mit unterschiedlichen Namen, Aufgaben und Formen in der ethi-
schen Politikberatung tätig sind. Dabei kann die Unterscheidung zwischen Institutionen 
mit enger Anbindung an politische Entscheidungsträger wie beispielsweise Regierun-
gen oder Parlamente und Institutionen mit wenig oder keiner Anbindung an jene Ak-
teure getroffen werden, zu denen Bürgerkonferenzen oder Diskurstagungen zählen.126 
Im Rahmen dieser Arbeit soll die erste Institutionengruppe im Mittelpunkt der Untersu-
chung stehen, indem insbesondere der Aufgabenbereich von nationalen Ethikkommis-
sionen im Bereich der Bioethik fokussiert wird. Diese gehören zu den zentralen For-
schungsgegenständen in der angewandten Ethik.127 
Für die folgende Auseinandersetzung mit Ethikkommissionen ist vorab die Unterschei-
dung zwischen dem wissenschaftlichen und dem öffentlichen Ethik-Begriff vorzuneh-
men. Auf der einen Seite beinhaltet der wissenschaftliche Begriff die Begründung von 
richtigen Handlungen, Verhaltensweisen und Zielen sowie guten Werten und Eigen-
schaften wie beispielweise bestimmten Tugenden. Auf der anderen Seite sind beim 
öffentlichen Ethik-Begriff die Anwendung und Überprüfung von Normen, Gesetzen o-
der Richtlinien zentral.128 In Bezug auf die Untersuchung von Ethikkommissionen steht 
der öffentliche Begriff im Mittelpunkt des folgenden Abschnittes. 
Aufgrund der Namensvielfalt gelten für die weitere Begriffsverwendung Ethikräte, zent-
rale Ethikkommissionen, Ethikbeiräte oder Ethikgruppen als Ethikkommissionen. 
Diese Bezeichnung wird auf diejenigen Gremien eingegrenzt, die im Bereich der Le-
benswissenschaften als beratende Akteure an einem öffentlichen Entscheidungspro-
zessen beteiligt sind und dabei die Aufgabe wahrnehmen, ethische Normen kritisch zu 
analysieren und zu prüfen sowie die möglichen Folgen einer politischen Entscheidung 
abzuschätzen.129 
Geschichtlich lassen sich Ethikkommissionen im Bereich der Biomedizin auf die De-
klaration von Helsinki des Weltärztebundes zu Ethischen Grundsätzen für die medizi-
nische Forschung am Menschen zurückführen, die von der 18. Generalversammlung 
des Weltärztebundes im Juni 1964 verabschiedet und anschließend mehrfach revidiert 
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127 Vgl. Dreier 2011; Ach/Runtenberg 2002. 
128 Vgl. Siep 2008: 182-183. 
129 Vgl. Taupitz 2003: 817. 
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wurde. In der aktuellen Version stehen neben den generellen Grundsätzen auch kon-
krete Regelungen wie die Genehmigungspflicht für Forschungsvorhaben durch unab-
hängige Ethikkommissionen und der Vorrang des Wohlergehens von Versuchsperso-
nen vor wissenschaftlichen Interessen.130 
In Folge dessen ist in der ethischen Politikberatung spätestens seit Anfang der 1980er 
Jahre eine Institutionalisierung der Ethik zu erkennen, indem die Anzahl der Ethikkom-
missionen anfangs quantitativ, anschließend qualitativ gestiegen ist. Mit einer Vielzahl 
von Namen, Aufgaben, Formen und Funktionen befassen sich die Gremien mit den 
unterschiedlichsten Problemstellungen im Bereich der Lebenswissenschaften. Diese 
Kommissionen wurden eingerichtet, um Normsetzungs- oder Normvollzugsentschei-
dungen im Bereich der Bioethik und des Biorechts zusätzlich durch wissenschaftliche 
Expertise aus verschiedenen Fachgebieten abzusichern. Nachdem sie ursprünglich 
nur im Bereich der biomedizinischen Forschung zur Kontrolle von Humanexperimen-
ten und klinischen Arzneimittelprüfungen eingesetzt wurden, sind Ethikkommissionen 
aus der heutigen Bioethikdebatte mit der Auseinandersetzung von gesellschaftlichen 
Problemstellungen nicht mehr wegzudenken.131 
Diese Entwicklung lässt sich unter anderem auf die Vielschichtigkeit und Komplexität 
der Themen zurückführen, die in pluralistischen Gesellschaften diskutiert werden. Vor 
allem bei gesellschaftlichen Debatten, bei denen moralische Aspekte eingebracht wer-
den und divergierende Normen aufeinandertreffen, ist eine Versachlichung und Pro-
fessionalisierung des Diskurses erforderlich. Zur Bewältigung dieser komplexen Sach-
verhalte werden eine sachgerechte Problembeschreibung, eine Bewertung von Risi-
ken und Chancen, ein Abwägen von Optionen und eine zielorientierte Lösungsfindung 
aus unterschiedlichen Disziplinen benötigt, die in Expertenkommissionen erarbeitet 
werden.132 Dabei sind das Bestreben vieler Menschen, angesichts neuer Entwicklun-
gen und Technologien das Verhältnis zwischen Bürgern, Politikern und Experten neu 
zu organisieren, sowie das Streben nach einer neuen Art der Legitimation der Wissen-
schaft gegenüber der Öffentlichkeit weitere bedeutende Faktoren.133 
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Um einen Überblick über die verschiedenen Ethikkommissionen zu gewährleisten, eig-
net sich die Unterscheidung von Ludwig Siep. Diese Kategorisierung umfasst die ge-
samte Bandbreite der Gremien der ethischen Politikberatung. Demnach lassen sich 
Ethikkommissionen nach Aufgaben, Entscheidungsbefugnissen, Ursprung und Legiti-
mation sowie Reichweite differenzieren.134 
Der Aufgabenbereich von Ethikkommissionen ist in: 
(a) die Beratung, Bewilligung und Beobachtung von Forschung, 
(b) die Beratung der Entscheidungen von Ärzten und medizinischen Einrichtun-
gen bei Einzelfällen, aber auch über Abläufe, Regeln und Maßnahmen in diesen 
Einrichtungen sowie 
(c) die Beratung über Regeln, Richtlinien und Maßnahmen an Regierungen oder 
Berufsverbänden unterteilt. 
Als Beispiel für Ethikkommissionen, die in der Beratung, Bewilligung und Beobachtung 
von Forschung eingesetzt werden, sind Gremien für medizinische Forschung bei Kli-
niken, Universitäten und Landesärztekammern zu nennen. Demgegenüber sind Klini-
sche Ethikkomitees in Krankenhäusern für die Beratung der Entscheidungen von Ärz-
ten und medizinischen Einrichtungen bei Einzelfällen zuständig. Die Aufgabe von zent-
ralen Ethikkommissionen wie die bei der Bundesärztekammer liegt in der Beratung 
über Regeln, Richtlinien und Maßnahmen. 
Die Unterscheidung nach Entscheidungsbefugnissen beinhaltet die Kategorien: 
(a) beratende und vorschlagende Kommissionen sowie 
(b) Kommissionen mit Genehmigungskompetenz. 
Dabei nehmen nationale Ethikkommissionen wie der Deutsche Ethikrat eine beratende 
und vorschlagende Funktion in gesellschaftlichen und politischen Entscheidungspro-
zessen ein, indem sie Stellungnahmen entwickeln. Im Gegensatz dazu haben Bewilli-
gungskommissionen wie Gremien in der klinischen Forschung Genehmigungskompe-
tenz. Nach dem Arzneimittelgesetz müssen sie bestimmte Forschungsvorhaben ge-
nehmigen, bevor diese umgesetzt werden können. 
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Bei der Differenzierung nach Ursprung und Legitimation sind entweder 
(a) gesetzliche oder 
(b) freiwillige Kommissionen vorgesehen. 
Zu den gesetzlichen Gremien gehören beispielsweise Forschungskommissionen und 
der Deutsche Ethikrat, der durch das Gesetz zur Einrichtung des Deutschen Ethikra-
tes135 legitimiert ist. Kommerzielle Kommissionen oder jene in Unternehmen sind frei-
willige Kommissionen, die auf kein Gesetz zurückführbar sind. 
 Schließlich wird bei der Reichweite zwischen: 
(a) lokal, 
(b) regional und 
(c) national oder übernational unterschieden. 
Auf der untersten Ebene sind die klinischen Komitees auf lokaler Ebene zu finden, 
während Gremien wie diejenigen bei Landesärztekammern auf regionaler Ebene ver-
ortet sind. Abschließend existieren neben nationalen Ethikkommissionen auch über-
nationale Gremien wie die European Group on Ethics in Science and New Technolo-
gies136 der Europäischen Union oder Kommissionen der United Nations Educational, 
Scientific and Cultural Organization.137 
Als Beispiel für eine nationale Ethikkommission, die im Fokus der vorliegenden Arbeit 
stehen, kann der Deutsche Ethikrat angeführt werden. Nach seinem Vorläufer, dem 
Nationalen Ethikrat, wurde der Deutsche Ethikrat 2007 durch das Gesetz zur Einrich-
tung des Deutschen Ethikrates (Ethikratgesetz – EthRG) eingerichtet. 
 
„Der Deutsche Ethikrat verfolgt die ethischen, gesellschaftlichen, naturwissen-
schaftlichen, medizinischen und rechtlichen Fragen sowie die voraussichtlichen 
Folgen für Individuum und Gesellschaft, die sich im Zusammenhang mit der For-
schung und den Entwicklungen insbesondere auf dem Gebiet der Lebenswissen-
schaften und ihrer Anwendung auf den Menschen ergeben. Zu seinen Aufgaben 
gehören insbesondere: 
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1. Information der Öffentlichkeit und Förderung der Diskussion in der Gesellschaft 
unter Einbeziehung der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen; 
2. Erarbeitung von Stellungnahmen sowie von Empfehlungen für politisches und 
gesetzgeberisches Handeln; 
3. Zusammenarbeit mit nationalen Ethikräten und vergleichbaren Einrichtungen 
anderer Staaten und internationaler Organisationen.“138 
 
In der ethischen Politikberatung nimmt er als politisches Beratungsgremium einerseits 
und öffentliches Dialogforum für gesellschaftliche Themen andererseits eine zentrale 
Rolle ein. Durch seine Stellungnahmen und Handlungsempfehlungen an Politik und 
Gesetzgebung ist er ein wichtiger Akteur sowie fester Bestandteil des politischen Sys-
tems und gilt als „pragmatisches, pluralistisches Entscheidungshilfegremium“139. Die-
ses Gremium verfügt über weitreichende Mitgestaltungsmöglichkeiten von gesetzge-
berischen Prozessen und gesellschaftlichen Debatten. 
Vor dem Hintergrund der Aufgabendiskussion von Ethikkommissionen ist nach Kristi-
ane Weber-Hassemer eine Ethisierung zahlreicher gesellschaftlicher Teilsysteme in 
der Institutionalisierung von Ethik zu erkennen. In Bereichen, in denen rechtliche Rah-
menbedingungen und Tendenzen in Technik und Forschung in Verbindung mit ethi-
schen Fragestellungen von Ungewissheit und Unsicherheit geprägt sind, werden Gre-
mien der ethischen Beratung eingesetzt. Vor allem bei gesellschaftlichen Verteilungs-
konflikten und kontrovers diskutierten Themen, bei denen moralische Aspekte relevant 
sind, werden Ethikkommissionen damit beauftragt, Problemlösungsstrategien für die 
Politik zu entwickeln. Der Beratungsprozess durch die ethische Expertise soll dabei 
zur Erhöhung der Anerkennung des Ergebnisses beitragen. Im Rahmen der ethischen 
Politikberatung besteht die Aufgabe der Expertengremien unter anderem darin, Stel-
lungnahmen und konkrete Empfehlungen für politisches und gesetzgeberisches Han-
deln zu entwickeln.140 
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Jedoch gehen politischen Entscheidungen komplexe Abstimmungsprozesse voraus, 
an denen eine Vielzahl von Akteuren beteiligt ist. Neben den Repräsentanten spielen 
Interessengruppen, Verbände und Medien eine wichtige Rolle bei der Entscheidungs-
findung. Im Zuge der öffentlichen Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen Entwick-
lungen und politischen Debatten stellt das Internet eine bedeutende Arena dar. Auf der 
einen Seite wird dort fachlicher Informationsaustausch, auf der anderen Seite aber 
auch kontroverse Meinungsbildung betrieben. Allerdings sollten bei Debatten, bei de-
nen es um gesellschaftliche Konflikte und normative Bewertungen geht, die Delibera-
tion und die damit verbundene diskursive Prüfung von Argumenten im Mittelpunkt der 
Gesellschaft stehen. Die Aufgabe von Ethikkommissionen besteht folglich darin, im 
Zuge von Fallerörterungen den Common Sense kritisch zu reflektieren. Demnach gibt 
es keinen vorgezeichneten Weg für die Feststellung, welche Maßnahmen bei be-
stimmten Problemstellung angemessen sind. Diese Erkenntnis wird als Selbstaufklä-
rung der Ethik bezeichnet.141 
Im Zuge der ethischen Politikberatung sollen Ethikkommissionen dazu beitragen, die 
politischen Entscheidungsträger in einem von Unsicherheit geprägtem Feld unter Ein-
beziehung der Öffentlichkeit zu beraten. In pluralistischen Gesellschaften mit verschie-
denen normativen Wertvorstellungen ist daher von großer Bedeutung, dass die Öffent-
lichkeit alle entscheidungsrelevanten Informationen erhält. Ein zentrales Ziel dieser 
Politikberatung besteht somit in der Förderung des gesellschaftlichen Diskurses. Hier-
bei sollen die Kommissionen zur Versachlichung und damit zur Professionalisierung 
der öffentlichen Debatte beitragen. Bei kontrovers diskutierten Fragestellungen wie in 
den Bereichen der Stammzellforschung oder Fortpflanzungsmedizin und bei morali-
schen Konflikten wie der Beschneidung nicht einwilligungsfähiger Jungen aus religiö-
sen Gründen nehmen Ethikkommissionen eine Orientierungsfunktion für die Gesell-
schaft ein.142 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass Gremien der wissenschaftlichen Politik-
beratung wichtige Akteure in Prozessen der gesellschaftlichen und politischen Ent-
scheidungsfindung sind. Zu ihren Aufgaben zählen vor allem die Information der Öf-
fentlichkeit und die Förderung der Diskussion in der Gesellschaft unter Einbeziehung 
der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen. Dabei sollen sie zur Professionalisie-
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rung und Rationalisierung des öffentlichen Diskurses beitragen, indem sie die Identifi-
zierung, Strukturierung und Prüfung von Argumenten vornehmen. Die berufenen Ex-
perten sollen ihre analytischen und rekonstruktiven Kompetenzen einbringen und da-

































3.2 Anspruch und Kritik an Ethikkommissionen 
Im Rahmen ihrer Beratungstätigkeiten befinden sich Ethikkommissionen im Span-
nungsfeld zwischen dem Anspruch, den Öffentlichkeit und Politik an sie erheben, und 
der tatsächlichen Leistungsfähigkeit, die sie vorweisen können. Um diesen Bereich 
zwischen den demokratietheoretischen und auch moralischen Ansprüchen auf der ei-
nen Seite sowie den Sachzwängen und praktischen Gegebenheiten auf der anderen 
Seite zu überbrücken, soll die Unterscheidung zwischen idealen Normen und Praxis-
normen dienen, die auf Richard Hare zurückgeht.143 
Diese Differenzierung lässt sich mit dem Verhältnis zwischen Verfassungsnormen und 
einfachen Gesetzen vergleichen. Während die Idealnormen in der Philosophie auf ide-
ale Akteure zugeschnitten sind, die über vollständige Informationen, ideale Fähigkei-
ten sowie absolute Unparteilichkeit verfügen, gehören die Praxisnormen, die aus ide-
alen Normen abgeleitet werden können, vordergründig in die praxisnahen Bereiche 
des Rechts und der Politik. Sie beziehen sich auf reale Akteure und sollen konkrete 
Handlungsanleitungen gewährleisten.144 
Die idealen Normen sind in der Regel so anspruchsvoll, dass sie in der Praxis kaum 
durchsetzbar sind. Demnach gelten sie als Ergebnis abstrakter und normativ-ethischer 
Überlegungen, die aufgrund ihrer übermäßigen Rigidität kontraproduktiv sein können. 
Aufgrund ihrer Allgemeinheit und Unbestimmtheit können sie faktisch nicht als Regeln 
für die konkrete Lebenspraxis gelten. Die Aufgabe der wirksamen angewandten Ethik 
besteht unter anderem darin, diese Idealnormen an die faktischen Verhältnisse anzu-
passen. Dabei nimmt sie eine Vermittlungsfunktion zwischen den abstrakten Idealen 
und den Praxisanforderungen ein. Eine tragfähige angewandte Moralkonzeption muss 
also so beschaffen sein, dass sie eine legitime Anpassung an die faktischen Gege-
benheiten ermöglicht, ohne sich zu stark an opportunistischen Gepflogenheiten in der 
Praxis zu orientieren. Demzufolge müssen die obersten ethischen Prinzipien in lehr- 
und lernbaren Regeln für bestimmte praktische Kontexte konkretisiert werden.145 
Für das Spannungsfeld, in dem sich Ethikkommissionen als Gremien der ethischen 
Politikberatungen befinden, soll diese Gegenüberstellung bei der Auseinandersetzung 
mit den kritischen Einwänden berücksichtigt werden. 
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Gemeinhin ist die Aufgabe von Experten in der klassischen Politikberatung die Lösung 
von fachspezifischen, politischen und gesellschaftlichen Problemstellungen. Dabei be-
steht die Leistung dieser Fachleute nicht nur in der zeiteffizienten Bereitstellung von 
Informationen und Sachwissen, sondern auch in Diagnosen und konkreten Strategien 
zur Problemlösung.146 
In Hinblick auf den Anspruch an Ethikkommissionen lässt sich festhalten, dass der 
Beratungsprozess durch die ethische Expertise vor allem zur Erhöhung der Anerken-
nung der politischen Entscheidung beitragen soll. Im Rahmen der ethischen Politikbe-
ratung besteht die Aufgabe der Expertengremien vordergründig darin, Stellungnah-
men und konkrete Empfehlungen für politisches und gesetzgeberisches Handeln zu 
entwickeln. Darüber hinaus zählen aber auch die umfassende Information der Öffent-
lichkeit und die Förderung der Diskussion in der Gesellschaft unter Einbeziehung der 
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen zu den Aufgaben von jenen Ethikgre-
mien.147 
Während von den beratenden Experten erwartet wird, den Entscheidungsfindungspro-
zess ressourceneffizient mit einer konkreten Handlungsempfehlung abzuschließen, 
sollten darüber hinaus möglichst viele Standpunkte und Interessen der Bevölkerung 
im Beratungsprozess abgebildet werden, um ein hohes Maß an Repräsentativität und 
Akzeptanz der Empfehlungen zu erlangen.148 Die Ethikkommissionen befinden sich 
somit im Spannungsfeld zwischen der Forderung nach einem expertengestützten, ef-
fektiven Beratungsprozess mit eindeutigem Ergebnis auf der einen Seite sowie dem 
Anspruch an einen pluralistischen, repräsentativen Entscheidungsprozess auf der an-
deren Seite. Letzterer endet allerdings zunehmend im Dissens, je höher das Maß der 
Pluralität der moralischen Positionen sowie der wissenschaftlichen Diversität der Ex-
perten gewährleistet wird. 
Die grundlegenden Kritikpunkte beziehen sich auf die Legitimität und Qualität der Ex-
pertenkommissionen. In Hinblick auf die Legitimität beklagen einige Kritiker den unkla-
ren Einfluss der Experten im politischen Prozess generell, während andere die kon-
krete Ausgestaltung der wissenschaftlichen Politikberatung durch die Experten bean-
standen. In der sozialwissenschaftlichen Expertiseforschung steht eine Problematik im 
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Mittelpunkt der Debatte, die Peter Weingart als „Legitimationsdilemma“149 definiert hat. 
Demnach muss ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen der notwendigen Beteiligung 
von beratenden Expertengremien und der öffentlichen Zustimmung hinsichtlich der 
ausreichenden Legitimität eines Entscheidungsprozesses gewährleistet werden. Das 
Dilemma besteht folglich darin, dass die Beteiligung von Experten an öffentlichen Ent-
scheidungsprozessen einerseits hinsichtlich Beratungsbedarf und Sachverständnis 
notwendig ist, andererseits aus demokratietheoretischer Sicht fragwürdig ist. Diese 
Legitimationsproblematik wurde von Stephen Turner noch verschärft, indem er zur Dis-
position stellte, ob Expertise nicht eine fundamentale Bedrohung für liberale Demokra-
tien darstelle.150 Diese prinzipielle Kritik geht auf die Geltungsansprüche der Experten-
rationalität zurück und rückt die Forderung nach einer hinreichend legitimierten Betei-
ligung von Experten an politischen Entscheidungsprozessen in den Vordergrund. 
Die anfangs quantitativ, anschließend qualitativ steigende Anzahl beratender Exper-
tengremien lässt sich unter anderem auf die Vielzahl und Komplexität der Themen 
sowie die stärkere Gewichtung von wissenschaftlichen und technischen Dimensionen 
der politischen Entscheidungsprozesse zurückführen. In der öffentlichen Auseinander-
setzung wurde diese Entwicklung als „Kommissionitis“151 kritisiert und befürchtet, 
Deutschland sei längst zur „Berliner Räterepublik“152 verkommen. Diese Begriffe bein-
halten die grundlegende Kritik, dass politische Entscheidungen weniger von demokra-
tisch legitimierten Abgeordneten und Repräsentanten, sondern vielmehr von einer un-
übersichtlichen Vielzahl von beratenden Expertenkommissionen getroffen werden. In 
Bezug auf die Mitgestaltungsmöglichkeiten der politischen Entscheidungsprozesse, 
die Expertenkommissionen durch ihre beratenden Tätigkeiten ausüben können, kriti-
sierte auch Hans-Jürgen Papier, der ehemalige Präsident des Bundesverfassungsge-
richts, die „Politik mit Kommissionen“153. In seinem Beitrag in der Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung warnte er vor einer demokratiegefährdenden Selbstentmachtung des Par-
laments. Demnach sollte der Deutsche Bundestag seiner Aufgabe der öffentlichen De-
batte politischer Themen als Rede- und Arbeitsparlament nachgehen und so wenige 
Kompetenzen wie möglich an Kommissionen abgeben. 
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Im Kern dieser Kritik steht der Vorwurf, dass das Parlament zur Auslagerung von poli-
tischen Entscheidungen beiträgt. Demzufolge nimmt es seine Aufgabe, die Interessen 
und Wertvorstellungen der pluralistischen Gesellschaft im öffentlichen Wettstreit zu 
aggregieren, um diese anschließend in Form von Gesetzen implementieren zu kön-
nen, nicht in ausreichendem Maße wahr. Dieser Argumentation folgend, verlassen sich 
die Abgeordneten auf das Sachwissen und die Empfehlungen der Kommissionsmit-
glieder, ohne selbst hinreichend an dem Entscheidungsfindungsprozess mitgewirkt zu 
haben. Die inhaltliche Entscheidung über Problemlösungsmaßnahmen fällt demnach 
im Entscheidungsgremium, bevor die Abgeordneten die Abstimmung im Parlament le-
diglich formal beschließen. 
Die Auslagerung von politischen Entscheidungen an Expertenkommissionen und die 
damit einhergehende Übertragung von politischer Entscheidungsgewalt wird im Ext-
remfall als „Expertokratie“154 bezeichnet. Im Gegensatz zur demokratischen Volksherr-
schaft beschreibt die Expertokratie eine Herrschaft der Experten anstelle von gewähl-
ten Repräsentanten. Diese mögliche „Tyrannei der Experten“155 würde dem Grundge-
danken der repräsentativen Demokratie und dem diesen zugrunde liegenden Ideal der 
politischen Gleichheit widersprechen. Demnach würde die „Expertokratie als neue 
Herrschaftsform“156 einen Entstaatlichungsprozess zur Folge haben, indem politische 
Entscheidungen zunehmend von nicht-politischen Akteuren getroffen werden. Demzu-
folge hätten staatliche Institutionen ihre Rolle als Gestalter des gesellschaftlichen Zu-
sammenlebens an die Politikberater abgegeben. Auch wenn die Expertokratie als 
überspitzte Befürchtung aufgefasst werden kann, wird in Wissenschaft und Gesell-
schaft darüber debattiert, dass die Rolle von Experten im Bereich technikpolitischer 
Entscheidungen problematisch oder zumindest diskussionswürdig ist. 
Neben der generellen Problematik hinsichtlich der demokratietheoretischen Legitimität 
wird die Qualität der Arbeitsweisen der Expertenkommissionen diskutiert. Es wird kri-
tisiert, dass der Beratungsprozess durch die Expertenkommissionen in einer undurch-
sichtigen „Black Box“157 stattfindet. In der Vielzahl der beratenden Gremien sind dem-
nach die rechtliche Stellung und der tatsächliche Einfluss der Experten unklar. Durch 
die Bereitstellung von ausgewählten Informationen und konkreten Handlungsempfeh-
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lungen können sie gesetzgeberisches Handeln mitbestimmen. Diese intransparent ge-
troffenen Entscheidungen können anschließend nur schwierig nachvollzogen werden. 
In Hinblick auf diese Mitgestaltung der politischen Entscheidungsprozesse durch die 
Experten wird vor allem die mangelnde Legitimität ihres Einflusses beanstandet. 
Spiegelbildlich zu dieser kritischen Perspektive wird ein anderer Aspekt beanstandet, 
der die beratenden Expertenkommissionen nicht als expertokratische Machtzentren, 
sondern als politikhörige Gremien betrachtet, die von den politischen Akteuren instru-
mentalisiert werden. Demnach dienen sie ausschließlich dazu, vorgefasste Meinungen 
und politische Interessen durch ihre wissenschaftliche Expertise abzusegnen.158 
Als Beispiel für ein solches Expertengremium gilt bei Kritikern der Nationale Ethikrat, 
der von 2001 bis 2008 als Vorgänger des Deutschen Ethikrates über ethische Fragen 
in den Lebenswissenschaften beriet. Unter der Bundesregierung von Gerhard 
Schröder aus der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) und Bündnis 
90/Die Grünen wurde der Nationale Ethikrat eingesetzt und erarbeitete Stellungnah-
men für politisches und gesetzgeberisches Handeln auf der Grundlage eines Einrich-
tungserlasses in Form einer Kabinettvorlage. Durch diese Form der Einsetzung sah 
sich der Nationale Ethikrat von Beginn an dem Vorwurf ausgesetzt, nicht demokratisch 
legitimiert zu sein und sogar auf verfassungsrechtlich zweifelhafter Grundlage zu agie-
ren. Darüber hinaus wurde er als „Abnickgremium“159 bezeichnet, das lediglich zur Be-
stätigung von politischen Entscheidungen der Bundesregierung eingesetzt worden sei, 
ohne sich selbst unvoreingenommen und tiefgehend mit einem Thema auseinander-
zusetzen. Neben anderen kritischen Stimmen hatte der damalige Bundestagsabge-
ordnete der Christlich Demokratischen Union Deutschlands (CDU) und stellvertre-
tende Vorsitzende der Enquete-Kommission Recht und Ethik der modernen Medizin, 
Hubert Hüppe, die Zusammensetzung des Ethikrates damit scharf kritisiert.160 
Auch auf supranationaler Ebene werden Expertenkommissionen wie die European 
Group on Ethics in Science and New Technologies (EGE) kritisiert. Vor allem die feh-
lende Transparenz und Öffentlichkeit der Entscheidungsprozesse der Ethikkommis-
sion werden bemängelt. Aufgrund der mangelhaften Dokumentation sowie dem be-
schränkten Zugriff auf Protokolle oder andere entscheidungsrelevante Informationen 
wird die Arbeitsweise der Experten beanstandet. Selbst die Europäische Kommission, 
                                                          
158 Vgl. Rom 2010. 
159 Lebensforum 2002: 34. 
160 Vgl. Taupitz 2003: 816-817. 
57 
 
welche die Einrichtung der EGE vorgenommen hat, kann die Prozesse innerhalb des 
Gremiums nur eingeschränkt nachvollziehen.161 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass Expertenkommissionen zu Einrichtun-
gen der Politikberatung gehören, die weitreichende Mitgestaltungsmöglichkeiten so-
wie Kompetenzen vorweisen und dabei eine der wichtigsten Schnittstellen zwischen 
Politik und Wissenschaft darstellen. Diese Gremien können vor allem durch die Kom-
pensation fehlenden Sachwissens einen Mehrwehrt für politische Entscheidungspro-
zesse erbringen. Dabei sind die Experten durch ihre konkreten Handlungsempfehlun-
gen direkt in die Problemlösung involviert. Diese direkte Beteiligung an gesetzgeberi-
schem Handeln und politischer Entscheidung wird allerdings kritisiert. Unter den Be-
griffen Selbstentmachtung des Parlaments und Expertokratie wird der Vorwurf disku-
tiert, dass die Experten politische Mitgestaltung ausüben können, die nicht hinreichend 
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4. Konsens und Dissens in öffentlichen Entscheidungsprozessen 
In pluralistischen Gesellschaften wie der Bundesrepublik Deutschland sind zahlreiche 
Interessen und Meinungen zu finden, die auf unterschiedliche kulturelle, religiöse oder 
gesellschaftliche Wertvorstellungen zurückgehen. Diese können sowohl bei alltägli-
chen Entscheidungsprozessen als auch bei grundlegenden Fragestellungen divergie-
ren. Im Zuge von politischen Entscheidungen, die allgemeinverbindliche Regelungen 
beinhalten, werden in vielschichtigen Aushandlungsprozessen Diskurse über eine 
Vielzahl von Themen geführt. Dabei spielen in den gesellschaftlichen Verteilungskon-
flikten nicht nur politische und wirtschaftliche Interessen, sondern auch moralische 
Standpunkte und Wertvorstellungen eine bedeutende Rolle. 
In diesem Kapitel werden Konsens und Dissens in öffentlichen Entscheidungsprozes-
sen betrachtet. Das Augenmerk liegt dabei auf dem Bereich der Lebenswissenschaf-
ten, der sich aus medizinischen, theologischen, philosophischen, ethischen, sozialen, 
ökonomischen, naturwissenschaftlichen und rechtlichen Aspekten zusammensetzt. 
Anfangs werden die Begriffe Konsens, Konvergenz und Kompromiss hergeleitet und 
vor dem Hintergrund öffentlicher Entscheidungsprozesse in der Demokratie voneinan-
der abgegrenzt. Im Zuge dessen werden verschiedene staatsphilosophische Ansätze 
und Theorien sowie politikwissenschaftliche Konzepte berücksichtigt, um den Kon-
sensbegriff zu definieren. Im darauffolgenden Abschnitt werden unter dem Begriff 
„Disagreement“162 der Dissens unter Experten als Grundmerkmal von Wissenschaft 
und Expertise analysiert. Nach der Definition des Begriffes Dissens werden Meinungs-
verschiedenheiten zwischen Wissenschaftlern thematisiert und dabei geklärt, dass 
diese zwischen epistemisch Unterlegenen, epistemisch Überlegenen und epistemisch 
Ebenbürtigen vorliegen können.163 
Daran anknüpfend wird das Spannungsfeld dargelegt, in dem sich Experten befinden, 
die in der wissenschaftlichen Politikberatung tätig sind. Zu diesem Zweck werden die 
unterschiedlichen Interessen, Wertvorstellungen und Rationalitäten von Politik, Zivil-
gesellschaft und Wissenschaft analysiert. Durch die Gegenüberstellung dieser As-
pekte wird das Entscheidungsfeld der wissenschaftlichen Politikberatung deutlich, in 
dem sich die Gremien befinden. Insgesamt steht der Werte- und Interessenpluralismus 
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als grundlegende Eigenschaft moderner Demokratien und Ursache für alltägliche und 



































4.1 Konsens, Konvergenz und Kompromiss 
In diesem Abschnitt werden Konsens, Konvergenz und Kompromiss definiert und von-
einander abgegrenzt. Als gegensätzliche Begriffe zum funktionalen Dissens, der im 
weiteren Verlauf der vorliegenden Arbeit noch ausführlich expliziert wird, werden im 
Folgenden Konsens, Konvergenz und Kompromiss vor dem Hintergrund gesellschaft-
licher Pluralität in der modernen Demokratie beleuchtet. Im Zuge dieser grundlegen-
den Definition und Klärung der vielschichtigen Zusammenhänge liegt der Fokus auf 
öffentlichen Entscheidungsprozessen. 
Konsens 
Der Konsens ist ein komplexer Begriff, der sowohl durch divergierende Schwerpunkt-
setzungen im Rahmen der Definitionsversuche als auch in praktischen Entscheidungs-
prozessen unterschiedlich verwendet wird. Grundsätzlich geht der Konsensbegriff auf 
das lateinische consensus (omnium) zurück, welches mit Zustimmung, Übereinstim-
mung, Einigkeit und einstimmiger Beschluss übersetzt werden kann. Dabei steht der 
Konsens für die Übereinstimmung zwischen zwei oder mehreren Personen bezie-
hungsweise Parteien. Allerdings kann der Konsens grundsätzlich aus zwei unter-
schiedlichen Blickwinkeln betrachtet werden. Auf der einen Seite kann er als Ergebnis, 
auf der anderen Seite aber auch als Prozess verstanden werden. In Rückgriff auf die-
selben etymologischen Wurzeln steht beim consent (Einwilligung) der Akt der Über-
einstimmung im Zentrum, während der consensus (Konsens) den Fakt und die Sub-
stanz der Übereinstimmung betont.164 
In Hinblick auf öffentliche Entscheidungsprozesse verwenden sowohl Teilnehmer, als 
auch Beobachter den Begriff der Konsensentscheidung in unterschiedlichen Kontex-
ten.165 Dabei lassen sich in der Literatur zwei weitere grundlegende Unterscheidungen 
identifizieren. Auf der einen Seite steht die mental (or individualistic), auf der anderen 
Seite die interactional Konsensdefinition.166 Erstere wird vorrangig verwendet, wenn 
persönliche Einstellungen und Meinungen im Vordergrund stehen – beispielsweise bei 
sozialwissenschaftlichen Erhebungen oder in Organisationen. Dabei wird weiterfüh-
rend in vier Dimensionen unterschieden; welche Personen den Konsens teilen (locus), 
wie viele Personen am Konsens beteiligt sind (scope), wie stark der Konsens zwischen 
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den Personen besteht (degree) und letztlich auch, was der Inhalt des Konsenses ist 
(content).167 Bei der interactional Konsensdefinition stehen kollektive Entscheidungs-
prozesse im Mittelpunkt. Das kollektive Verhalten bestimmt, ob ein Konsens unter den 
beteiligten Personen erreicht werden kann. 
Philippe Urfalino konnte anhand von zahlreichen Beispielen belegen, dass in den un-
terschiedlichsten Entscheidungsprozessen – von gemeinschaftlichen Entscheidungen 
in einem Dorf, über politische Parteien und Organisationen bis hin zu internationalen 
Gremien – die sogenannte rule of non-opposition gilt. Dementsprechend wird eine 
Gruppenentscheidung als Konsensentscheidung angesehen, wenn einem Vorschlag 
keine Anfechtung entgegengesetzt oder kein Gegenvorschlag eingebracht wird.168 Da-
ran anknüpfend kann in Hinblick auf öffentliche Entscheidungsprozesse ferner unter-
schieden werden in Einstimmigkeit, bei der alle Beteiligten zustimmen, und Konsens, 
bei dem kein Beteiligter widerspricht. 
In Bezug auf praktische Entscheidungsprozesse lassen sich vier Konsens-Typen un-
terscheiden, die auf Christoph Haug zurückgehen: imposed, acclaimed, basic und de-
liberate consensus.169 
1. Bei einem auferlegten (imposed) Konsens handelt es sich um einen Konsens-Typ, 
bei dem der Vorsitzende eines Gremiums die Diskursteilnehmer übergeht, indem er 
eine Entscheidung als gemeinschaftlich im Konsens beschlossen deklariert und zum 
nächsten Thema übergeht, ohne divergierende Positionen der Anwesenden anzuneh-
men und ihnen Raum dafür zu geben. Die Hürde, andere Meinungen oder gegenüber-
liegende Standpunkte einzubringen, ist dabei sehr hoch. 
2. Im Rahmen des zustimmenden (acclaimed) Konsenses sollen die Mitglieder einer 
Gruppe ihre Zustimmung und Einigkeit durch Wortlaut oder Handzeichen ausdrücken. 
Dabei wird allerdings grundsätzlich von ihnen erwartet, dem zuvor eingebrachten Vor-
schlag zuzustimmen. Ohne die Frage nach Gegenstimmen oder divergierende Mei-
nungen ist der Konsens das Ziel eines solchen Entscheidungsprozesses, auch wenn 
die Hürde für Dissens niedriger ist als beim imposed consensus. 
3. Der grundlegende (basic) Konsens räumt hingegen den Freiraum für Gegenstim-
men und gegensätzliche Positionen ein. Durch eine Gegenfrage und kurzzeitige Pause 
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können andere Meinungen eingebracht werden. Im Sinne einer konsensorientierten 
Zielgerichtetheit impliziert die Frage nach Gegenstimmen allerdings den Wunsch nach 
Einstimmigkeit, auch wenn die Einschränkung bezüglich eines Dissenses geringer 
sind als zuvor. 
4. Demgegenüber steht der deliberative (deliberative) Konsens, der den Diskursteil-
nehmern nicht nur die Möglichkeit gibt, einen Dissens zu bekunden, sondern vielmehr 
ihre divergierenden Positionen und Meinungen auszuführen und in die Diskussion ein-
zubringen. Dadurch kann gewährleistet werden, dass eine umfassende – durch De-
liberation argumentativ gestützte – Einstimmigkeit hinsichtlich einer bestimmten Frag-
stellung erreicht wird. In diesem Sinne gibt es nahezu keine Einschränkungen, diver-
gierende Positionen einzubringen, die idealerweise am Ende des Diskurses in die Kon-
sensentscheidung eingeflossen sind.170 
Grundsätzlich spielt in öffentlichen Entscheidungsprozessen in der modernen Demo-
kratie der grundlegende Konsens eine zentrale Rolle. Nach Manfred G. Schmidt zählt 
zu den zentralen Funktionsvoraussetzungen von Staat und Gesellschaft, dass ein er-
hebliches Maß an Konsens im Sinne von Zustimmung zu den wichtigsten Zielen, Spiel-
regeln, Werten und Normen eines Gemeinwesens in Form eines Minimalkonsenses 
erreicht werden kann. Das jeweils erforderliche Maß an Konsens und der Schwierig-
keitsgrad erfolgreicher Konsensbildung hängen unter anderem von den politisch-insti-
tutionellen Rahmenbedingungen der Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse ab. 
Der Bedarf an Konsens und die Schranken für die Konsensbildung sind in nichtmajo-
ritären Demokratien tendenziell größer als in der Mehrheitsdemokratie.171 Insgesamt 
lässt sich der grundlegende Konsens als zentraler Orientierungspunkt bezeichnen, der 
die Rahmenbedingungen festlegt, innerhalb derer gesellschaftliche und politische De-
batten ausgetragen werden. 
Dieser fundamentale Grundkonsens schließt die charakteristische Begebenheit plura-
listischer Gesellschaften ein, vielgliedrige Ordnungen sowie unterschiedliche und 
durchaus divergierende Anschauungen in der Bevölkerung aufzuweisen. Gegensätz-
lich zur Vorstellung Jean-Jacques Rousseaus, es könne einen einheitlichen und ein-
deutig ermittelbaren Volkswillen im Sinne einer volonté général geben, akzeptiert der 
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Pluralismus die Vielfalt der Interessen, Positionen und Wertvorstellungen einer moder-
nen Demokratie. Rousseau lehnte die Auffassung ab, dass die Menschen von Natur 
aus in politischen Verbänden lebten, deren Rangordnung der menschlichen Natur und 
der Schöpfungsordnung entsprechen.172 Demnach waren die Menschen ursprünglich 
frei von gesellschaftlichen Zwängen, wurden aber im Laufe der Geschichte vor dem 
Hintergrund der Zusammenschlüsse zu Gemeinschaften zunehmend in die Fesseln 
der Gesellschaft gelegt. Um die ursprüngliche Freiheit wiederherzustellen und gleich-
zeitig eine Rückkehr in den primitiven und unsicheren Naturzustand zu vermeiden, 
konstruierte Rousseau den Gesellschaftsvertrag. Auf dieser Grundlage ist die politi-
sche Ordnung bei ihm als durch Sozialvertrag begründetes Menschenwerk zu verste-
hen, in dem die Bürger ihren Sonderwillen zurückstellen, um die Bildung des Gemein-
willens (volonté général) zu ermöglichen. Dabei zieht er allerdings den Gesellschafts-
vertrag als Urvertrag dem Herrschaftsvertrag vor. Bei Rousseau steht der volonté 
général somit für den normativen Gemeinwillen, der das Gemeinwohl zum Ziel hat. 
Allerdings stellt dieser nicht den empirisch ermittelten Willen der Summe der einzelnen 
Mitglieder der Gesellschaft dar (volonté de tous), der sich aus den einzelnen Partiku-
larinteressen der Individuen im Sinne der Privatinteressen zusammensetzt (volonté 
particulière). Der Gemeinwille ist vielmehr das normative Ziel einer Gemeinschaft von 
tugendhaften Bürgern, welche die verschiedenen Partikularinteressen zurückstellen, 
um das Gemeininteresse zu verwirklichen.173 Zusammenfassend geht die Legitimation 
der Staatsgewalt bei Rousseau als demokratischer Kontraktualist auf den Vertrags-
schluss zurück. Der Staat begründet sich in der Vereinigung freier Individuen, welche 
die Gemeinschaft implizit oder explizit in Form des Vertragsabschlusses in einer freien 
und gleichen Selbstbestimmung begründeten Form von Herrschaft legitimieren.174 
Die Renaissance des kontraktualistischen Ansatzes geht vor allem auf John Rawls 
zurück. In seiner „Theorie der Gerechtigkeit“175 entwickelte er eine Konzeption in Hin-
blick auf die Fragestellung, wie unterschiedliche Weltanschauungen in einer pluralisti-
schen Gesellschaft mit einer gerechten politischen Ordnung vereinbar sind. Indem 
eine politische Gerechtigkeitskonzeption so anlegt wird, dass ein übergreifender Kon-
sens (overlapping consensus) über sie möglich ist, wird sie nicht der existierenden 
Unvernunft angepasst, sondern dem Faktum eines vernünftigen Pluralismus. Nach 
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seinen Ausführungen erhalten die grundlegenden Prinzipien der Gerechtigkeit nur 
dann moralische Geltung, wenn alle Beteiligten ihnen in einem Urzustand in Form ei-
ner fairen und gleichen Verhandlungssituation konsensuell zugestimmt haben. Im 
Zuge dessen stellt Rawls die These auf, dass die Argumentation für die Gerechtig-
keitsgrundsätze von einer Übereinstimmung ausgeht.176 Ein gemeinsamer Bezugs-
punkt stellt dabei das Fundament der Gesellschaft dar. 
Daran anknüpfend nimmt der Konsens- und Übereinstimmungsbegriff auch in der Phi-
losophie vor allem in der Diskursethik eine Schlüsselrolle ein. Diese wurde in erster 
Linie von Karl-Otto Apel und Jürgen Habermas entwickelt und weist eine Zweistufigkeit 
des Begründungsprogrammes vor. Grundlegend zielt die erste Stufe auf die transzen-
dentalpragmatische Begründung eines Kriteriums moralischer Richtigkeit ab, indem 
eine Norm nur dann Geltung beanspruchen kann, wenn alle Teilnehmer des Diskurses 
sich damit einverstanden erklären. Aufbauend auf diesem diskursethischen Prinzip 
werden in konkreten moralischen Diskursen materiale Normen diskutiert und kon-
sensuell bestärkt oder entkräftet.177 
Im Rahmen der Theorie des kommunikativen Handelns entwickelte Habermas vor dem 
Hintergrund der Kritischen Theorie der Frankfurter Schule die Grundlage für den herr-
schaftsfreien Diskurs, in dem die Rationalität im Mittelpunkt steht. Dabei wird zwischen 
instrumenteller und kommunikativer Vernunft unterschieden. Auf der einen Seite be-
zieht sich die instrumentelle Vernunft auf Fragen der Zweck-Mittel-Rationalität, sie ist 
erfolgsorientiert und verläuft monologisch. Auf der anderen Seite stehen bei der kom-
munikativen Vernunft moralisch-praktische Fragen im Mittelpunkt, sie ist verbunden 
mit einer verständigungsorientierten Einstellung und verläuft dialogisch. Die zentrale 
Annahme der Verständigungsorientierung lautet, dass die Sprecher ihre Ziele unter 
dem Vorbehalt einer konsensuellen Übereinstimmung verfolgen. Im Sinne der verstän-
digungsorientierten Einstellung sind die handelnden Personen im Falle eines Dissen-
ses bereit, die bestrittenen Geltungsansprüche in einem Diskurs zu klären, bei dem es 
dementsprechend um die argumentative Klärung von Geltungsansprüchen geht. Dar-
über hinaus haben die Diskurse nicht nur geltungsklärenden, sondern auch geltungs-
begründenden Charakter.178 
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Somit steht der Konsens im Sinne der Übereinstimmung unter den Diskursteilnehmern 
hinsichtlich bestimmter Normen am Ende des idealen Entscheidungsfindungsprozes-
ses. Der normative Kern ist das Ideal der autonomen Selbstbestimmung einer Rechts-
gemeinschaft.179 
Die deliberative Politik ist die Anwendung der Theorie des kommunikativen Handelns 
nach Jürgen Habermas und verbindet die Partikularinteressen des liberalen und das 
Allgemeinwohl des republikanischen Modells. Demnach ist sie „eine Politik der argu-
mentativen Abwägung, der gemeinsamen Beratschlagung und Verständigung über öf-
fentliche Angelegenheiten in einer lebendigen Landschaft des Pluralismus im Dis-
kurs“180. Dabei werden in einer Gesellschaft Konsense über bestimmte Normen durch 
Diskurse erreicht, die dadurch gewährleistet werden, dass bestimmte Rahmenbedin-
gungen und Faktoren für Entscheidungsprozesse Berücksichtigung finden. Zu diesen 
zählen unter anderem die Öffentlichkeit und vollständige Inklusion aller Betroffenen 
sowie die Gleichverteilung der Kommunikationsrechte.181 
Mit dem Konzept der deliberativen Demokratie definiert Jürgen Habermas das Verhält-
nis zwischen Rechtsstaat und Demokratie, indem er die Legitimationsbasis für politi-
sche Entscheidungen im institutionalisierten Willensbildungsprozess betont. Über all-
gemeine Wahlen und spezielle Beteiligungsformen hinaus steht der plebiszitäre, ba-
sisdemokratische Entscheidungsfindungsprozess auf der Grundlage einer aktiven Zi-
vilgesellschaft im Mittelpunkt, der integrativ, öffentlich und diskursiv geführt werden 
soll. Die institutionalisierte, verfahrensregulierte Öffentlichkeit soll dabei mit der plura-
len Öffentlichkeit der Zivilgesellschaft im Diskurs verbunden werden.182 Die konsensu-
elle Übereinkunft unter Bezugnahme auf ein gemeinsames Fundament ist dabei als 
Voraussetzung für weiterführende, politische Entscheidungen auf der Grundlage eines 
öffentlichen Diskurses in der Gesellschaft unerlässlich. 
Zusammenfassend stellt der Konsens das zentrale Element in der Konzeption von Jür-
gen Habermas dar. Auch wenn dieser vor dem Hintergrund einer pluralistischen Ge-
sellschaft mit vielfältigen, zahlreichen und divergierenden wirtschaftlichen Interessen, 
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politischen Meinungen, religiösen Werten und kulturellen Normen als Idealziel be-
zeichnet werden muss, so gibt er doch ein klares Ziel vor, auf das im Zuge der Delibe-
ration hingearbeitet werden soll. 
Insgesamt steht in der politischen Praxis doch nicht etwa der einstimmige Konsens in 
öffentlichen Debatten in der modernen Demokratie am Ende eines Entscheidungsfin-
dungsprozesses. Vielmehr sind unterschiedliche Positionen, Argumentationen und Lö-
sungswege für gesellschaftliche Problemstellungen kennzeichnend für den Pluralis-
mus. Allerdings ist grundsätzlich für Staat und Gesellschaft ein fundamentaler Mini-
malkonsens über bestimmte Grundwerte und -regeln des politischen Systems notwen-
dig. 
Konvergenz 
Der Konvergenzbegriff ist in zahlreichen unterschiedlichen Wissenschaftsdisziplinen 
zu finden. Aus der lateinischen Herleitung von convergere, das mit umstimmen oder 
umgestalten, aber auch sich hinneigen übersetzt werden kann, steht die Konvergenz 
für Annäherung, Angleichung oder Zusammenwachsen. Dies lässt sich auf verschie-
den Aspekte und Disziplinen übertragen wie die Annäherung von politischen Meinun-
gen und Zielen, aber auch die Angleichung verschiedener Volkswirtschaften hinsicht-
lich ihres gesamtwirtschaftlichen Entwicklungsniveaus. In den Sozialwissenschaften 
beinhaltet die Konvergenztheorie oftmals die Annahme, dass soziale Systeme sich in 
dieselbe Richtung entwickeln, da sie beispielsweise ähnliche Probleme bewältigen 
müssen und annähernd gleiche Wertesysteme vorweisen. 
Nach der Auffassung des deutsch-amerikanischen Politikwissenschaftlers Ernst Fra-
enkel ist der Pluralismus als ein charakteristisches Strukturelement der freiheitlich-
rechtsstaatlichen Demokratie zu verstehen. In einer pluralistischen, heterogenen Ge-
sellschaft sind divergierende normative Werte, wirtschaftliche Interessen und politi-
sche Ziele zu finden. Im Zuge eines offenen, fairen und demokratischen Wettbewerbes 
wird die Annäherung dieser unterschiedlichen Ansichten angestrebt, um mehrheitsfä-
hige Gesetze beschließen zu können.183 Im Rahmen der politischen Entscheidungs-
findungsprozesse werden demnach Meinungs- und Interessenskonvergenzen ange-
strebt, um Konflikte zu lösen. Es ist also kennzeichnend für die Konvergenz, dass ge-
gensätzliche Positionen in gesellschaftlichen Verteilungs- und Meinungskonflikten auf-
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einander zukommen müssen, um sich in eine gemeinsame Richtung bewegen zu kön-
nen. Weiterführend zeichnet die Konvergenz aus, dass die beteiligten Akteure einen 
Interessenausgleich betreiben, bei dem sie durch freiwillige und wechselseitige Annä-
herungen der divergierenden Positionen unter Verzicht von anfänglich aufgestellten 
Forderungen und Zielen abrücken, um einen gemeinsamen Beschluss zu ermögli-
chen. 
In Hinblick auf demokratische Entscheidungsprozesse spielt die Begründung politi-
schen Handelns und die damit unmittelbar verknüpfte Autorität eine wichtige Rolle. 
Wenn politische Entscheidungsträger Normen und Regeln aufstellen, die allgemein-
gültigen und gesetzlich bindenden Charakter vorweisen, so ist es von fundamentaler 
Bedeutung, dass deren politische Autorität auf eine gesellschaftlich begründete Zu-
stimmung zurückgeht. In seinem Buch Beyond Consensus: Public Reason and the 
Role of Convergence geht Enrico Zoffoli der Frage nach, wie ein politisches System 
gesellschaftlichen Zusammenlebens ausgestaltet sein sollte, um die Freiheit und 
Gleichberechtigung aller Bürger vor dem Hintergrund des politischen Liberalismus zu 
garantieren. Dabei schlägt er eine sogenannte symmetrische Konvergenz vor, die eine 
Reihe von expliziten Eigenschaften vorweist. So sollte grundsätzlich gewährleistet 
sein, dass jedwede Ausübung politischer Macht öffentlich gerechtfertigt ist. In einer 
rechtsstaatlichen, demokratischen Gesellschaft ist die Pluralität der Bevölkerung un-
bedingt zu berücksichtigen. So können durch die symmetrische Konvergenz verschie-
dene Ideen, Interessen und Aspekte in einen öffentlichen Entscheidungsprozess ein-
gebracht werden. Auf der Grundlage der Prinzipien der politischen Freiheit und der 
öffentlichen Rechtfertigung steht die Freiheit des Einzelnen hierbei als zentrale Norm 
im Vordergrund. Im Gegensatz zum Konsens, bei dem nur gemeinsame, öffentliche 
Gründe zulässig sind, zählen bei der Konvergenz auch private Interessen und Begrün-
dungen zu guten Gründen.184 Durch eine umfassende Deliberation kann gewährleistet 
werden, dass in Entscheidungsprozessen die unterschiedlichen Wertesysteme, Inte-
ressen und Begründungen einer pluralistischen Gesellschaft berücksichtigt werden. 
Auch wenn die Deliberation im Sinne von Jürgen Habermas als ideale Norm bezeich-
net wird, die in der Praxis nur sehr schwierig erreicht werden kann, so kann sie doch 
als Orientierung und Ziel für politische und gesellschaftliche Debatten dienen. Trotz 
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unterschiedlicher Begründungen können Konvergenzen erreicht werden, die von allen 
Parteien mitgetragen werden können. 
Auch mithilfe der Vetospielertheorie lässt sich die grundsätzliche Notwendigkeit von 
Konsensbestrebungen, Meinungskonvergenzen und der Kompromissbereitschaft der 
Akteure in öffentlichen Entscheidungsprozessen in der Demokratie darlegen. 
Der Ansatz der Vetospieler wurde von George Tsebelis in seinem Werk „Veto Players. 
How Political Institutions Work“185 entwickelt. Mithilfe dieser Theorie soll die Steue-
rungsfähigkeit politischer Systeme klassifizierbar und vergleichbar gemacht werden. 
Die Grundannahme lautet, dass die Anzahl sämtlicher Akteure, die die politische Steu-
erungsfähigkeit konkret einschränken können, und deren Distanz zueinander jedes 
politische System charakterisieren und vergleichbar machen. Damit bedarf ein Policy-
Wandel ihrer Zustimmung als Vetospieler. Abhängig von der Anzahl, der politisch-ide-
ologischen Kongruenz und der Kohäsion der Vetospieler ist die Abweichung vom Sta-
tus quo leichter oder schwieriger. Politische Reformen können nur innerhalb des win-
sets liegen, also dem Bereich von Alternativen zum Ausganszustand, dem alle Veto-
spieler zustimmen.186 
Darüber hinaus werden die verschiedenen individuellen und kollektiven Akteure einer-
seits in institutionelle und andererseits in parteipolitische Vetospieler unterteilt. Die in-
stitutionellen Vetospieler sind in der Verfassung verankerte, konstante Akteure, wohin-
gegen sich die parteipolitischen Akteure in alternierenden Konstellationen im Rahmen 
der institutionellen Vetospieler bilden und diese ersetzen können. Die Absorptionsre-
gel besagt, dass institutionelle Vetospieler durch parteipolitische Vetospieler absorbiert 
werden können. Weiter wird zwischen kooperativen Vetospielern wie beispielsweise 
den Parteien einer Koalition und kompetitiven Vetospielern wie der oppositionellen 
Mehrheit in einer zweiten Parlamentskammer unterschieden. Während die kooperati-
ven Akteure prinzipiell an einer Einigung interessiert sind, gehen die kompetitiven Ak-
teure auch strategisch vor, indem sie in einem gewissen Rahmen spezifische Ziele 
verfolgen, auch wenn sie damit die politische Handlungsfähigkeit der Staatsgewalt 
hemmen.187 
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So lässt sich zusammenfassen, dass das von George Tsebelis entwickelte Vetospie-
lertheorem ermöglichen soll, die Policy-Wirkung von Vetospielern zu beschreiben und 
diese miteinander zu vergleichen, um die politische Handlungsfähigkeit eines Staates 
in Bezug auf die Stabilität beziehungsweise die Reformfähigkeit zu beurteilen. Darüber 
hinaus lassen sich aus einer Analyse der Vetospielerkonstellationen Rückschlüsse auf 
politische Entscheidungsprozesse ziehen. Zu den institutionellen Vetospielern in der 
Bundesrepublik Deutschland zählen auf nationaler Ebene unter anderem das Bundes-
verfassungsgericht, der Bundesrat und der Bundespräsident sowie zu den parteipoliti-
schen Vetospielern die Parteien. Hinzu kommen nochmals institutionelle und parteipo-
litische Akteure auf europäischer Ebene, welche die politische Handlungsfähigkeit be-
einflussen können.188 Durch eine Vielzahl von Analysen dieser Annahmen konnte em-
pirisch festgehalten werden, dass die Reformfähigkeit eines politischen Systems von 
der Kompromissbereitschaft der politischen Akteure und Vetospieler abhängt.189 
An dieser Stelle lässt sich für die vorliegende Arbeit die zentrale Feststellung betonen, 
dass je mehr Vetospieler an einem Entscheidungsprozess beteiligt sind, desto mehr 
Akteure übereinkommen müssen, um eine Reform durchzusetzen. Zur Veränderung 
des Status Quos ist es dementsprechend notwendig, dass die politischen und insbe-
sondere die legislativen Kräfte ausgewogene Kompromisse finden müssen, um Kon-
vergenzen erzielen zu können. Dies gilt nicht nur für politische Gesetzgebungsverfah-
ren, sondern auch für Entscheidungen in Gremien, die beispielsweise aufgrund des 
Vetorechts der Mitglieder eine einstimmige Konsenslösung finden müssen. 
Exemplarisch spielt in der Europäischen Union die Konvergenz im Zuge der Europäi-
schen Integration eine zentrale Rolle. Damit gemeint ist eine Angleichung der Wirt-
schafts-, Haushalts- und Währungspolitik der Mitgliedstaaten, die auch zu einer Annä-
herung wichtiger volkswirtschaftlicher Indikatoren (wie Zinsen, Wachstum, Inflation, 
Stabilität von Wechselkurs und Zahlungsbilanz) führt. Ein breit angelegtes Konver-
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„Der Konvergenztheorie zufolge sind die Wirtschaftsordnungen industrialisierter 
Länder, die anfänglich unterschiedlich strukturiert sind, gleichen technischen und 
wirtschaftlichen Sachzwängen ausgesetzt und müssen daher in einem Integrati-
onsprozess ähnliche Lösungswege einschlagen. Der Begriff der wirtschaftlichen 
Konvergenz beschreibt deshalb die gegenseitige Angleichung (Annäherung und 
Übereinstimmung) zwischen konkreten, unterschiedlich ausgeprägten wirtschaftli-
chen Gesamtsystemen und ihrer Lage, Entwicklung und Ziele.“190 
 
Die gegenseitige Annäherung in Entscheidungsprozessen, um eine für alle Parteien 
zufriedenstellende Übereinstimmung zu erreichen, spielt nicht nur in übergeordneten 
politischen Fragen mit Allgemeinverbindlichkeitscharakter eine wichtige Rolle. Bei Ent-
scheidungen in Gremien oder sozialen Bewegungen streben die beteiligten Akteure 
oftmals eine Kompromisslösung an, um einen Konsens zu ermöglichen, anstatt eine 
Mehrheitsentscheidung zu treffen, mit der die Minderheit nicht einverstanden ist. Dabei 
werden die unterschiedlichen Standpunkte diskutiert, Argumente ausgetauscht, aber 
auch Aushandlungsprozesse betrieben. Vor allem in politischen Bewegungen wird an-
gestrebt, die Solidarität der Mitglieder aufrecht zu erhalten, indem Übereinstimmungen 
gefunden werden, anstatt eine unzufriedene Minderheit nicht angemessen in der Ent-
scheidung zu berücksichtigen. Auch in beratenden Expertenkommissionen ist die Ver-
meidung von Dissensen zu erkennen, um in der Außenwirkung als hilfreiches Ent-
scheidungshilfegremium oder kompetenter Sachverständigenrat zu gelten.191 Dieser 
Aspekt wird im weiteren Verlauf der vorliegenden Arbeit in Hinblick auf Ethikkommis-
sionen in öffentlichen Entscheidungsprozessen noch ausführlich in den nachfolgenden 
Kapiteln behandelt. 
Insgesamt steht die Konvergenz sowohl übergeordnet in öffentlichen Entscheidungs-
prozessen in der Demokratie als auch konkret in Konflikten in Organisationen oder 
auch kleineren Gruppen für die Verständigung auf ein gemeinsames Ziel, eine Maß-
nahme oder einen Beschluss. Trotz unterschiedlicher und möglicherweise zuvor diver-
gierender Ansichten, Wertesysteme oder anderer Interessen charakterisiert die Kon-
vergenz das gemeinschaftliche Zusammenkommen hinsichtlich eines vorangegange-
nen Konflikts. 
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Ausgehend von der Wortbedeutung steht der Kompromiss für den Ausgleich oder den 
Vergleich sowie für die Verständigung zwischen zwei Parteien mit gewissem Verzicht 
auf beiden Seiten. Aus dem Lateinischen lässt sich compromittere außerdem mit über-
einkommen, aber auch konkret mit sich gegenseitig die Anerkennung des Schieds-
spruches eines Schiedsrichters versprechen übersetzen. Demnach beinhalten Kom-
promisse grundsätzlich das Streben nach einer Lösung eines Konflikts, bei dem ge-
genüberliegende, divergierende Positionen miteinander vereinbart werden können, in-
dem die Akteure von ihren Kernforderungen abrücken. 
So ist der Kompromiss ein zentrales Element in politischen Systemen, die von einer 
hohen Zahl an gesetzgeberischen und politischen Entscheidungsträgern geprägt ist. 
Nach Richard Bellamy und Martin Hollis ist der Kompromiss das zentrale Element in 
liberalen Demokratien. Deren Auffassung nach ist bei politischen Entscheidungsfin-
dungsprozessen von großer Bedeutung, die gegenüberliegende Position des anderen 
vor dem Hintergrund der pluralistischen Gesellschaft zu respektieren. Im Zuge von 
Debatten, die ethische Fragestellungen beinhalten und moralische Standpunkte tan-
gieren, beinhaltet der Kompromiss die notwendige Toleranz und Rationalität, um zu 
einer politischen und gesellschaftlichen Problemlösung zu gelangen. Um sich auf ei-
nen moralischen Kern zu verständigen, ist ein fundamentaler Grundkonsens notwen-
dig, der wiederum durch eine Reihe von Kompromissen entstanden ist, welcher die 
Werte und Interessen der anderen berücksichtigt. Dabei spielt der Kompromiss sowohl 
für die Kernidee der Demokratie und den demokratischen Egalitarismus, als auch für 
den Liberalismus eine wichtige Rolle. Dieser beinhaltet im Grundsatz die Diversität und 
Pluralität der individuellen und gemeinschaftlichen Freiheiten. Im Rahmen von gesell-
schaftlichen Konflikten und ethischen Debatten ist es weder sinnvoll, die Problematik 
in ihrer Komplexität unangemessen zu beschneiden (trimmers), noch im Sinne eines 
reinen Bargaining-Prozesses Verhandlungen zu führen, die liberale Werte nicht aus-
reichend berücksichtigen (traders). Vielmehr sollten Kompromisse gefunden werden, 
bei denen der gegenseitige Respekt, die Berücksichtigung von anderen Werten und 
Interessen sowie das gesellschaftliche Gemeinwohl sichergestellt werden können.192 
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Daran anknüpfend spielt der Kompromiss auch in Jürgen Habermas‘ deliberativer De-
mokratie eine zentrale Rolle und soll bei der Definition und Einordnung berücksichtigt 
werden. Demnach werden demokratische Prozesse – nach liberaler Auffassung auf 
der einen Seite – ausschließlich in Form von Interessenkompromissen vollzogen. Im 
Zuge dessen werden die Kompromisse über das allgemeine und gleiche Wahlrecht, 
die repräsentative Zusammensetzung der parlamentarischen Körperschaften sowie 
über einen geregelten Entscheidungsmodus erreicht. Nach republikanischer Auffas-
sung auf der anderen Seite wird die demokratische Willensbildung in Form einer 
ethisch-politischen Selbstverständigung vollzogen. Die Deliberation fußt auf einem 
grundlegenden Hintergrundkonsens der Bürger, auf welchem ein sozialintegrativer 
Prozess vollzogen werden kann. Im Rahmen der Diskurstheorie werden die liberalen 
mit den republikanischen Elementen so verbunden, dass ein idealer Prozess aus Be-
ratung und Beschlussfassung entsteht. Neben pragmatischen Überlegungen, prob-
lembezogenen Informationszuflüssen und sachgerechter Informationsverarbeitung 
spielt die Erzielung von fairen Kompromissen eine zentrale Rolle, die unter Berück-
sichtigung von Diskursregeln und Argumentationsformen entstanden sind.193 
Nach Habermas ist die politische Öffentlichkeit als intermediäres Kommunikationssys-
tem zwischen den formellen Gesprächen im parlamentarischen Komplex und den in-
formellen Gesprächen in der Zivilgesellschaft zu verstehen. Zur Meinungs- und Wil-
lensbildung soll in der politischen Öffentlichkeit ein herrschaftsfreier Diskurs unter den 
Bedingungen der idealen Sprechsituation ermöglicht werden. Um diesen Idealzustand 
zu erreichen, müssen die folgenden Punkte gewährleistet werden: 
 
„(a) Öffentlichkeit und vollständigen Inklusion aller Betroffenen, (b) Gleichverteilung 
der Kommunikationsrechte, (c) Gewaltlosigkeit der Situation, die nur den zwanglosen 
Zwang des besseren Arguments zum Zuge kommen lässt, und (d) Aufrichtigkeit der 
Äußerungen aller Beteiligten“194. 
 
Neben der grundlegenden Verständigung ist die gegenseitige Anerkennung der Gel-
tungsansprüche an Wahrheit, Richtigkeit und Wahrhaftigkeit der getätigten Sprechakte 
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Grundvoraussetzung für kommunikatives Handeln. Die Diskursteilnehmer sollen glei-
che Kommunikationsrechte haben, um den angestrebten herrschaftsfreien Diskurs 
führen zu können. Außerdem sollen die Akteure frei von internen und externen Zwän-
gen sein, um in einer theoretisch endlosen Diskussion zu einer Entscheidung zu ge-
langen. Darüber hinaus soll die Deliberation dadurch gewährleistet werden, dass alle 
Meinungen und Präferenzen diskutiert werden können. Die Gewaltlosigkeit der Situa-
tion soll zur Aufrichtigkeit der Äußerungen aller Beteiligten führen. Unter Berücksichti-
gung dieser Aspekte soll schlussendlich der zwanglose Zwang des besseren Argu-
ments gelten.195 
Am Ende dieses idealen Deliberationsprozesses steht ein Ergebnis, mit dem alle Be-
teiligten einverstanden sind. Für öffentliche Entscheidungsprozessen in einer pluralis-
tischen Gesellschaft mit einer Vielzahl von Interessen, Meinungen und Werten bedeu-
tet dies, dass die Bürger auf der Grundlage eines fundamentalen Hintergrundkonsen-
ses konsensorientierte Kompromisse eingehen sollten, um eine gemeinsame Lösung 
für den gesellschaftlichen Konflikt zu finden. 
Auch der israelische Philosoph Avishai Margalit schreibt dem Kompromiss eine be-
deutende Stellung zu. Seines Erachtens nach sollte der Kompromiss sowohl auf der 
Ebene der Mikromoral für jeden Einzelnen als auch auf der Ebene der Makromoral im 
Zuge politischer Entscheidungsprozesse eine zentrale Rolle spielen. Dabei beschreibt 
er den Kompromiss als zweideutigen Begriff, der zwei gegensätzliche Bedeutungen 
vereinigt. Einerseits beinhaltet der Begriff die positive Konnotation, sich in einer Ver-
handlung auf die andere Position hinzubewegen, um eine Kooperation zu ermöglichen. 
Andererseits ist der Kompromiss mit der negativen Konnotation besetzt, die gesetzten 
Ziele nicht zu erreichen und unter Umständen sogar gegen Prinzipien zu verstoßen. 
Während Ideale und Normen üblicherweise unerreichbare Maximalansprüche darstel-
len, die nicht erfüllt werden können, stehen Kompromisse für erreichte Tatsachen. Da-
bei definiert Margalit Kompromisse nicht per se als gut oder schlecht, sondern zeigt 
anhand von historischen Beispielen, dass moralisch vertretbare Kompromisse erstre-
benswert sind, während faule Kompromisse um jeden Preis zu vermeiden sind.196 
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Im Zuge dessen wird deutlich, dass zur Beurteilung eines Kompromisses im Rahmen 
eines Entscheidungsprozesses nicht lediglich der reine Inhalt von Bedeutung ist, son-
dern darüber hinaus die Entscheidungsträger, die Gesellschaft und das politische Sys-
tem dabei zu berücksichtigen sind. Vor dem Hintergrund ethischer oder religiöser Kon-
flikte erscheinen manche Kompromisse unmöglich. Dabei stehen sich scheinbar un-
vereinbare Positionen gegenüber. Die zentrale Annahme bei derartigen Konflikten wie 
beispielsweise der arabisch-israelische Konflikt im Nahen Osten ist die Konstellation 
des Aufeinandertreffens von Vertretern zweier unterschiedlicher Gemeinschaften, die 
ganz bestimmte, unterschiedliche Werte und Normen vertreten. Im Gegensatz zu wirt-
schaftlichen, zumeist wertfreien Konflikten ist die Kompromissbildung auf der Grund-
lage der gegenseitigen Annäherung in Form eines Aushandlungsprozesses nicht ge-
geben. Während sich bei wirtschaftlichen Interessenskonflikten ein durchaus breites 
winset ergeben kann und die Vertreter untereinander sogar eine win-win-Situation er-
zielen können, so ist ein Abrücken von der eigenen Position in ethisch-moralischen 
Konflikten anscheinend undenkbar. Damit verknüpft ist die Vorstellung, nicht als indi-
vidueller Akteur in Verhandlungen zu gehen, sondern als Repräsentant von gesamten 
Gemeinschaften zu agieren, die etwa durch Ethnizität oder Religion definiert sind. Im-
plizit oder explizit erschwert das Mandat der Vertretung in solchen moralischen Kon-
flikten demzufolge die Kompromissbildung in erheblichem Maße.197 
Auf die politische Praxis bezogen sind die beiden amerikanischen Politikwissenschaft-
ler Amy Gutmann und Dennis Thompson ebenfalls davon überzeugt, dass vernünftige 
Kompromisse unverzichtbar für demokratisches Regieren sind. Während politische 
Entscheidungsfindung ohne grundsätzliche Kompromissbereitschaft unmöglich ist, so 
ist es gleichzeitig ebenso schwierig, einen tatsächlichen guten Kompromiss zu finden. 
Zu den Gründen zählt unter anderem die zunehmende politische Polarisierung, die 
finanzielle Beeinflussung durch Interessengruppen und vor allem der permanente 
Wahlkampf der politischen Parteien. Im Gegensatz dazu sollten die politischen Akteure 
im Sinne des Spirit of Compromise in öffentlichen Entscheidungsprozessen vielmehr 
für Impulse aus der Zivilgesellschaft, sozialen Bewegungen und politischen Demonst-
rationen offen sein, indem sie relevante Forderungen und Argumente im Zuge einer 
Kompromissfindung einbeziehen. Das Festhalten am Status Quo unter Berufung auf 
feste Prinzipien und die damit verbundene negative Konnotation des Kompromisses 
in Form der Verfehlung von Zielen erschweren die Entscheidungsfindung. Im Kern des 
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Kompromissbegriffes steht somit das Eingeständnis, gegenseitig von den jeweiligen 
Positionen abzurücken, um eine Verbesserung des Status Quos zu erreichen. Dabei 
opfern die divergierenden Parteien bestimmte Aspekte ihrer Kernforderungen, um im 
Rahmen der Abstimmungen die Zustimmung der Opposition zu erhalten.198 
In Hinblick auf die politische Entscheidungsfindung in pluralistischen Demokratien be-
zeichnen auch andere Autoren das Verhalten der gesetzgebenden Akteure dement-
sprechend als „Politik des Kompromisses“199. Um die Handlungs-, Reform-, und damit 
Funktionsfähigkeit des politischen Systems sicherzustellen, müssen die an der Regie-
rung beteiligten Akteure demnach sicherstellen, dass sie die notwendigen Mehrheiten 
in den Parlamenten oder anderen Gremien davon überzeugen können, ihre Reform-
vorhaben zu unterstützen. Im Verlauf der Entscheidungsprozesse sind die gesetzge-
benden Organe auf die Kompromissbereitschaft der stimmberechtigten Abgeordneten 
angewiesen. Um dies gewährleisten zu können, ist es notwendig, dass die Mehrheit 
der beteiligten Parteien einen Kompromiss über bestimmte Streitfragen erzielt. Im 
Zuge dieser politischen Aushandlung streben die Akteure eine mehrheitsfähige Lö-
sung an, in der möglichst viele der eigenen Interessen umgesetzt werden.200 
In Anlehnung an Kategorien der Kommunikationstheorie können mehrere Kommuni-
kationsebenen der Kompromissbildung unterschieden werden. Auf der einen Ebene 
wird das Verhandeln beziehungsweise Aushandeln betrieben, welches als Bargaining 
bezeichnet wird. Dabei entstehen Kompromisse, indem die beteiligten Akteure Ge-
winne und Verluste auszugleichen versuchen. Auf einer zweiten Ebene kommt es un-
ter den Beteiligten zu einer Überprüfung prinzipieller, vor allem moralischer Fragen, 
die traditionell als Fragen der Gerechtigkeit diskutiert werden, welches Arguing ge-
nannt wird.201 
Generell können Kompromisse auf ein einzelnes Thema beschränkt sein. Bei politi-
schen Aushandlungsprozessen kommt es allerdings oft zu themenübergreifenden 
Kompromisslösungen, in denen interdependente, komplexe Themenfelder miteinan-
der verschränkt sind. Im Rahmen der Mehrheitsfindung bei politischen Verteilungskon-
flikten handeln die Regierungsparteien untereinander oder mit der Opposition soge-
nannte package deals aus.202 Dabei werden die gewünschten Ziele und Maßnahmen 
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von bestimmten Gesetzesvorhaben mit anderen verbunden, um die notwendigen 
Mehrheiten sicherzustellen. 
Sowohl auf der Makro- als auch auf der Mikroebene spielt der Kompromiss demnach 
eine wichtige Rolle, wenn es darum geht, einen Interessensausgleich zu finden, um 
einen gemeinsamen Beschluss sicherzustellen. Allerdings spielen die Normen der Ak-
teure sowie die Begründungen und Argumente im Rahmen des Aushandlungsprozes-
ses eine untergeordnete Rolle. Nicht nur bei öffentlichen Entscheidungsprozessen in 
politischen Debatten, sondern auch in Organisationen oder Gremien werden Kompro-
misslösungen beschlossen, um überhaupt ein gemeinsames Ergebnis vorlegen zu 
können. Während dies bei bestimmten politischen Problemstellungen oder wirtschaft-
lichen Konflikten beispielsweise in der Privatwirtschaft eine für alle Seiten zumindest 
befriedigende Lösung darstellen kann, so ergeben sich im Rahmen von gesellschaftli-
chen und ethischen Fragestellungen, bei denen moralische Prinzipien und feste Wer-
tesysteme in Konflikt geraten, problematische Konsequenzen. 
Schlussfolgerungen 
Im zurückliegenden Abschnitt wurden die Begriffe Konsens, Konvergenz und Kompro-
miss in öffentlichen Entscheidungsprozessen vor dem Hintergrund gesellschaftlicher 
Pluralität in der modernen Demokratie beleuchtet. 
Abschließend lässt sich zusammenfassen, dass der Konsens ein komplexer und viel-
schichtiger Begriff ist, der sowohl im Rahmen der theoretischen Definitionen als auch 
im Zuge von praktischen Entscheidungsprozessen unterschiedlich verwendet wird. 
Vor allem im Kontraktualismus und in der Diskursethik spielt er eine zentrale Rolle. 
Grundsätzlich gilt der „Konsens als normatives Prinzip der Demokratie“203. Der grund-
legende Minimalkonsens stellt das notwendige Fundament einer modernen Demokra-
tie dar, auf das öffentliche Entscheidungsprozesse aufbauen sollten. 
Nach den Erkenntnissen im Forschungsfeld der Meinungsbildung können sich diver-
gierende Interessen und Standpunkte unter bestimmten Bedingungen im Diskurs zwar 
tendenziell annähern und im Rahmen einer Meinungskonvergenz zusammengeführt 
werden, bei gesellschaftlichen Verteilungskonflikten und politischen Aushandlungspro-
zessen können die verschiedenen Interessenvertreter allerdings oft nur Kompromiss-
                                                          
203 Fuchs-Goldschmidt 2008. 
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lösungen erzielen. Ursachen dafür können unterschiedliche normative Wertvorstellun-
gen, sich gegenseitig ausschließende politische Ziele oder unterschiedlichen wirt-
schaftliche Präferenzen der Akteure sein. Nicht zuletzt der Informationsüberfluss sowie 
die zeitlich begrenzten Rahmenbedingungen der Entscheidungsfindungsprozesse füh-
ren dazu, dass lediglich ein Kompromiss erreicht werden kann, dem die Mehrheit der 
stimmberechtigten Akteure zustimmt.204 
In modernen Demokratien ist eine gegenseitige Kompromissbereitschaft der politi-
schen Akteure und eine damit verbundene Annäherung der Positionen und Ziele not-
wendig, um gemeinschaftliche Entscheidungen zu treffen und Reformen durchzuset-
zen. Weithin stehen vor politischen Entscheidungen komplexe Abstimmungsverfahren 
mit unterschiedlichen Akteuren, die im Rahmen von gesellschaftlichen Diskursen an 
den Entscheidungsfindungsprozessen beteiligt werden. Diese Partizipation von Inte-
ressenvertretern und zivilgesellschaftlichen Gruppen soll einen möglichst breiten Dis-
kurs ermöglichen, um vor allem die politischen Entscheidungen zu begleiten, die von 
technischen Unsicherheiten und unterschiedlichen Meinungen sowie divergierenden 
moralischen Positionen geprägt sind.205 
Die Begriffe Verhandlungsdemokratie oder auch Konsensualdemokratie spiegeln das 
Vorgehen der politischen Akteure in Regierung und Gesetzgebung wider. Um politi-
sche Kompromisse und Konvergenzen in einer pluralistischen Gesellschaft erreichen 
zu können, ist ein gemeinsames Fundament im Sinne einer grundlegenden Überein-
stimmung über die zentralen Normen, Werte und Verfahrensregeln notwendig. Dabei 
ist kein Konsens über politische Programme und konkrete Ziele notwendig; vielmehr 
bezieht sich dieser Minimalkonsens auf die Akzeptanz eines institutionalisierten Rah-
mens, der sowohl den friedlichen Wettbewerb zwischen den divergierenden Positionen 
sicherstellt als auch ein Verfahren für demokratische Entscheidungsfindungsprozesse 
bereitstellt und trotz Konkurrenz und Divergenz eine politische Entscheidung gewähr-
leistet. Schließlich ist das Strukturmerkmal moderner Demokratien nicht die konsensu-
elle Übereinstimmung aller Bürger im Sinne eines consensus omnium, sondern die 
Institutionalisierung von Dissens und Konflikt in Form der Presse- und Meinungsfreiheit 
sowie der Opposition.206 
                                                          
204 Vgl. Young et al. 2012. 
205 Vgl. Weber-Hassemer 2011: 226-227. 
206 Vgl. Bayertz 1996 60-71. 
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Warum insbesondere Ethikkommissionen in der ethischen Politikberatung keine kon-
sensuale Kompromisslösung erzielen, sondern einen funktionalen Dissens anstreben 



























4.2 Dissens als Merkmal von Wissenschaft und Expertise 
Der Begriff Dissens lässt sich aus dem Lateinischen von dissensus in erster Linie mit 
Uneinigkeit sowie mit Konflikt oder Streit übersetzen. Weiterführend können Dissense 
in drei Typen unterteilt werden. Erstens existieren Dissense, die auf Unsicherheiten 
hinsichtlich der empirischen Fakten oder ihrer wissenschaftlichen Konzeptualisierung 
beruhen. Zweitens fußen andere Dissense auf ontologischen Unsicherheiten oder Di-
vergenzen. Drittens lassen sich auch Dissense identifizieren, die evaluative Differen-
zen offenbaren. Letztere gehen auf widerstreitende moralische Prinzipien und Werte 
sowie Vorstellungen von den Bedingungen individueller oder gesellschaftlicher Exis-
tenz zurück.207 
Darüber hinaus lassen sich die Nichtübereinstimmung beziehungsweise die voneinan-
der abweichenden Meinungen zweier Parteien auch als fehlende Einigung in Hinblick 
auf einen Vertragsschluss definieren. Der offene Dissens, bei dem die Parteien sich 
ihrer Uneinigkeit bewusst sind, verhindert ein Zustandekommen des Vertrages. Im Ge-
gensatz dazu gilt der Vertrag beim versteckten Dissens, bei dem die Parteien einen 
Vertrag als geschlossen ansehen, sich in Wirklichkeit aber nicht geeinigt haben, zum 
Beispiel bei objektiv mehrdeutigen Erklärungen, nur dann, wenn anzunehmen ist, dass 
er auch ohne eine Bestimmung über die offenen Punkte geschlossen worden wäre.208 
Generell kommen bei alltäglichen Diskussionen im privaten Raum ebenso wie bei 
grundlegenden Debatten in der Öffentlichkeit Meinungsverschiedenheiten zwischen 
den beteiligten Parteien auf. In einer pluralistischen Gesellschaft, die von verschiede-
nen sozialen, religiösen und kulturellen Einflüssen geprägt ist, gehören divergierende 
Interessen, Normen und Werte zur Tagesordnung. Im politischen Kontext spiegeln sich 
diese oft in Form von Verteilungskonflikten wider, bei denen diskutiert wird, wie Güter 
verteilt werden und welche Gerechtigkeitsprinzipien im konkreten Anwendungsfall zu-
grunde gelegt werden sollten. 
In fachbezogenen Debatten zwischen Wissenschaftlern ist der Dissens hinsichtlich un-
terschiedlicher Ausbildungen, Fachrichtungen, theoriebezogener Einflüsse und Denk-
schulen sowie grundlegender Werte und Überzeugungen kein überraschendes Phä-
nomen. Aber auch bei epistemisch ebenbürtigen Wissenschaftlern aus demselben 
                                                          
207 Vgl. Fuchs 2006: 23-25. 
208 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung 2010. 
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Fachbereich sind anhaltende Meinungsverschiedenheiten zu finden. In der philosophi-
schen Erkenntnistheorie ist der Dissens ein zentrales Forschungsthema. Im Zuge der 
Untersuchung von Dissens wird zwischen epistemisch Unterlegenen, epistemisch 
Überlegenen und epistemisch Ebenbürtigen unterschieden, die als intellectual peers 
bezeichnet werden.209 Letztere sind bei einer Diskussion gleich gut informiert, können 
die gleichen kognitiven Fähigkeiten vorweisen und sind demnach Fachleute, die den 
gleichen evidenziellen Bedingungen unterliegen.210 
Ein weiterer Definitionsversuch für epistemical peers ist bei Thomas Kelly zu finden, 
der zwei Bedingungen für die Bestimmung eines derartigen Verhältnisses zwischen 
zwei Personen aufstellt: 
 
„(i) they are equals with respect to their familiarity with the evidence and argu-
ments which bear on the question, and (ii) they are equals with respect to gen-
eral epistemic virtues such as intelligence, thoughtfulness, and freedom from 
bias.”211 
 
Darüber hinaus bezeichnet David Christensen zwei Personen als peers, wenn diese 
„(at least approximate) equal in terms of exposure to the evidence, intelligence, free-
dom from bias, etc.” sind.212 Auch Catherine Elgin sieht “the same evidence, reasoning 
abilities, training, and background assumptions”213 als notwendige Bedingungen für 
die Zuschreibung des gleichen epistemischen Niveaus zweier Individuen an. 
Zu den zentralen Bedingungen epistemisch Ebenbürtiger zählen demnach die wissen-
schaftlich korrekte Beweisführung und Argumentation sowie ein annähernd ähnlicher 
Grad an Intelligenz, kritischer Reflexionsfähigkeit sowie die Fähigkeit, sich möglichst 
unvoreingenommen in den Diskussionsprozess zu begeben. 
Kurzgefasst können die Bedingungen für ein peer disagreement nach den Ausführung 
von Nathan L. King in seinem Beitrag „Disagreement: What’s the Problem? or A Good 
Peer is Hard to Find“ wie folgt zusammengefasst werden: 
 
                                                          
209 Vgl. Kornblith 2010. 
210 Vgl. Feldman/Warfield 2010; King 2012. 
211 Kelly 2005: 174-175. 
212 Christensen 2009: 756-757. 
213 Elgin 2010: 53. 
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„(a) The disagreement condition: S believes P, while T believes ~P. 
(b) The same evidence condition: S and T have the same P-relevant evidence, 
E. 
(c) The dispositional condition: S and T are equally disposed to respond to E in 
an epistemically appropriate way. 
(d) The acknowledgement condition: S and T have good reason to think condi-
tions (a)-(c) are satisfied.”214 
 
In Hinblick auf die Debatte um Disagreement zwischen epistemical peers lässt sich 
erkennen, dass zwar genaue Definitionen des body of evidence oder der evidence 
condition vorgenommen werden, allerdings eine gewisse Unschärfe bezüglich der un-
terschiedlichen Hintergrundannahmen der Personen wie Erfahrungen und Intuitionen 
bestehen bleibt. Es kann nicht festgestellt werden, ob eine identische kognitive Basis 
für eine strittige Forschungsfrage vorliegt. Wann genau zwei Wissenschaftlicher den-
selben Kenntnisstand vorweisen und somit ein tatsächlicher peer disagreement vor-
liegt, ist allerdings umstritten. 
Generell sind Meinungsverschiedenheiten zwischen Experten in der wissenschaftli-
chen Debatte ein Phänomen, das über alle Fachrichtungen hinweg zu erkennen ist. 
Die Existenz von radikalen, anhaltenden Dissensen ist nicht nur für die Philosophie, 
sondern ebenso beispielsweise für die Wirtschaftswissenschaften, die Naturwissen-
schaften sowie die Sozialwissenschaften bezeichnend.215 
Im Forschungsfeld über Disagreement sind zahlreiche Disziplinen zu finden, die neben 
der argumentativen Vorgehensweise in der Theoretischen Philosophie sowohl empi-
risch – wie beispielsweise die Sozialwissenschaften216 – als auch analytisch-theore-
tisch – wie beispielsweise die Wirtschaftswissenschaften217 – Untersuchungen vorneh-
men. Darüber hinaus befasst sich auch die Sozialpsychologie218 mit dem Dissens in 
Gruppenkonflikten. Ein Schwerpunkt in diesem breiten Forschungsfeld liegt bei der 
Fragestellung, welche epistemische Strategie rational ist und wie mit dem Dissens un-
ter Expertenmeinungen umgegangen werden sollte. 
                                                          
214 King 2012: 252-253. 
215 Vgl. Fumerton 2010: 100. 
216 Vgl. Czarnezki/Ford 2006. 
217 Vgl. Ke et al. 2013; Konrad 2009. 
218 Vgl. Sommer/Fuchs 2004. 
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In der Literatur lassen sich dabei drei Strategien identifizieren: 
Erstens kann an der eigenen Meinung festgehalten werden,219 zweitens kann die ei-
gene Meinung verworfen werden220 und drittens kann die Suche nach einem Kompro-
miss (split the difference) als Strategie gewählt werden.221 
Daran anknüpfend kann die Bestimmung von Dissensen aus der philosophischen Per-
spektive von Richard Feldman angeführt werden. Nach seinen Ausführungen liegt ein 
Dissens (disagreement) zwischen zwei Personen vor, wenn eine Person an eine be-
stimmte Aussage (proposition) glaubt und die andere Person dies nicht tut. Fernerhin 
liegt ein begründeter Dissens (reasonable disagreement) vor, wenn beide Personen 
ihre divergierenden Positionen begründen beziehungsweise rechtfertigen können.222 
Während der Dissens in der wissenschaftlichen Debatte unter Experten bereits bei 
Faktenfragen der Regelfall ist und als Grundmerkmal von Expertise bezeichnet werden 
kann, so ist die Uneinigkeit bei moralischen Konflikten sogar noch ersichtlicher. Neben 
den verschiedenen Fachrichtungen, Denkschulen und wissenschaftlichen Vorgehens-
weisen sind es vor allem die moralischen Überzeugungen und normativen Werturteile, 
die bei Differenzen in Bezug auf moralische Streitfragen von erheblicher Bedeutung 
sind. Neben unterschiedlichen deskriptiven Prämissen sind es hierbei die normativen 
Prämissen, die den Konflikt maßgeblich bestimmen. 
Unter moralischen oder normativen Konflikten sind Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen Gleichgestellten zu verstehen, die aus einander widersprechenden, aber plau-
siblen und logisch gültigen Argumentationen entstehen. Sie sind Handlungskonflikte 
einer Person oder zwischen mehreren Personen in einer konkreten Situation, die im 
Gegensatz zu theoretischen Konflikten Entscheidungen und Einwirkungen auf die Um-
welt einschließen. Als Beispiele aus verschiedenen Bereichsethiken gelten die Zuläs-
sigkeit der Sterbehilfe, die Legitimität der Abtreibung, die Existenz eines gerechten 




                                                          
219 Vgl. Wedgwood 2010. 
220 Vgl. Kornblith 2010. 
221 Vgl. Elga 2007. 
222 Vgl. Feldman 2007. 
223 Vgl. Sellmaier 2008: 8-9. 
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Der ethische Dissens bezeichnet Konflikte, die zwischen Vertretern verschiedener 
ethischer Theorien oder Mitgliedern unterschiedlicher kultureller Gemeinschaften auf-
treten können. Ein ethischer Dissens ist demzufolge ein Handlungskonflikt einer oder 
mehrerer Personen bezüglich der richtigen und moralisch angemessenen Handlungs-
weise in einer konkreten Situation. Dabei existiert neben der Handlungsebene auch 
eine Rechtfertigungsebene, auf der die Begründung für beziehungsweise gegen eine 
mögliche Handlungsalternative geliefert wird. Sobald verschiedene ethische Theorien 
bei der Konfliktbewältigung einer normativen Entscheidungssituation involviert sind, 
besteht in den meisten Fällen ein Gründe-Dissens. Durch die ausschließlich implizit 
beziehungsweise explizit angewandte ethische Theorie wird bestimmt, welche Gründe 
als angemessene und moralisch richtige Handlungsgründe gelten.224 
Als Beispiel kann die Gegenüberstellung von deontologischen und konsequentialisti-
schen Überlegungen dienen. Auf der einen Seite kann für eine deontologische ethi-
sche Theorie dieselbe Handlungsweise sowohl moralisch richtig als auch falsch sein. 
Letztlich zählen die Handlungsmotive der handelnden Person. Auf der anderen Seite 
werden bei konsequentialistischen Theorien vornehmlich die Auswirkungen einer 
Handlung berücksichtigt. 
Für die Begrifflichkeit des ethischen Dissenses gilt allerdings auch, dass er nicht aus-
schließlich einen Normen- beziehungsweise Wertekonflikt darstellt. Ferner kann er 
sich auch auf die Handlungsgründe beziehen. Meinungsverschiedenheiten zweier un-
terschiedlicher Theorievertreter wie beispielsweise Deontologen und Utilitaristen lie-
gen oftmals nicht die Handlungsanweisungen in einer konkreten Situation, sondern 
deren normative Begründung zugrunde. Demzufolge kann ein ethischer Dissens in der 
Streitfrage über die richtigen Handlungsmotive bestehen.225 
Bei der ethischen Politikberatung durch Ethikkommissionen ebenso wie in wissen-
schaftlichen Debatten allgemein ist der Expertenkonsens hinsichtlich einer strittigen 
Forschungsfrage nicht wahrscheinlich. In der modernen vielfältigen Gesellschaft ist 
eine Vielzahl von religiösen, weltanschaulichen und moralischen Überzeugungen an-
zutreffen, die allerdings auf gemeinsam geteilten Werten in Form von Grund- und Men-
schenrechten sowie bestimmten institutionellen Prinzipien wie Rechtsstaatlichkeit, De-
mokratie und Sozialstaat fußen. Selbst wenn die Diskursbeteiligten ein gemeinsames 
                                                          
224 Vgl. Sellmaier 2008: 10-20. 
225 Vgl. Sellmaier 2008: 12. 
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Fundament teilen, das nach John Rawls‘ „übergreifendem Konsens“226 die Einigung 
auf die genannten Werte und Rechtsprinzipien gewährleistet, so divergieren die Kon-
sequenzen und Schlussfolgerungen bestimmter Begründungen in der Regel. Sollte für 
die Kernzone des Konsenses Klarheit bestehen, so sind die Randzone und die Kon-
sequenzen jedoch strittig. Demzufolge ist der Dissens unter Experten hinsichtlich ge-
sellschaftlicher Konflikte zu erwarten.227 
Im Rahmen der ethischen Politikberatung diskutieren Fachexperten über moralische 
Fragestellungen und geben im Zuge der Debatten in Gremien wie Ethikkommissionen 
Stellungnahmen an die Politik ab. Nach Ralph Wedgwood ist es rational von den Fach-
leuten, ein grundlegendes Vertrauen in die eigenen moralischen Intuitionen zu haben. 
Wie bereits ausgeführt, kommt es aufgrund der unterschiedlichen Hintergrundannah-
men und vor allem aufgrund der divergierenden moralischen Überzeugungen und nor-
mativen Werturteile zu moralischen Dissensen. Selbst wenn die Kommissionsmitglie-
der einen ähnlichen epistemischen Status vorweisen können und sie keine prozedural-
argumentativen Fehler gemacht haben, resultiert jedoch aus der Annahme der diver-
gierenden moralischen Intuitionen, dass es für beide Seiten rational ist, der eigenen 
Überzeugung zu folgen.228 
Im Laufe des Beratungsprozesses hinsichtlich einer ethischen Fragestellung, die in der 
Gesellschaft einen anhaltenden Dissens hervorgerufen hat, ist ein Konsens unter den 
Mitgliedern, die aus verschiedenen Disziplinen und Fachbereichen kommen und dar-
über hinaus unterschiedliche kulturelle und religiöse Normen vertreten, nicht zu erwar-
ten. Aufgrund der Komplexität und Vielschichtigkeit der bei der Diskussion zugrunde 
liegenden gesellschaftlichen Wertkonflikte ist es außerdem nicht möglich, dass die Ex-
perten als epistemisch Ebenbürtige zu bezeichnen sind. Während Experten schon oft 
bei Sachfragen keinen Konsens erzielen können, ist es evident, dass der Dissens bei 
moralischen Fragen in den Lebenswissenschaften als bezeichnendes Phänomen auf-
tritt.229 
Der ethische Diskurs in Ethikkommissionen kann theoretisch in zwei idealtypische 
Kommunikationsformen unterschieden werden. Auf der einen Seite kann er nach Jon 
Elster in Anlehnung an Jürgen Habermas als „Arguing“ verstanden werden, bei dem 
                                                          
226 Rawls 1992: 308. 
227 Vgl. Siep 2002: 23-26. 
228 Vgl. Wedgwood 2010: 216-221. 
229 Vgl. Bogner/Menz 2007: 78-81. 
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die Akteure kraft des besseren Argumentes versuchen, die empirischen oder normati-
ven Anschauungen („Beliefs“) des Gegenübers zu verändern. Die Behauptungen und 
Aussagen der Kommunikationsteilnehmer müssen dem Gütekriterium der Validität 
standhalten. Auf der anderen Seite kann die Kommissionsarbeit als „Bargaining“ inter-
pretiert werden, bei der die Akteure durch materielle Ressourcen wie Drohungen oder 
Versprechen ihre Forderungen durchsetzen wollen. In dieser Kommunikationsform gilt 
das Kriterium der Glaubwürdigkeit.230 
Allerdings handelt es sich in der Praxis bei Diskursen allgemein, vor allem aber bei 
ethischen Debatten über moralische Fragestellungen, weder um einen Idealtyp, noch 
um eine Mischform der Idealtypen. Nach Alexander Bogner lässt sich die Arbeit der 
moralischen Expertise nicht in Argumentieren oder Verhandeln charakterisieren, sie 
folgt vielmehr einer eigenen Logik. Der Produktionsprozess von Kommissionsethik 
kann als mikropolitisches Handlungsgeflecht charakterisiert werden, bei dem im Zuge 
einer ethischen Pragmatisierung Ethik zum Aushandlungsprodukt unter strategischem 
Handeln der Akteure wird. Darüber hinaus kann aber auch dem Argumentieren die 
Lösung kognitiver Probleme zugeschrieben werden. Da die Mitglieder von Ethikkom-
missionen weniger in einem Machtverhältnis, sondern vielmehr vernetzt und in wech-
selseitiger Abhängigkeit voneinander stehen, liegt keine reine Verhandlungssituation 
– wie beispielsweise bei Verhandlungen zwischen Tarifpartnern – vor.231 
Dies liegt in der Tatsache begründet, dass die Ethikkommissionen als Instrument der 
ethischen Politikberatung nicht dem Zwang eines definitiven Ergebnisses unterliegen 
und sie keinen Konsens erzielen müssen. Vielmehr enden Beratungsprozesse durch 
Ethikräte zunehmend im Dissens, bei dem die Kommissionsmitglieder nicht eine ein-
stimmig beschlossene Problemlösungsstrategie vorschlagen, sondern eine zwei- oder 
sogar mehrfach geteilte Stellungnahme abgeben. 
In der wissenschaftlichen Politikberatung sind es allerdings nicht nur nationale Bio-
ethikkommissionen, die einen Dissens als Ergebnis ihrer Beratungsarbeit produzieren. 
Auch andere Gremien in unterschiedlichen Themenbereichen auf internationaler 
Ebene sehen sich mit hohen Anforderungen im Rahmen von Konsensusverfahren kon-
frontiert. Die Unvereinbarkeit der widersprüchlichen Standpunkte der beteiligten Ak-
                                                          
230 Vgl. Elster 2000. 
231 Vgl. Bogner 2005: 186-191. 
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teure wie Fachexperten, politische Abgeordnete und Interessenvertreter beispiels-
weise im Bereich von Nanotechnologien lassen zumeist keine Stellungnahmen der 
Gremien zu, die in Form eine gemeinsamen Empfehlung die Zustimmung aller Mitglie-
der bedarf.232 
Der Dissens in Ethikkommissionen spiegelt die Aufgabe der Gremien wider, die unter 
anderem in der wissenschaftlichen Darstellung und kritischen Reflexion unterschiedli-
cher Positionen eines gesellschaftlichen Diskurses besteht. Die Beratungstätigkeit soll 
weder in Form einer Übereinstimmung fundamentalethischer divergenter Positionen, 
noch in einer pragmatischen Kompromisslösung enden. 233 Nicht zuletzt vor dem Hin-
tergrund demokratietheoretischer Ansprüche sollte die Aufgabe der Kommissionsmit-
glieder darin bestehen, Wissensgrundlagen und Entscheidungsalternativen zu erar-
beiten, um für die politischen Entscheidungsträger einen Möglichkeitsraum mit gültigen 
Argumenten aufzuspannen. 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass sich eine Vielzahl von Dissense identifi-
zieren lassen. Diese beruhen entweder auf Unsicherheiten hinsichtlich der empiri-
schen Fakten oder ihrer wissenschaftlichen Konzeptualisierung, fußen auf ontologi-
schen Unsicherheiten beziehungsweise Divergenzen oder offenbaren evaluative Dif-
ferenzen, die auf widerstreitende moralische Prinzipien und Werte zurückgehen. Ne-
ben offenen und versteckten Dissensen sind es vor allem die Meinungsverschieden-
heiten zwischen intellectual peers – die sogenannten peer disagreements – die in der 
Literatur diskutiert werden. 
Nichtsdestoweniger sind vor allem die Dissense von politischen oder wissenschaftli-
chen Akteuren mit epistemisch Über- beziehungsweise Unterlegenden für gesell-
schaftliche Problemstellungen relevant. Die Kommissionen in der ethischen Politikbe-
ratung operieren in den Kommunikationsfeldern zwischen Arguing und Bargaining in 
einem komplexen und vielschichtigen Raum, in welchem die Fachleute nicht dem Kon-
senszwang unterliegen, sondern vielmehr ihrer Beratungsaufgabe nachgehen, diver-
gierende Positionen in moralischen Debatten wissenschaftlich zu identifizieren, kritisch 
zu reflektieren und aufbereitet wiederzugeben. 
 
 
                                                          
232 Vgl. hierzu die Analyse von Jahnel/Fleischer 2015. 
233 Vgl. Bogner 2005: 186-191. 
87 
 
Neben Meinungsverschiedenheiten zwischen Experten über bestimmte Faktenfragen 
ist der Dissens bei moralischen Kontroversen aufgrund von Werturteilen, die neben 
deskriptiven auch normative Prämissen enthalten, kennzeichnend. Der Dissens kann 



























4.3 Werte- und Interessenpluralismus in der Demokratie 
Im nun folgenden Abschnitt wird das Spannungsverhältnis zwischen den unterschied-
lichen Akteuren in Gesellschaft, Politik und Wissenschaft beschrieben, in dem sich 
Experten befinden, die in der wissenschaftlichen Politikberatung tätig sind. Das Ziel 
der Ausführungen ist nicht, das komplexe, ambivalente und vielschichtige Verhältnis 
der benannten Sphären allgemein und umfassend zu analysieren. Der Fokus der Aus-
arbeitung liegt vielmehr weiterhin im Bereich der Lebenswissenschaften und ist vor 
dem Hintergrund des Themenbereiches der ethischen Politikberatung durch Ethikkom-
missionen zu verstehen. 
Nachdem der Begriff Pluralismus in der philosophischen Tradition verschiedene Be-
deutungen hatte, hat er spätestens seit Ende des Zweiten Weltkrieges seinen festen 
Platz in der politischen Semantik westlicher Demokratien gefunden. Demnach werden 
moderne Gesellschaften als pluralistische Gesellschaften verstanden.234 Eine pluralis-
tische Gesellschaft zeichnet wesensgemäß unter anderem aus, dass unterschiedliche 
wirtschaftliche Interessen, politische Meinungen und moralische Wertvorstellungen in 
den verschiedenen Teilbereichen vorzufinden sind. Das Strukturmerkmal der moder-
nen Demokratie ist nicht die konsensuale Übereinstimmung aller Bürger, sondern die 
Institutionalisierung von Dissens, Konflikt und Kontroverse in Gestalt von Opposition 
sowie Presse- und Meinungsfreiheit. Dabei kann insgesamt von einem Werte- und In-
teressenpluralismus gesprochen werden. Der Interessenpluralismus bezeichnet im 
Kern die Vielfalt gesellschaftlicher Kräfte und Positionen, die oftmals in Form von Ver-
teilungskonflikten sichtbar werden. In Anlehnung an Isaiah Berlin235 und John Gray236 
kann der Wertepluralismus folgendermaßen definiert werden: 
 
„Die Annahme, dass menschliche Werte in einer irreduziblen Weise unter-
schiedlich sind, deshalb miteinander in Konflikt geraten und oft nicht miteinan-
der verträglich sind, ja sich im Konfliktfall als miteinander inkommensurabel er-
weisen können.“237 
 
                                                          
234 Vgl. Gerecke/Suchanek 1999: 109-113. 
235 Vgl. Berlin 1992; 1969. 
236 Vgl. Gray 1996. 
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Aufgrund der konkurrierenden Präferenzen und der in der pluralistischen Gesellschaft 
divergierenden Interessen und Prinzipienordnungen ist es bei konkreten Problemstel-
lungen äußerst komplex, die Konflikte der öffentlichen Entscheidungsprozesse aufzu-
lösen. In Hinblick auf die rasch fortschreitenden technologischen Möglichkeiten, ge-
sellschaftlichen Entwicklungen und sich ändernden Interessengruppen erhält die ein-
zelne Entscheidungssituation erhöhte Bedeutung. Die Komplexität der Entscheidun-
gen, die gesetzgebende Akteure bei ethisch-moralischen Fragestellungen treffen müs-
sen, besteht in den Schwierigkeiten praktischen Entscheidens unter vorgefundenen, 
kontingenten Bedingungen, angesichts von Wertkonflikten und der Unvermeidlichkeit 
von Güterabwägungen.238 
Grundlegend muss die Akzeptanz eines institutionellen Rahmens gewährleistet sein, 
damit politische Entscheidungen nach dem Wettstreit der divergierenden Interessen 
und Umsetzungsprogramme in zuvor definierten Verfahren getroffen werden können. 
Das Gelingen dieser Verfahren in Form von Regierungsbildung und Gesetzesschöp-
fung ist wiederum aber nicht von dem consens omnium – der konsensualen Zustim-
mung aller Beteiligten – abhängig, sondern wird durch parlamentarische Mehrheitsent-
scheidung durch Wahl der stimmberechtigen Abgeordneten bestimmt. Demnach be-
ruht die Demokratie nicht auf dem Konsens-, sondern auf dem Mehrheitsprinzip.239 
Im Zuge von umfassenden Beratungs-, Aushandlungs- und Abwägungsprozessen, be-
steht die Aufgabe der gewählten Repräsentanten darin, die Vielfalt der Werte und In-
teressen aggregiert zu vertreten. Unter den Rahmenbedingungen demokratischer 
Rechtsstaatlichkeit müssen Entscheidungen getroffen werden, an denen Akteure aus 
Politik, Wissenschaft und Gesellschaft beteiligt sind. 
Im Verhältnis von Politik und Wissenschaft lässt sich eine soziologische Traditionslinie 
erkennen, die allen voran von Max Weber (1864-1920) geprägt wurde. In seinen poli-
tischen Schriften und Aufsätzen wie beispielsweise der 1918 erschienene Beitrag „Par-
lament und Regierung im neugeordneten Deutschland. Zur politischen Kritik des Be-
amtentums und Parteiwesens“240 legte der deutsche Soziologe und Nationalökonom 
den Grundstein für die Debatte um die Verhältnisbestimmung der beiden Sphären. 
Insgesamt steht der Prozess gesellschaftlicher Entwicklung als fortschreitende Ratio-
                                                          
238 Vgl. Joas 2001: 31-32. 
239 Vgl. Bayertz 1996: 66-67. 
240 Weber 1958. 
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nalisierung aller Lebensbereiche unter praktisch-politischer Perspektive im Fokus sei-
nes Gesamtwerkes. In seinen Analysen untersucht Weber die politische Führerschaft, 
die staatliche Verwaltung und das parlamentarische System Deutschlands. Am Beginn 
seiner Ausführungen steht die Unterscheidung zwischen dem spezialisierten Fachwis-
sen der Berufsbeamten auf der einen Seite sowie der Entscheidungsbefugnis der re-
gierenden Politiker auf der anderen Seite. Nach Weber führt politisches Handeln und 
Entscheiden, das einer administrativ-bürokratischen Eigenlogik unterworfen ist, zur 
Lähmung des politischen Systems sowie zur Paralyse politischer Initiative und Gestal-
tungsfähigkeit.241 
Weiterführend beinhaltet die Bürokratisierungs-Theorie von Max Weber die Warnung, 
dass die fortgesetzte Rationalisierung der politischen, wirtschaftlichen und militäri-
schen Ordnung nicht zur Verwandlung des fachspezifischen Expertenwissens aus ei-
nem rein technisch-administrativen Hilfsmittel in den eigentlichen Inhalt der Politik füh-
ren sollte. Auch wenn die rationale und bürokratische Organisation des Staates für ihn 
als Mittel der Effektivitätssteigerung unentbehrlich ist, so darf sie nicht vollends zur 
Verselbstständigung der Apparate führen. Aufgrund des professionellen Selbstver-
ständnisses und der kognitiven Struktur ist der Fachexperte in der Beamtenschaft nach 
Webers Meinung nicht dazu im Stande, einen Staat zu führen. Im Gegensatz dazu 
kann nur die Führungspersönlichkeit des Politikers, welche persönliche Wertorientie-
rung und Verantwortungsbewusstsein beinhaltet, sicherstellen, dass sich politische 
Ideen und Ziele gegenüber technischem Fachwissen durchsetzen können, um die na-
tionalen Interessen eines Landes zu realisieren. 
In seiner Bewertung des politischen Systems Deutschlands nach Otto von Bismarck 
(1815-1898) kommt Max Weber zu dem Schluss, dass dem Land charismatische Füh-
rungspersönlichkeiten fehlten, die sich als Führer im parlamentarischen Kampf bewei-
sen sollten, um im Anschluss eigenverantwortlich handeln und entscheiden zu können, 
ohne von den Fachbeamten abhängig zu sein. Dementsprechend bezieht sich Webers 
Kritik an der administrativ-bürokratischen Eigenlogik und Expertenherrschaft nicht auf 
demokratisch-partizipatorische, sondern vielmehr auf machtpolitische Aspekte. Seine 
Ausführungen sind als Plädoyer zu verstehen, das die Entscheidungshoheit der Politik 
gegenüber der bürokratischen Fachbeamten und Experten einfordert.242 
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Auch die politische Theoretikerin Hannah Arendt (1906-1975) befasste sich mit der 
Beziehung zwischen Wissenschaft und Politik. In Bezug auf die Verhältnisbestimmung 
von Politik und insbesondere der Philosophie als Wissenschaftsdisziplin ist ihr Werk 
„Wahrheit und Lüge in der Politik“ relevant. 
In den beiden darin enthaltenen Essays „Die Lüge in der Politik“ sowie „Wahrheit und 
Politik“ reflektiert Arendt die Lüge als Mittel der Politik sowie das Verhältnis zwischen 
den benannten Sphären. Die Autorin orientiert sich an der Unterscheidung zwischen 
Vernunftwahrheit und Tatsachenwahrheiten nach Gottfried Wilhelm Leibniz (1646-
1716). Dabei führt sie den Konflikt zwischen Wahrheit und Politik auf die zwei entge-
gengesetzten Lebensweisen von Philosophen und Staatsbürgern zurück. Während 
der Politiker zur Erreichung der politischen Ideale und eigenen Interessen zur Lüge 
greift, steht das Streben nach der Vernunftwahrheit des Philosophen dazu im Kontrast 
gegenüber. Die Tatsachenwahrheit ist demnach von Natur aus politisch. 
 
„Wenn politische Macht sich an Vernunftwahrheit vergreift, so übertritt sie 
gleichsam das ihr zugehörige Gebiet, während jeder Angriff auf Tatsachenwahr-
heiten innerhalb des politischen Bereichs selbst stattfindet.“243 
 
Dahingegen erkennt sie demjenigen Philosophen, der in die Öffentlichkeit eingreifen 
will, den Status des Philosophen ab und nennt ihn Politiker, da diese Person nicht mehr 
nach der Wahrheit, sondern nach Macht streben würde. Diese Gegenüberstellung ver-
deutlicht Hannah Arendts Verständnis der Beziehung zwischen Politik und Wissen-
schaft: 
 
„Betrachtet man Politik aus der Perspektive der Wahrheit, [...] so heißt das, dass 
man sich außerhalb des politischen Bereichs stellt. Wer nichts will als die Wahr-
heit sagen, steht außerhalb des politischen Kampfes, und er verwirkt diese Po-
sition und die eigene Glaubwürdigkeit, sobald er versucht, diesen Standpunkt 
zu benutzen, um in die Politik selbst einzugreifen.“244 
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Die politische Schärfe des Konflikts liegt nach Arendt in der Entwertung der Meinung, 
da nicht Wahrheit, sondern vielmehr Meinung zu den unerlässlichen Voraussetzungen 
politischer Macht zählt. In Hinblick auf die Entwicklung des Konflikts in der Moderne 
sieht sie das Verhältnis weiterhin bestehen, allerdings steht die Tatsachenwahrheit 
nun an der Stelle der Vernunftwahrheit. Im Zuge dessen mahnt sich abschließend, 
dass die Wahrheit gegenüber gebündelten Interessen und politischer Macht immer 
benachteiligt sein wird.245 
Im Rahmen der Untersuchung des Verhältnisses zwischen Politikern und Experten 
formulierte der deutsche Soziologie Helmut Schelsky (1912-1984) die These der Ex-
pertokratie.246 Demnach führen die Universalisierung der Technik und die Verwissen-
schaftlichung der Gesellschaft zur Herrschaft der sachverständigen Fachexperten an-
stelle der gewählten Repräsentanten. Dabei müssen die Politiker ihre Entscheidungs-
gewalt an die Experten und Gutachter abgeben, da sie aufgrund der Vielzahl der Ent-
scheidungen, der administrativen Rahmenbedingungen der Gesetzgebungsprozesse, 
der zu berücksichtigende Informationsmenge und des Anspruches an eine rationale, 
durch wissenschaftliche Expertise ausgewiesene Begründung nicht mehr in Lage sind, 
eigenständige Entscheidungen treffen zu können. Im Vordergrund stehen die ratio-
nale, effektive Planung und Durchführung zielorientierter Projekte sowie die Ausrich-
tung der Entscheidungen an wissenschaftlich-technischen Argumenten und Sach-
zwängen. Dementsprechend verringert sich die Bedeutung demokratischer Willensbil-
dung und politischer Entscheidungsprozesse zugunsten der rationalen und effektiven 
Funktionsfähigkeit des politischen Systems.247 
Der Aspekt der Auslagerung von politischen Entscheidungen an Experten und die da-
mit einhergehende Unterordnung von politischer Entscheidungsgewalt an wissen-
schaftlich-technische Sachgesetzlichkeiten findet sich noch immer unter dem Begriff 
der Expertokratie in der aktuellen Auseinandersetzung. Im Gegensatz zur demokrati-
schen Volksherrschaft beschreibt die Expertokratie eine Herrschaft der Experten an-
stelle von gewählten Repräsentanten. Auch wenn die Expertokratie als Extremszena-
rio beschrieben werden kann, so wird durch die Lektüre von wissenschaftlichen Veröf-
fentlichungen und durch die Medien deutlich, dass die Rolle von Experten im Bereich 
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technikpolitischer Entscheidungen problematisch oder zumindest weiterhin diskussi-
onswürdig ist.248 
In der aktuellen Debatte um das Verhältnis zwischen Politik und Wissenschaft ist vor 
allem das Themenfeld um Kommissionen in der wissenschaftlichen Politikberatung 
einschlägig. Insbesondere Ethikkommissionen sind aus der Perspektive der Wissen-
schaftsforschung ein Phänomen, das in der Literatur einige Beachtung findet. Dabei 
sind wissenschaftliche Analysen über Aufgaben, Formen und Funktionen ebenso in 
der Vielzahl zu finden wie kritische Reflexionen über die Arbeitsweise der Gremien, 
die zumeist unmittelbar an politischen und gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen 
beteiligt sind. 
Neben den Sphären von Politik und Wissenschaft gehören viele andere gesellschaft-
liche Akteure aus den verschiedenen Teilbereichen der Gesellschaft zum Spannungs-
feld der ethischen Politikberatung. Im Rahmen der Entscheidungsfindung versuchen 
unterschiedliche Interessengruppen nicht nur auf die politischen Entscheidungsträger 
einzuwirken, indem sie ihnen Informationen bereitstellen, themenspezifische Veran-
staltungen organisieren oder gezielte Gespräche mit Abgeordneten führen sowie an-
dere Mittel der formellen und informellen Interessenvertretung nutzen. Darüber hinaus 
nehmen die zivilgesellschaftlichen Akteure auch bestimmte Erwartungshaltungen ge-
genüber der Kommissionsarbeit ein, indem sie in der Öffentlichkeit von den beraten-
den Experten fordern, den Entscheidungsfindungsprozess ressourceneffizient mit ei-
ner konkreten Handlungsempfehlung abzuschließen oder gewisse Interessen und 
Wertvorstellungen noch weitreichender miteinzubeziehen und bei der Problemlösung 
zu berücksichtigen.249 
Im Rahmen der ethischen Politikberatung werden Probleme vor dem Hintergrund fort-
schreitender technologischer Möglichkeiten, rechtlicher Unklarheiten sowie gesell-
schaftlicher Entwicklungen und moralischer Fragestellungen untersucht. Bei der wis-
senschaftlichen Betrachtung dieser Problemstellungen besteht die Aufgabe der Kom-
missionsmitglieder einerseits darin, die politische Entscheidungsfindung zu unterstüt-
zen, andererseits aber auch die Öffentlichkeit über die komplexen Themen zu infor-
mieren.250 
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Die Gremienarbeit im Bereich der Bioethik ist dadurch gekennzeichnet, dass viele un-
terschiedliche Perspektiven berücksichtigt werden müssen, um derart vielschichtige 
Angelegenheiten wie beispielsweise die In-vitro-Fertilisation umfassend zu analysie-
ren. Die exemplarisch ausgewählte embryonale Stammzellforschung gilt als hochran-
giges ethisches Problemfeld, bei der viele Dissens-Akteure mit divergierenden Interes-
sen vorzufinden sind. Zu diesen zählen unter anderem Wissenschaftler und medizini-
sche Akteure, die mit dem Verweis auf die grundrechtliche Garantie der Forschungs-
freiheit bestimmte Forderungen stellen. Darüber hinaus sehen kirchliche Vertreter die 
Stammzellforschung als fundamentalen Angriff auf die Heiligkeit und Gottesebenbild-
lichkeit des menschlichen Lebens. Außerdem organisieren sich zivilgesellschaftliche 
Vereine und Betroffenengruppen, um ihre Anliegen öffentlich zu machen. In diesem 
Spannungsfeld versucht die politische Gesetzgebung, eine übergeordnete Problemlö-
sung zu entwickeln und wendet sich aufgrund der Komplexität des Themas, des Zeit-
drucks sowie des Anspruchs an eine wissenschaftlich reflektierte Begründung an Kom-
missionen der ethischen Politikberatung.251 
Bei einer derartigen Suche nach einer angemessenen Problemlösungsstrategie sind 
viele ethisch-moralische Standpunkte in Politik und Gesellschaft anzutreffen, die im 
Entscheidungsfindungsprozess beachtet werden müssen. In weitreichendem Maße zu 
klären, welche die richtige Handlungsalternative darstellt, ist vor dem Hintergrund des 
politischen Liberalismus eine hoch komplexe Angelegenheit. Nach John Rawls kann 
politische Gerechtigkeit nicht durch eine homogene Tugendgemeinschaft, sondern nur 
durch eine Rechtsgemeinschaft von abstrakten Bürgern erreicht werden. Zur politi-
schen Gerechtigkeit gehört die Trennung dessen, was für alle unter allen Umständen 
richtig ist, von dem, was für eine besondere Gruppe von Menschen in einer bestimm-
ten Epoche gut ist. In modernen Demokratien hat das Richtige demzufolge einen Vor-
rang vor dem Guten, das Recht einen Vorrang vor der Tugend.252 
Im Rahmen des politischen Liberalismus resultiert aus der Pluralität der Interessen und 
Werte, dass die unterschiedlichen Akteure sowohl bei Grundsatzfragen als auch bei 
konkreten Entscheidungen divergierende Meinungen vertreten und entgegengesetzte 
Handlungsalternativen zur Lösung von gesellschaftlichen Fragestellungen anstreben. 
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Die Theorien gesellschaftlicher Differenzierung beschreiben die moderne Gesellschaft 
als Zusammensetzung unterschiedlicher, funktional spezialisierter Teilsysteme. Dazu 
zählen beispielsweise Wirtschaft, Recht und Religion sowie Politik und Wissenschaft. 
Nach Niklas Luhmann (1927-1998) ist diese Ausdifferenzierung von Teilsystemen als 
Kultivierung, Vereinseitigung und letztendlich Verabsolutierung von Weltansichten in-
nerhalb der Teilsysteme zu verstehen. Demnach bestehen verschiedene Wertsphären 
beziehungsweise wert- und systemspezifische Eigenlogiken in den jeweiligen Teilsys-
temen, welche zu einer Selbstverabsolution und somit einer Gleichgültigkeit gegen-
über den Interessen von anderen Teilsystemen führen können. Dieser Hinweis ver-
deutlicht, dass die unterschiedlichen Handlungslogiken von Politik und Gesellschaft im 
Rahmen der wissenschaftlichen Politikberatung aufeinandertreffen.253 
In der weiterführenden Gegenüberstellung beinhaltet die Politik als ein Subsystem der 
Gesellschaft die Landschaft der politischen Parteien, Parlamente und Regierungen. 
Die darin handelnden Akteure sind die Politiker. Demgegenüber setzt sich in der Wis-
senschaft als anderes Subsystem der Gesellschaft die Landschaft aus Universitäten 
und anderen Forschungseinrichtungen zusammen. Die dort anzutreffenden Akteure 
sind die Wissenschaftler.254 
Im Zuge der wissenschaftlichen Politikberatung treffen die unterschiedlichen Interes-
sen, Werte und Rationalitäten der politischen, wissenschaftlichen und zivilgesellschaft-
lichen Akteure aufeinander: 
Auf der einen Seite stehen die gewählten Repräsentanten, die politische Entscheidun-
gen treffen müssen, um auf bestimmte gesellschaftliche Probleme, Fragestellungen 
und Entwicklungen zu reagieren. Als demokratisch legitimierte Vertreter ist es die Auf-
gabe der Regierung, in parlamentarischen Debatten, Gremienberatungen und Aus-
handlungsprozessen zu Entscheidungen zu gelangen. Vor allem bei kontrovers disku-
tierten Themen und Entscheidungen, deren Folgen nur schwer absehbar sind, wenden 
sich Politiker an beratende Gremien. Der politische Beratungsprozess durch Experten 
kann sich beispielsweise auf rechtliche Rahmenbedingungen, Tendenzen in Technik 
und Forschung oder ethische Fragestellungen beziehen. Aufgrund der zu berücksich-
tigenden Informationsmenge, des Zeitdrucks und des Anspruchs an eine rationale, 
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durch wissenschaftliche Expertise ausgewiesene Begründung ist die Politik auf die 
wissenschaftliche Beratung angewiesen.255 
Auf der anderen Seite stehen die wissenschaftlichen Experten, die zumeist aus unter-
schiedlichen Fachrichtungen und Disziplinen kommen. Auf der Grundlage ihres spezi-
fischen Fachwissens und ihrer Expertise sollen sie dazu beitragen, den Entschei-
dungsfindungsprozess wissenschaftlich zu begleiten, indem sie eine Lösung für ein 
spezielles, politisches und gesellschaftliches Problem erarbeiten. Dabei besteht die 
Leistung dieser Fachleute nicht nur in der zeiteffizienten Bereitstellung von Informati-
onen und Wissen, sondern auch in Diagnosen und konkreten Maßnahmen zur Prob-
lemlösung. Sie sind demnach in den Entwurf, die Implementierung oder die Kontrolle 
einer Problemlösung direkt involviert.256 
Das Spannungsfeld, in dem sich die Experten in der wissenschaftlichen Politikbera-
tung befinden, ist aber nicht nur durch das Aufeinandertreffen der unterschiedlichen 
Rationalitäten von Politik und Wissenschaft, sondern auch durch die Interessen und 
Erwartungen der Zivilgesellschaft gekennzeichnet. Während einige einen „Einigungs-
druck“257 auf die Gremien ausüben, indem sie problemlösungsorientierte und effiziente 
Ergebnisse erwarten, fordern andere eine tiefgehende und umfassende Analyse der 
gesellschaftlichen Interessen und Wertvorstellungen hinsichtlich der zu untersuchen-
den Fragestellung.258 
Allgemein ist bei politischen Entscheidungsprozessen die Berücksichtigung von exis-
tierenden Wissensbeständen in Form der Beratung durch Experten ein fester Bestand-
teil der modernen Wissensgesellschaft. Als wichtigster Grund für die Heranziehung 
von wissenschaftlicher Expertise wird die Kompensation fehlenden Sachwissens an-
geführt. Auch wenn gewählte Entscheider und Repräsentanten auf einem bestimmten 
Fachgebiet versiert sind, ist es aufgrund der Bereichsspezifität von Spezialwissen not-
wendig, für fachspezifische Themen externe Spezialisten einzubeziehen. Durch die 
wissenschaftliche Beratung durch Experten wird somit die Nutzbarmachung von Sach-
verstand für die politische Entscheidung ermöglicht. Die Sachverständigen können 
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neue Perspektiven und Aspekte in den Prozess einbringen, welche die Abgeordneten 
ohne Beratungsinstanz möglicherweise nicht berücksichtigt hätten.259 
Der steigende Bedarf an wissenschaftlicher Politikberatung durch Experten geht unter 
anderem auf die zunehmende administrative und gesetzliche Verdichtung von Vor-
schriften und Regeln zurück. Aufgrund der Vielzahl der Entscheidungen, der Komple-
xität der Themen in der heutigen Wissensgesellschaft und dem Anspruch von wissen-
schaftlich-technischen Anforderungen an gesetzgeberisches Handeln besteht eine 
hohe Nachfrage an beratenden Expertengremien.260 
Dieser steigende Bedarf führte zur aktuellen Hochkonjunktur an Empfehlungen, Stel-
lungnahmen und Gutachten durch Expertengremien, die ein vielfältiges Spektrum ab-
decken. Neben der klassischen Politikberatung durch Expertenkommissionen haben 
sich inzwischen auch zahlreiche privatwirtschaftliche Beratungseinrichtungen etabliert, 
deren Klientenkreis nicht nur aus Unternehmen und Organisationen, sondern auch aus 
politischen Institutionen und Parteien besteht. Die Politikberatung operiert dabei im 
Spannungsdreieck von politischer Logik, Kommunikationskompetenz und Themenex-
pertise.261 
Vor allem bei kontrovers diskutierten Themen und Entscheidungen, deren Folgen nur 
schwer absehbar sind, wenden sich Politiker und gewählte Repräsentanten oft an be-
ratende Gremien, um eine rationale, durch wissenschaftliche Expertise ausgewiesene 
Begründung vorweisen zu können. Der politische Beratungsprozess durch Experten 
kann sich dabei beispielsweise auf rechtliche Rahmenbedingungen, Tendenzen in 
Technik und Forschung oder ethische Fragestellungen beziehen.262 
In Bezug auf die Funktion von wissenschaftlicher Politikberatung lässt sich darüber 
hinaus ein weiterer Aspekt erkennen, der den Mehrwert eines Expertengremiums für 
einen Entscheidungsprozess ausmacht. Die Beratung durch Experten kann als Trans-
formation von wissenschaftlichem Sachwissen in die praktische Politik verstanden 
werden. Demnach erhält die politische Entscheidung durch die wissenschaftliche Be-
gleitung eine Steigerung der Rationalität. Die rationale Begründung steigert wiederum 
die Legitimation und öffentliche Akzeptanz der Entscheidung. Neben der Beratungs-
funktion werden Expertengremien auch eine Vermittlungsfunktion in der Gesellschaft 
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zugeschrieben. Demnach können politikberatende Gremien zwischen Politik und Öf-
fentlichkeit sowie zwischen den Wissenschaften und der politischen Praxis vermitteln.  
Auf der Grundlage ihres Sachverstandes können sie Handlungsempfehlungen erar-
beiten, die sie der Politik und Öffentlichkeit mit ihrer Kommunikationskompetenz ver-
mitteln. Demzufolge nehmen sie eine bedeutende gesellschaftspolitische Rolle ein.263 
Im Idealfall können durch eine objektive, ergebnisorientierte und wissensbasierte Ent-
scheidungsfindung Diagnosen und Lösungsansätze für Problemstellungen in einem 
diskursiven Meinungs- und Willensbildungsprozess erarbeitet werden. 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass sich die Sphären von Gesellschaft, Po-
litik und Wissenschaft sowohl allgemein als auch speziell im Bereich der ethischen 
Politikberatung nicht in den Begriffen Dominanz oder Determination fassen lassen. 
Vielmehr ist das Verhältnis als komplexes, interdependentes Abhängigkeitsverhältnis 
zu verstehen.264 Im Rahmen der Politikberatung befinden sich die beteiligten Akteure 
im Spannungsdreieck von politischer Logik, Kommunikationskompetenz und Themen-
expertise.265 
Da einige Akteure eine effektive und effiziente Problemlösungsstrategie von der Bera-
tung erwarten, andere allerdings eine tiefgehende und umfassende Analyse der ge-
sellschaftlichen Interessen und Wertvorstellungen hinsichtlich der zu untersuchenden 
Fragestellung fordern, befinden sich die Experten in den Beratungsgremien in einem 
Spannungsfeld. Dieses wird nicht nur durch die unterschiedlichen Forderungen der 
Vorgehensweise, sondern auch durch die divergierenden Interessen und Meinungen 
bestimmt, die in einer modernen und pluralistischen Demokratie zu berücksichtigen 
sind. Der Dissens unter den Gremienmitgliedern ist daher nicht nur als Grundmerkmal 
von Expertise, sondern auch als Eigenschaft des Werte- und Interessenpluralismus 





                                                          
263 Vgl. Althaus/Meier 2004: 9.  
264 Vgl. Bogner/Menz 2002: 385. 
265 Vgl. Rafat 2012: 15-17. 
266 Vgl. Bogner/Menz 2007: 78-81; Bogner/Torgersen 2005: 7-12. 
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5. Funktionaler Dissens in der ethischen Politikberatung 
Die Fortschritte und Anwendungen von wissenschaftlichen Erkenntnissen der Biotech-
nologie können zumeist ein bedeutendes medizinisches und ökonomisches Potential 
vorweisen, werfen zugleich aber auch vielschichtige ethische Fragestellungen auf. Die 
Diskussionen um den Embryonenschutz und die Stammzellforschung sind Paradebei-
spiele ethischer Konflikte, die aufgrund ihrer Komplexität und Vielzahl von Diskurspo-
sitionen einen kritisch reflektierten Beratungsprozess durch wissenschaftliche Exper-
tise benötigen.267 
Vor dem Hintergrund des Werte- und Interessenpluralismus in modernen Demokratien 
und den damit verbundenen unterschiedlichen Interessen und Rationalitäten der zahl-
reichen Akteure in Gesellschaft, Politik und Wissenschaft sowie dem dargelegten 
Spannungsfeld zwischen Anspruch und Leistungsfähigkeit, in dem sich die Ethikkom-
missionen befinden, sollten Richtlinien zur Verfügung stehen, um die Funktionalität der 
ethischen Politikberatung zu gewährleisten. Bei der Vielzahl und Diversität der Gre-
mien in diesem Sektor der Politikberatung und aufgrund der teilweise weitreichenden 
Mitgestaltungsmöglichkeiten von öffentlichen Diskursen und politischen Entschei-
dungsprozessen jener Gremien sind Standards für die Sicherstellung der Qualität und 
Legitimität der Ethikkommissionen unerlässlich. 
Im Rahmen der vorliegenden Arbeit werden daher Anforderungen an Kommissionen 
in der ethischen Politikberatung aufgestellt, die in Form eines Kriterienkataloges aus-
gearbeitet werden. Bei der Entwicklung des funktionalen Dissenses werden grundle-
gende Rahmenbedingungen, prozessbezogene Diskursbedingungen und implemen-
tationsgerichtete Umsetzungsbedingungen erarbeitet, um einen idealen Entschei-
dungsfindungsprozess darzustellen. 
Im folgenden Abschnitt werden die Bedingungen in Form von Kriterien aufgestellt, die 
für eine Qualitätssicherung notwendig sind. Zu Beginn wird die These der Arbeit vor 
dem Hintergrund des beschriebenen Spannungsfeldes formuliert. Im Zuge dessen 
wird bestimmt, was unter einem funktionalen Dissens zu verstehen ist. Um diese De-
finition zu vervollständigen, beinhaltet dieser Abschnitt die Unterscheidung zwischen 
funktionalem und dysfunktionalem Dissens. Daran anknüpfend werden die Rahmen-, 
Diskurs- und Umsetzungsbedingungen in den anschließenden Kapiteln entwickelt. 
                                                          
267 Vgl. Neidhardt et al. 2008: 27-31. 
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Zu den Rahmenbedingungen zählen Demokratische Legitimation (R1), Pluralistische 
Repräsentativität (R2), Relative Independenz (R3) sowie Transparenz (R4). Darüber 
hinaus gehören zu den Diskursbedingungen Expertise und Diskursfähigkeit (D1), Öf-
fentlichkeit und Partizipation (D2), Sachorientierung und Verantwortung (D3) und Dis-
kursabbildung und -aufbereitung (D4). Abschließend folgen die Umsetzungskriterien 
Komplexitätsreduktion (U1), Alternativendarlegung (U2), Technikfolgenabschätzung 
(U3), sowie Prozessreflexion (U4). 
Zur Strukturierung werden die insgesamt zwölf Bedingungen durch die dreiteilige Glie-
derung in grundlegende Rahmenbedingungen, prozessbezogene Diskursbedingun-
gen und implementationsgerichtete Umsetzungsbedingung geordnet: 
 
? Rahmenbedingung R1: Demokratische Legitimation 
? Rahmenbedingung R2: Pluralistische Repräsentativität 
? Rahmenbedingung R3: Relative Independenz 
? Rahmenbedingung R4: Transparenz 
 
? Diskursbedingung D1: Expertise und Diskursfähigkeit 
? Diskursbedingung D2: Öffentlichkeit und Partizipation 
? Diskursbedingung D3: Sachorientierung und Verantwortung 
? Diskursbedingung D4: Diskursabbildung und -aufbereitung 
 
? Umsetzungsbedingung U1: Komplexitätsreduktion 
? Umsetzungsbedingung U2: Alternativendarlegung 
? Umsetzungsbedingung U3: Technikfolgenabschätzung 







Durch die Thematisierung neuer medizinischer Entwicklungen und ihrer Anwendung 
kommt es in pluralistischen Gesellschaften oftmals zu Wertkonflikten. Im Kern dieser 
Wertkonflikte stehen konfligierende normative Richtigkeitsbehauptungen, auf deren 
Grundlage bestimmte Handlungs- und Entscheidungsoptionen gefordert werden. 
Während bei Interessen- oder Wissenskonflikten Uneinigkeiten auftreten, die theore-
tisch durch eine Kompromissbildung gelöst werden können, ist es charakteristisch für 
Wertkonflikte, dass diese nicht durch weiterführende Diskussionen ausgeräumt wer-
den können. Diese grundlegenden und anhaltenden Uneinigkeiten werden als stabile 
Dissense268 bezeichnet. 
In Hinblick auf die möglichen Konfliktverläufe stabiler Dissense können die unter-
schiedlichen Werthaltungen einerseits in Form des indifferenten Pluralismus nebenei-
nander bestehen bleiben, ohne im Konflikt ausgetragen werden zu müssen. Anderer-
seits können die divergierenden Positionen allerdings auch miteinander konfligieren, 
so dass der Wertedissens im Rahmen von politischen Entscheidungsfindungsprozes-
sen ausgetragen werden muss.269 
Generell werden Ethikkommissionen einberufen, wenn ein gesellschaftlicher Dissens 
hinsichtlich einer ethischen Problemstellung vorliegt, der aufgrund des Regelungsbe-
darfs von Seiten der Politik gelöst werden muss. Die Gremienarbeit im Bereich der 
Bioethik ist insgesamt dadurch gekennzeichnet, dass viele unterschiedliche Perspek-
tiven berücksichtigt werden müssen, um derart vielschichtige Angelegenheiten wie bei-
spielsweise die In-vitro-Fertilisation umfassend zu analysieren. Die embryonale 
Stammzellforschung gilt als Beispiel für ein ethisches Problemfeld, bei der viele Dis-
sens-Akteure mit divergierenden Interessen vorzufinden sind. Zu diesen zählen Wis-
senschaftler, kirchliche Vertreter, unterschiedliche Interessensvereine wie Betroffe-
nenverbände und politische Akteure.270 Vor dem Hintergrund dieser Vielzahl der Inte-
ressen, Werte und Ziele erscheint das Erreichen eines Konsenses unter den Parteien 
bei derartig tiefgehenden und anhaltenden Dissensen wie der Stammzellforschung als 
kaum erreichbare Idealvorstellung. 
 
                                                          
268 Vgl. Grundmann 2013. 
269 Vgl. Bogner/Menz/Schumm 2008: 246-252. 
270 Vgl. Geisler 2008: 1230-1233. 
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Durch die Entwicklung der Rahmen-, Diskurs- und Umsetzungsbedingungen, die in 
den folgenden Kapiteln vorgenommen wird, soll ein idealer Entscheidungsfindungs-
prozess in der ethischen Politikberatung gewährleistet werden, indem unterschiedliche 
Richtlinien vorgegeben werden. Am Ende des Beratungsprozesses sollte dabei der 
funktionale Dissens stehen, da konsensuale Stellungnahmen von beratenden Ethik-
kommissionen an die politische Gesetzgebung eine Reihe von problematischen Kon-
sequenzen mit sich bringen: 
Die Beratungsfunktion von Ethikkommissionen besteht vor allem darin, tiefgreifende 
gesellschaftliche Konflikte und Diskurse durch ihre wissenschaftliche Expertise zu ana-
lysieren und objektiviert weiterzuentwickeln. Dazu ist es notwendig, die in der Gesell-
schaft vertretenen Interessen und Wertvorstellungen kritisch zu hinterfragen und bis 
zu einem bestimmten Grad aggregiert zu repräsentieren. Vor allem bei langanhalten-
den, stabilen Dissensen in einer pluralistischen Demokratie ist es von großer Bedeu-
tung, die Forderungen und Begründungen der jeweiligen Position zu reflektieren und 
nach sorgfältiger Prüfung im weiteren Entscheidungsfindungsprozess zu berücksichti-
gen.271 
Bei einer Stellungnahme, die einen einzigen konkreten, im Konsens beschlossenen 
Handlungsvorschlag beinhaltet, kann beanstandet werden, dass die Zusammenset-
zung und die Arbeit des Gremiums nicht dem Anspruch einer pluralistischen Reprä-
sentativität genügt. Wenn in der Gesellschaft ein tiefgreifender Dissens hinsichtlich ei-
ner ethischen Fragestellung vorliegt, wäre es vor dem Hintergrund des Werte- und 
Interessenpluralismus in einer modernen Demokratie nicht vertretbar, dass eine Ethik-
kommission eine einstimmig beschlossene Kompromisslösung formuliert. Die Kom-
mission würde dadurch ihrer Aufgabe nicht mehr gerecht werden, die in der Aufarbei-
tung und Spiegelung des gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Diskurses als Ent-
scheidungshilfe für gesetzgeberisches Handeln besteht.272 
Daran anknüpfend kann aus demokratietheoretischer Perspektive kritisiert werden, 
dass im Falle eines konkreten Gesetzgebungsvorschlages an die Legislative, der ohne 
substantielle Änderungen implementiert wird, ein Legitimationsproblem vorliegt. In der 
sozialwissenschaftlichen Expertiseforschung steht diese Problematik im Mittelpunkt 
der Debatte, die Peter Weingart als „Legitimationsdilemma“273 definiert hat. Demnach 
                                                          
271 Vgl. Grundmann 2013; Joas 2001. 
272 Vgl. Weber-Hassemer 2011: 226-230; Siep 2002. 
273 Weingart 2001: 137. 
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besteht ein grundsätzlicher Konflikt zwischen der Legitimation durch Delegation und 
dem Einfluss von politisch nicht legitimierten wissenschaftlichen Beratern auf die Ent-
scheidungsträger. Deshalb sollte ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen der notwen-
digen Beteiligung von beratenden Expertenkommissionen einerseits und der öffentli-
chen Zustimmung hinsichtlich der ausreichenden Legitimität eines Entscheidungspro-
zesses andererseits gewährleistet werden. In diesem Zusammenhang wird kritisiert, 
dass im Rahmen der wissenschaftlichen Politikberatung die Auslagerung von politi-
schen Entscheidungen bis hin zur Entparlamentisierung betrieben wird und die Kom-
missionen Mitgestaltungsmöglichkeiten ausüben, die nicht ausreichend legitimiert 
sind. 274 Die Stellungnahmen, welche die Ethikkommissionen hinsichtlich einer ethi-
schen Problemstellung am Ende des Beratungsprozesses vorlegen, sollten demzu-
folge nicht eine konsensuale Kompromisslösung beinhalten, sondern im Rahmen einer 
produktiven Dissenskultur einen funktionalen Dissens vorweisen. 
Neben diesen kritischen Punkten hinsichtlich Legitimität und Qualität konsensualer 
Stellungnahmen liegt ein weiterer bedeutender Aspekt in der möglichen Handlungsun-
fähigkeit der entscheidenden Akteure, wenn zu hohe Anforderungen im Zuge von Kon-
sensusverfahren gestellt werden. Die bereits erläuterte Vetospieler-Theorie von 
George Tsebelis beschreibt die Steuerungsfähigkeit politischer Systeme zwischen Ge-
waltenteilung und Reformstau.275 Diejenigen Akteure und Institutionen, die politische 
Reformen direkt verhindern können, werden als Vetospieler bezeichnet. In Abhängig-
keit von deren Anzahl, Distanz und Kohäsion lässt sich ein politisches System klassi-
fizieren. Auf der einen Seite werden die Vetospieler als Garant der Demokratie und 
Gewaltenteilung betrachtet, auf der anderen Seite als Ursache für politischen Still-
stand. 
In Bezug auf die Arbeit von Kommissionen in der wissenschaftlichen Politikberatung 
lässt sich aus der Theorie von Tsebelis ableiten, dass Anforderungen im Rahmen von 
Konsensusverfahren die Handlungsfähigkeit für die anschließende politische Imple-
mentation einschränken können. Als Beispiel dafür kann das Themenfeld um Nano-
technologien angeführt werden. Zur Abschätzung des Potentials zur nachhaltigen Ent-
wicklung sowie potentieller Risiken für Umwelt und Gesundheit von Nanotechnologien 
soll im Rahmen von strukturierten Dialogen zum Verständnis und zur Bewertung von 
Aspekten im Umgang mit Nanotechnologie beigetragen werden. Bei der Untersuchung 
                                                          
274 Vgl. Bogner/Menz/Schumm 2008: 258-265. 
275 Vgl. Tsebelis 2001. 
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des verbindlichen Umgangs mit Nanomaterialien in der Chemikalienregulierung 
REACH (Regulation for Registration, Evaluation, Authorization and Restrictions of 
Chemicals) sollte ein deliberaler Aushandlungsprozess unter der Koordination des 
Joint Research Centre (JRC) in einer Expertengruppe unter Beteiligung von Behörden, 
Industrie, Nicht-Regierungsorganisationen und der European Chemicals Agency 
(ECHA) in einer konkreten und im Konsens beschlossenen Stellungnahme münden. 
Die Unvereinbarkeit der widersprüchlichen Standpunkte der Akteure, ob Nanomateri-
alien unter REACH als neue Stoffe oder als besondere Formen von makroskopischen 
Stoffen einzuordnen sind, verhindert eine Entscheidung des Gremiums.276 
 
„It turned out that the opinions diverged on several key issues for which it was not 
possible to reconcile the views and arrive at consensus among experts. [...] The 
solution of the issues for which consensus could not be reached will require de-
cisions beyond the scientific arguments.“277 
 
Die notwendige rechtliche Klarstellung und die damit verbundene Handlungsfähigkeit 
scheitern demnach an den Konsensanforderungen. 
Im Zuge der ethischen Politikberatung stellt der Expertendissens im Rahmen des funk-
tionalen Dissenses allerdings kein Legitimationsproblem dar. Vielmehr wird durch den 
Dissens deutlich, dass eine politische Grundsatzentscheidung notwendig ist, die von 
politischen Akteuren getroffen werden muss, die dazu demokratisch legitimiert wur-
den.278 Darüber hinaus werden die Gestaltungsmacht und der Einfluss der Ethikkom-
missionen auf die Gesetzgebung dadurch begrenzt, dass die wissenschaftliche Stel-
lungnahme nicht nur eine bestimmte Problemlösungsstrategie beinhaltet. Durch die 
Uneinigkeit der Fachexperten aus verschiedenen Disziplinen kann die Kommission 
nicht den Anspruch auf eine bestimmte und damit alternativlose Handlungsoption zur 
Lösung eines gesellschaftlichen Konfliktes erheben. Daraus folgend verbleibt die fak-
tische Entscheidungsgewalt bei Exekutive sowie Legislative und wird nicht an die wis-
senschaftlichen Beratungsgremien abgegeben. Der funktionale Dissens spannt somit 
                                                          
276 Vgl. Jahnel/Fleischer 2015. 
277 Joint Research Centre 2011: 60. 
278 Vgl. Bogner/Menz 2007: 78-81. 
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einen Entscheidungsraum für die politischen Akteure auf, in dem sie auf wissenschaft-
lich geprüfte Argumente zurückgreifen und kritisch reflektierte Wertvorstellungen und 
Interessen der Gesellschaft berücksichtigen können. 
Insgesamt sollte im geltenden Recht Klarheit herrschen, um Rechtssicherheit nach 
dem Rechtsstaatsprinzip garantieren zu können.279 Dazu ist es notwendig, dass die 
Legislative einen mehrheitsfähigen Konsens bei der politischen Gesetzgebung her-
stellt. Bei der wissenschaftlichen Auseinandersetzung im Rahmen der Kommissions-
arbeit mit gesellschaftlichen Problemen und Fragestellungen der Technikfolgenab-
schätzung ist der Dissens allerdings nicht nur erwartbar, sondern darüber hinaus auch 
teilweise erwünscht. Der Dissens muss allerdings unter bestimmten Bedingungen ent-
standen sein, um nicht als bloße unreflektierte, ungeordnete Uneinigkeit und somit als 
„indifferenter Dissens“280 zu gelten. Um einen Mehrwert für komplexe Entscheidungs-
prozesse zu erbringen, sollte ein funktionaler Dissens in der ethischen Politikberatung 
erreicht werden. 
Die zentrale These der vorliegenden Arbeit lautet, dass ein Dissens als Ergebnis einer 
ethischen Politikberatung unter bestimmten Voraussetzungen einen konstruktiven 
Mehrwert für öffentliche Entscheidungsprozesse erzielen kann. Unter Berücksichti-
gung der Bedingungen sollten Experten im Rahmen ihrer Beratungstätigkeiten in 
Ethikkommissionen einen funktionalen Dissens erarbeiten, um legitimitäts- und quali-
tätsbezogenen Ansprüchen gerecht zu werden und mehrere Lösungswege für kom-
plexe Problemstellungen aufzuzeigen. 
In Anbetracht der dargestellten Probleme, die mit dem Konsens in Ethikkommissionen 
einhergehen, können diese ihre Funktion innerhalb des Entscheidungsprozesses im 
politischen System ideal ausfüllen, indem sie einen kriteriengestützten Dissens produ-
zieren. Den benannten Herausforderungen wird durch das Konzept des funktionalen 
Dissenses begegnet. 
Zur weiterführenden definitorischen Erläuterung des funktionalen Dissenses ist die Un-
terscheidung zwischen funktional und dysfunktional notwendig. Für die weitere Ver-
wendung der Begriffe soll die anschließende Definition gelten: 
 
 
                                                          
279 Vgl. Siep 2002: 23. 
280 Siep 2002: 30. 
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In Abgrenzung zum dysfunktionalen Dissens ist der Dissens insofern funktional, als 
dass die Bedingungen ermöglichen, dass die Ethikkommissionen ihre Funktion best-
möglich erfüllen können. Das Konzept des funktionalen Dissenses ist diejenige Stra-
tegie, die sowohl der Komplexität und Diversität von ethischen Problemstellungen ge-
recht wird, als auch sicherstellt, dass die Uneinigkeit strukturiert und konstruktiv ge-
nutzt werden kann. 
Auf der einen Seite ist eine Funktion als abgegrenzter Aufgaben- und Verantwortungs-
bereich innerhalb einer Organisationsstruktur zu verstehen. Dabei ist die Funktion ei-
nes Akteurs oder einer Institution mit einer oder mehreren konkreten Aufgaben inner-
halb des Systems verknüpft. Auf der anderen Seite und als Antonym zur Funktionalität 
ist die Funktionsunfähigkeit oder Dysfunktionalität zu finden, die als Unfähigkeit, eine 
Funktion zu erfüllen, definiert ist. In Hinblick auf die in der vorliegenden Arbeit fokus-
sierte Thematik der Aufgaben von Ethikkommissionen im Rahmen der ethischen Poli-
tikberatung wird diese Definition zugrunde gelegt. Um ihrer Aufgabenstellung nachzu-
gehen und dabei gleichzeitig legitimitäts- sowie qualitätsbezogenen Ansprüchen ge-
recht zu werden, müssen die Gremien ihre Funktionalität sicherstellen. Dabei ist die 
Funktion einer Institution unmittelbar mit ihren Aufgaben verbunden. Diese sollen im 
Idealfall eindeutig formuliert und mit einem Handlungsauftrag verknüpft sein. So kann 
sichergestellt werden, dass die Institution einerseits zielgerichtet arbeitet und anderer-
seits nicht ihre Kompetenzen überschreitet. Ein dysfunktionaler Dissens als Ergebnis 
einer ethischen Politikberatung stimmt mit dem funktionalen Dissens ausschließlich in 
dem Punkt überein, dass am Ende des Beratungsprozesses Uneinigkeit zwischen den 
Experten besteht. Durch die Sicherstellung der Rahmen-, Diskurs- und Umsetzungs-
bedingungen kann dieser „indifferente Dissens“281 ausgeschlossen werden. Die Funk-
tionalität des Dissenses in Ethikkommissionen bezieht sich vor allem auf die folgenden 
Aspekte: 
Durch die Beratungstätigkeiten von Ethikkommissionen sollen Wertkonflikte weiterent-
wickelt und für politische Gesetzgebungsprozesse aufbereitet werden. Vor dem Hin-
tergrund des Expertendissenses hinsichtlich einer gesellschaftlichen Problemstellung 
wird der Regulierungsbedarf deutlich, der von der Politik wahrgenommen werden 
muss. 282 Durch die Bündelung der Bioethikdiskurse in Form des funktionalen Dissen-
ses wird eine klare Grenzziehung zwischen der Beratung durch die Wissenschaft und 
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der Entscheidung durch die Politik deutlich. Darüber hinaus wird die Qualität des poli-
tischen Entscheidungsprozesses durch die wissenschaftlich reflektierte Ausdifferen-
zierung der gesellschaftlichen Positionen und Werte in einer Debatte durch die umfas-
sende Information erhöht. Zugleich spannt der Dissens einen möglichen Entschei-
dungsraum für die politischen Akteure auf, ohne eine konkrete Handlungsempfehlung 
vorzugeben. Insgesamt kann der Expertendissens insofern als Qualitätsmerkmal der 
ethischen Politikberatung angesehen werden, als dass die grundlegende Uneinigkeit 
in der Bevölkerung anerkannt und weiterentwickelt wird. In komplexen ethischen Dis-
kussionen mit der Vielzahl an Meinungen und Werten ist der funktionale Dissens als 
Garant für die Glaubwürdigkeit des Entscheidungsprozesses zu verstehen. 
Vor diesem Hintergrund spielt die grundlegende Vorgehensweise in öffentlichen Dis-
kursen eine bedeutende Rolle. In der Kommunikationstheorie können mehrere Kom-
munikationsebenen unterschieden werden. Auf der einen Ebene wird das Verhandeln 
beziehungsweise Aushandeln betrieben, welches als Bargaining bezeichnet wird. Da-
bei entstehen Kompromisse, indem die beteiligten Akteure Gewinne und Verluste aus-
zugleichen versuchen. Auf der anderen Ebene kommt es unter den Beteiligten zu einer 
Überprüfung prinzipieller, vor allem moralischer Fragen der Konsensbildung, die tradi-
tionell als Fragen der Gerechtigkeit diskutiert werden, welches Arguing genannt 
wird.283 
Im Zuge ihrer Beratungstätigkeit sollten Ethikkommissionen weder die reine Form des 
Bargainings noch des Arguings zum Zwecke der Kompromiss- oder der Konsensfin-
dung betreiben, da daraus die aufgeführten problematischen Konsequenzen resultie-
ren würden. Im Gegensatz dazu und zusammenfassend sollte das handlungsleitende 
Ziel der Arbeit der Ethikkommissionen vielmehr in der Produktion des funktionalen Dis-
senses vor dem Hintergrund des Werte- und Interessenpluralismus bestehen. Demzu-
folge sollten die Bioethikdiskurse gebündelt werden, indem sie wissenschaftlich auf-
gearbeitet und kritisch reflektiert werden und dadurch in Form einer geordneten und 
begründeten Uneinigkeit präsentiert werden. Diese organisierte Form des Dissenses 
ist im Sinne eines „vernünftigen Pluralismus“284 nach John Rawls als Ergebnis der 
ethischen Expertise anzustreben. 
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Um eine demokratisch legitimierte und qualitativ-sachorientierte Entscheidung zu ge-
währleisten, sollte eine eindeutige Grenzziehung zwischen der Beratungstätigkeit der 
Experten und der faktischen Entscheidungsbefugnis der gewählten Repräsentanten 
sichergestellt werden. Durch den funktionalen Dissens können Ethikkommissionen ei-
nen produktiven Beitrag in öffentlichen Entscheidungsprozessen leisten, ohne ihre 
Kompetenzen zu überschreiten, indem sie politische Entscheidungen auslagern. Zu-
sammenfassend ist der Dissens in einer Ethikkommission funktional, wenn alle aufge-
stellten Rahmen-, Diskurs- und Umsetzungsbedingungen erfüllt werden. Durch die 
Einhaltung der Kriterien kann das Gremium somit seiner Aufgabe innerhalb des politi-
schen Systems gerecht werden, die in der Vorbereitung von Entscheidungsfindungs-





















6. Rahmenbedingungen für funktionalen Dissens 
Die Rahmenbedingungen bilden das grundlegende Fundament, auf dem die Kommis-
sionen in der ethischen Politikberatung stehen sollten. Diese wesentlichen Anforde-
rungen beziehen sich auf demokratische Legitimation in Form eines gesetzlichen 
Handlungsauftrages und grundsätzlicher Befugnisse. Darüber hinaus sind die perso-
nelle Zusammensetzung und die institutionelle Verortung im politischen System wich-
tige Aspekte für öffentliche Entscheidungsprozesse in der Demokratie. Damit verbun-
den sind Anforderungen an rechtliche Grundlagen und transparente Strukturen der 
Gremien. Zu den Kriterien für den funktionalen Dissens zählen R1: Demokratische Le-






















6.1 Rahmenbedingung R1: Demokratische Legitimation 
Die Beratung von politischen Entscheidungsträgern findet in Deutschland auf verschie-
denen Ebenen und in unterschiedlichen Formen statt. Die wissenschaftliche Politikbe-
ratung durch Expertenkommissionen nimmt dabei eine tragende Rolle ein. Nach dem 
anfänglichen quantitativen Anstieg in den 1980er und 1990er Jahren sowie dem an-
schließenden qualitativen Bedeutungszuwachs der Kommissionen in der Politikbera-
tung sind die Gremien in westlichen Demokratien heutzutage in nahezu allen Politik-
feldern vertreten. In diesem Zuwachs nebenparlamentarischer Beratungsgremien se-
hen Kritiker ein Spannungsverhältnis zwischen demokratietheoretischen Ansprüchen 
und der Notwendigkeit von wissenschaftlichem Expertenwissen für politische Ent-
scheidungsprozesse. Unter anderem wird bemängelt, dass sich viele dieser Gremien 
aus Mitgliedern zusammensetzen, die durch ihren Auftraggeber eingesetzt wurden, 
anstatt gewählt zu werden.285 
 
„Es besteht ein grundsätzlicher Konflikt zwischen der Legitimation durch Delega-
tion (Repräsentation) und dem Einfluss von politisch nicht legitimierten wissen-
schaftlichen Beratern (Experten) auf die Entscheidungsträger.“286 
 
Die stetig weiter expandierende wissenschaftliche Politikberatung geht unter anderem 
auf die Ausweitung der Staatsfunktionen und dem Prinzip der uneingeschränkten Ri-
sikoregulierung zurück. Aufgrund der Vorsorgepflicht des Staates werden wissen-
schaftliche Themen auf die politische Agenda gesetzt, wobei das Agenda-Setting zu-
nehmend von wissenschaftlichen und nicht von politischen Akteuren dominiert wird. 
Dieser drohende Autoritätsverlust der Politik gegenüber der Wissenschaft steht im Mit-
telpunkt der Kritik an Expertenkommissionen. Als Reaktion auf jenes Legitimations- 
und Autoritätsdefizit politisierter Expertise wird die Demokratisierung von Expertise als 
normative Leitvorstellung zur Institutionalisierung der Beratung gefordert.287 
Demnach kann aus demokratietheoretischer Perspektive der Anspruch erhoben wer-
den, dass die Experten durch einen Wahlakt legitimiert sein sollten. Insbesondere, 
wenn sie an politischen Entscheidungsprozessen aktiv mitwirken, indem sie beispiels-
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weise Gesetzesvorschläge erarbeiten, wird die Anforderung an die demokratische Le-
gitimation ihrer Einflussnahme erhoben. Auch wenn die berufende Instanz eine politi-
sche Institution ist und dadurch autorisiert wurde, eine Expertenkommission einzuset-
zen, würde das Gremium durch die Mitwirkung von gewählten Repräsentanten zusätz-
liche Akzeptanz und Bestätigung erhalten. Diese Mitwirkung der Abgeordneten in 
Form einer direkten Wahl oder in Form von personellen Vorschlägen könnte die de-
mokratische Legitimität zusätzlich sicherstellen, da die Delegation mithilfe der Legiti-
mationskette auf die Bevölkerung zurückgeführt werden könnte.288 
Darüber hinaus kann die Repräsentation von gesellschaftlichen und politischen Strö-
mungen bis zu einem gewissen Grad sichergestellt werden, wenn die Abgeordneten, 
die selbst gewählt wurden, um bestimmte Positionen zu vertreten, die personelle Auf-
stellung der Expertenkommission mitbestimmen können.289 
Aufgrund der zu berücksichtigen Informationsmenge und dem damit verbundenen 
Zeitdruck sowie dem Anspruch an eine rationale Entscheidungsfindung sind die politi-
schen Entscheidungsträger in der modernen „Wissensgesellschaft“290 auf die Bera-
tung durch Experten angewiesen. Diese sollen ihr Sachwissen zur Verfügung stellen, 
um bei der Entwicklung von Problemlösungsstrategien unterstützend tätig zu sein. Um 
der Befürchtung der Entparlamentisierung beziehungsweise der Selbstentmachtung 
des Parlamentes291 entgegenzuwirken, sollte sichergestellt werden, dass die Abgeord-
neten den beratenden Experten spezifizierte Kompetenzen übertragen und ihnen da-
mit einen klaren Handlungsauftrag geben. 
Die Grundlage, auf Basis derer ein politischer Beratungsprozess durch eine Experten-
kommission vollzogen wird, ist ein elementarer Bestandteil jedes Entscheidungspro-
zesses. Daher ist die eindeutige Ausgestaltung einer Handlungsaufforderung in Form 
eines Auftrages durch eine hinreichend legitimierte Instanz äußerst relevant. Die 
grundlegende demokratische Legitimation durch einen politischen Auftrag ist für die 
Legitimität der Entscheidungsstrukturen in Expertengremien von großer Bedeutung. 
Die Kommissionen, die in der wissenschaftlichen Politik- und Gesetzgebungsberatung 
eingerichtet sind, haben direkte Mitgestaltungsmöglichkeiten und einen großen Spiel-
raum bei politischen Entscheidungsprozessen. Indem sie konkrete Vorschläge für 
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künftige Gesetze erarbeiten können, wirken sie an gesellschaftspolitischen Problemlö-
sungen mit.292 
Umso wichtiger ist es aus demokratietheoretischer Sicht, von welcher Instanz diese 
Expertengremien berufen wurden und den Auftrag zur Mitgestaltung erhalten haben. 
Es sollte sichergestellt sein, dass die Berufung des Gremiums anhand einer Legitima-
tionskette auf das Mehrheitsprinzip und das damit verbundene Ideal der politischen 
Gleichheit zurückzuführen ist.293 Demzufolge sollte eine freie und gleichberechtigte 
Abstimmung oder Wahl von Repräsentanten vorangegangen sein, bei der idealer-
weise alle Mitglieder der Bevölkerung freiwillig in das politische System einbezogen 
wurden und mithilfe unabhängiger Informationsquellen zu einer Entscheidung gelangt 
sind. Vor allem für die Akzeptanz in der Allgemeinheit und die Implementation der Ent-
scheidung ist die ausreichende Legitimität der Entscheidungsgrundlage notwendig. 
Nach der Prinzipal-Agent-Theorie ist der Prinzipal der Auftraggeber, der den Agenten 
beauftragt, eine bestimmte Leistung zu erbringen. Bei der Politikberatung durch wis-
senschaftliche Expertise wird eine Person mit fachspezifischem Sachwissen zum Ex-
perten, indem sie mit einem Klienten in Interaktion tritt. Die Bereitstellung von Informa-
tionen und die Transformation von Wissen in konkrete Handlungsoptionen kann als 
Dienstleistung von Seiten der Experten für den Auftraggeber verstanden werden. Da-
her ist es wichtig, festzustellen, wer der Auftraggeber einer Expertenkommission ist. 
So sind in der wissenschaftlichen Politikberatung beispielsweise das Parlament oder 
die Bundesregierung der Prinzipal, während das Expertengremium den Agenten dar-
stellt, der mit der Analyse und der Lösungshilfe eines gesellschaftlichen Problems be-
auftragt wurde. Die Aufgabe und Leistung der Experten besteht dabei oftmals in der 
Bereitstellung von Sachwissen und der Erarbeitung von Stellungnahmen oder konkre-
ten Handlungsempfehlungen.294 
Die gewählten Repräsentanten delegieren durch die Einsetzung eines Expertengremi-
ums bestimmte Kompetenzen wie die Entwicklung von Problemlösungsansätzen an 
die Experten. Diese Delegation von Aufgaben führt zu einer zeitlich begrenzten Verla-
gerung von Entscheidungsbefugnissen oder zumindest zu einer engen Einbeziehung 
von nicht-politischen Akteuren in einen politischen Entscheidungsprozess. Aus diesem 
Grund sollten die Rahmenbedingungen des gesamten Beratungsprozesses in einem 
                                                          
292 Vgl. Siep 2008: 184.  
293 Vgl. Dahl 2006: 17-24. 
294 Vgl. Mieg 2008: 3272; Alparsplan 2006; Peters 2002. 
113 
 
Auftrag festgelegt werden, der als Handlungsvoraussetzung und -befugnis gilt. Darin 
sollten die Aufgaben, welche die Experten im Rahmen ihrer Beratungstätigkeit erfüllen 
sollen, eindeutig festgehalten werden. 
Außerdem sollte darin eine klare Kompetenzaufteilung der Verantwortlichkeiten sowie 
der Zuständigkeiten für bestimmte Aufgabenfelder vorgesehen sein ebenso wie die 
eindeutige Klärung der rechtlichen Stellung der Experten. Durch diese klar definierte 
und transparente Ausgestaltung eines Auftrages als Handlungsgrundlage für die wis-
senschaftliche Politikberatung durch Experten kann der Kritik entgegengewirkt wer-
den, welche die Vorwürfe der unklaren Aufgabenstellung, des Einflusses sowie der 
unklaren rechtlichen Stellung der Expertise beinhaltet.295 
Durch die Delegation von Aufgaben an Expertengremien sollen politische Entschei-
dungen nicht nur effizienter getroffen, sondern auch deren Umsetzung effektiver wer-
den. Allerdings verfügt der Agent durch seine Tätigkeiten über einen Informationsvor-
sprung gegenüber dem Prinzipal und sollte diese asymmetrische Informationslage 
nicht eigennutzmaximierend ausnutzen.296 Vielmehr sollte in einem idealen Entschei-
dungsprozess ein kontinuierlicher Informationsaustausch zwischen Auftraggeber und 
Auftragnehmer stattfinden. Dadurch sollte sichergestellt werden, dass die beratende 
Expertenkommission die ihr übertragenen Aufgaben und Kompetenzen im Rahmen 
des Auftrages weder vernachlässigt noch überschreitet. 
Zusammenfassend lässt sich für die Rahmenbedingung R1: Demokratische Legitima-
tion festhalten, dass die demokratische Legitimation von beratenden Expertenkommis-
sionen die erste fundamentale Bedingung für einen idealen Beratungsprozess dar-
stellt. Diese sollte dadurch gewährleistet sein, dass die Initiation des Beratungsprozes-
ses auf einen demokratisch zustande gekommenen Beschluss zurückzuführen ist. Das 
Gremium, das die politischen Entscheidungsträger durch die Bereitstellung von wis-
senschaftlicher Fachkenntnis bei einem Gesetzgebungsprozess unterstützt, sollte da-
bei von gewählten Repräsentanten eingerichtet worden sein. Darüber hinaus sollte die 
Berufung der Kommission nicht lediglich auf einem exekutiven Einrichtungserlass fu-
ßen, sondern idealerweise auf gesetzgeberisches Handeln zurückzuführen sein, an 
welchem das gesamte Parlament als legislative Institution beteiligt wurde. 
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Optimalerweise sollten diese Anforderungen in Form eines Gesetzes festgeschrieben 
sein und damit auf einer rechtlich fundierten Grundlage stehen. Nach Beratungs- und 
Abstimmungsdurchgängen in Bundestag und Bundesrat wäre das Gesetz zur Einrich-
tung einer bestimmten Beratungsinstitution den typischen und demokratisch legitimier-
ten Weg von der Gesetzesvorlage der Bundesregierung über die öffentliche Debatte 
im Parlament bis zur Verabschiedung und dem Inkrafttreten gegangen. Demzufolge 
könnte sich die Handlungsgrundlage des Beratungsgremiums anhand der Legitimati-
onskette auf das Mehrheitsprinzip und das diesem zugrunde liegenden Ideal der poli-
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6.2 Rahmenbedingung R2: Pluralistische Repräsentativität 
Anknüpfend an die demokratische Legitimation von Expertenkommissionen spielt die 
angemessene Zusammensetzung der Gremien eine ebenfalls bedeutende Rolle für 
öffentliche Entscheidungsprozesse. In Hinblick auf die Rechtmäßigkeit sowie die Ak-
zeptanz der politischen Einflussnahme der gewählten Experten im Rahmen einer Be-
ratungsinstitution ist neben der Legitimation vor allem die pluralistische Repräsentati-
vität als fundamentale Grundlage zu betrachten. Die Mitgliederstruktur, also die Zu-
sammensetzung eines Gremiums der wissenschaftlichen Politikberatung, ist eines der 
wichtigsten Kriterien für die Einordnung in die öffentlich-rechtliche Verwaltungsorgani-
sation.298 
Grundsätzlich sollten bei der möglichst pluralistischen Zusammensetzung der Kom-
missionen vordergründig zwei Aspekte sichergestellt werden. Zum einen sollten die 
Interessen von möglichst vielen gesellschaftlichen Parteien, religiösen Glaubensge-
meinschaften und anderen Gruppen berücksichtigt werden, da die Ethikkommissionen 
zumeist in politischen Gesetzgebungsprozessen beteiligt werden, die für die gesamte 
Bevölkerung relevant sind. Zum anderen sollte auch die Repräsentation von vielen 
wissenschaftlichen Disziplinen und Fachausrichtungen gewährleistet werden, um auf 
eine umfassende Expertise im Entscheidungsfindungsprozess zurückgreifen zu kön-
nen. Dadurch sollte die bestmögliche Informationsgrundlage geschaffen werden, auf 
Basis derer politische Entscheidungen getroffen werden können.299 
Vor dem Hintergrund des Werte- und Interessenpluralismus in der modernen Demo-
kratie ist bei politischen Entscheidungsprozessen von großer Bedeutung, dass die un-
terschiedlichen Forderungen der Interessengruppen berücksichtigt werden. Dies kann 
durch das Repräsentationsprinzip gewährleistet werden, indem Vertreter in der Kom-
mission dafür Sorge tragen, dass die divergierenden Positionen, Wertvorstellungen 
und Interessen umfassend beachtet werden. Vor allem bei gesellschaftlichen Vertei-
lungskonflikten und kontrovers diskutierten Themen, bei denen moralische Aspekte 
relevant sind sowie bei gesellschaftlichen Fragestellungen mit beispielsweise theolo-
gischen, ethischen oder sozialen Belangen ist es wichtig, ein möglichst pluralistisches 
und breites Meinungsspektrum in den Beratungs- sowie Entscheidungsprozess einzu-
beziehen. Dadurch kann angestrebt werden, dass die Stellungnahmen der beratenden 
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Kommissionen eine höhere Anerkennung in der Öffentlichkeit erfährt, indem die Ver-
tretung von möglichst vielen Interessengruppen sichergestellt wurde.300 
Aufgrund der konkurrierenden Präferenzen und der in der pluralistischen Gesellschaft 
divergierenden Interessen und Prinzipienordnungen ist es bei konkreten Problemstel-
lungen äußerst komplex, im Rahmen der öffentlichen Entscheidungsprozesse zu einer 
Lösung zu gelangen, mit der alle einverstanden sind.301 
Vor allem bei vielschichtigen und interpretationsbedürftigen Begriffen in einer Argu-
mentation ist die beratende Tätigkeit von großer Bedeutung. Die Identifikation latenter 
moralischer Problemlagen, die advokatorische Wahrnehmung unzureichend repräsen-
tierter Interessen sowie die Vermittlung zwischen gegensätzlichen Standpunkten im 
Diskurs zählen zu den wichtigsten Aufgaben nach dem Grundsatz der pluralistischen 
Repräsentativität.302 
In Hinblick auf die Repräsentation der unterschiedlichen Interessen, ist es aufgrund 
einer begrenzten Mitgliederzahl nicht möglich, jeder Interessengemeinschaft einen 
Vertreter zuzuordnen. In Bezug auf die Zusammensetzung der Mitglieder sollten rele-
vante gesellschaftliche und politische Meinungen demnach personell in Form der wis-
senschaftlichen Expertise vertreten sein, indem mehrere Positionen von einem Mit-
glied repräsentiert werden. So könnte beispielsweise bei einer Debatte, die religiöse 
Aspekte tangiert, eine Persönlichkeit aus einer theologischen Forschungsstelle vertre-
ten sein, die umfassende Kenntnisse von bestimmten Wertvorstellungen verschiede-
ner Glaubensgemeinschaften vorweisen kann. Dabei sollten die Experten die Wertvor-
stellungen und Forderungen der jeweiligen Interessengemeinschaft angemessen in 
der Debatte berücksichtigen, ohne dass sie jedoch als stellvertretende Lobbyisten auf-
treten. Im Gegensatz zu der klassischen Interessenvertretung, bei der ausschließlich 
angestrebt wird, möglichst viele der eigenen Ziele gegenüber anderen Positionen 
durchzusetzen, sollte es bei der wissenschaftlichen Arbeit darum gehen, die Stand-
punkte aggregiert und wissenschaftlich reflektiert zu vertreten. 
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Anknüpfend an die Aufgabenbeschreibung von ethischen Experten sollten die Mitglie-
der einer Ethikkommission die Aufbereitung von Argumenten, ethischen Optionen, ih-
ren argumentativen Voraussetzungen und Folgen vornehmen. Neben dem bereichs-
spezifischen Fachwissen sind gesellschaftliche Sensibilität und soziale Kompetenz ein 
bedeutendes Merkmal des Ethikexperten.303 
Als weiterer Aspekt der Repräsentation sollte sichergestellt werden, dass die Vertre-
tung von Frauen dadurch gewährleistet wird, dass ein vorgeschriebenes Geschlech-
terverhältnis bei der Zusammensetzung der Expertenkommission verbindlich einge-
halten wird. So könnte zur Erreichung des Ziels der paritätischen Vertretung sowie der 
Gleichstellung von Männern und Frauen bei der Wahl der Gremienmitglieder festgelegt 
sein, dass die Kommission hälftig aus Frauen und Männern zusammengesetzt ist. An-
knüpfend an die Zielsetzung des „Gesetzes für die gleichberechtigte Teilhabe von 
Frauen und Männern an Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen 
Dienst“304, das am 01. Mai 2015 in Kraft getreten ist, würde damit der Frauenanteil von 
50 Prozent erreicht werden. 
Darüber hinaus sollte sich die Zusammensetzung an den Aufgabengebieten und Prob-
lemstellungen orientieren, aufgrund derer das Expertengremium eingesetzt wurde. So 
sollten beispielsweise im Tätigkeitsfeld der Politikfeldberatung bei einer wissenschaft-
lich-technischen Fragestellung vor allem Fachleute vertreten sein, die exzellentes 
Sachwissen und Kompetenzen auf diesem Gebiet vorweisen können. In Kommissio-
nen, die sich mit einer interdisziplinären Fragestellung auseinandersetzen, sollte ein 
breites Spektrum an Fachleuten der verschiedenen Disziplinen vertreten sein. Die 
Auseinandersetzung mit einer Problemlösungsanalyse und -strategie aus verschiede-
nen Perspektiven kann zu Lösungen führen, die aus einseitiger Betrachtung nicht er-
reicht worden wären.305 
Insgesamt sollte stets das ausgeglichene Verhältnis von notwendiger Sachkompetenz 
und Beteiligung von Fachgebieten berücksichtigt werden.306 Es sollte auf der einen 
Seite so viel Sachwissen wie möglich eingebunden werden, auf der anderen Seite nur 
so viele Fachgebiete und die damit verknüpfte Anzahl von Personen wie nötig, um eine 
effiziente und effektive Entscheidung treffen zu können. 
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Neben dem Sachverstand in einem oder mehreren Fachgebieten sollte jedes Mitglied 
einer Expertenkommission auch über Fähigkeiten verfügen, die in der wissenschaftli-
chen Politikberatung wichtig sind. Zu diesen zählen neben der politischen Expertise 
beispielsweise Kommunikations- und Lösungskompetenz. Professionelles Auftreten 
und Dialogbereitschaft sollten ebenso vorausgesetzt werden können wie persönliche 
Integrität und die Fähigkeit, Sachwissen in konkrete Handlungsempfehlungen ver-
ständlich zu transformieren. Außerdem sollte jedes Mitglied neben der wissenschaftli-
chen Kompetenz auf langjährige praktische Erfahrungen zurückblicken können und 
kontinuierliche Fortbildung sowie fachliche Weiterbildung betreiben. So kann das 
höchstmögliche Maß an Expertise die Qualität der Entscheidungsstruktur im Experten-
gremium sicherstellen. 
Optimalerweise könnten die Experten eine interdisziplinäre Qualifizierung und Kompe-
tenzen in mehreren Fachgebieten nachweisen. Beispiele dafür sind die Interdisziplina-
rität von medizinischem und ethischem oder philosophischem und rechtlichem Sach-
wissen.307 Zur Sicherstellung der Berücksichtigung aller wissenschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Standpunkte sollte ein breites und pluralistisches Meinungsspektrum 
widergespiegelt werden. Die Experten sollten dabei umfassende Lösungs- und Kom-
munikationskompetenzen vorweisen, um die divergierenden Meinungen und Positio-
nen im Diskurs zusammenzuführen. 
Die Expertenkommissionen werden in ihrer Beratungsfunktion nicht nur zur Bereitstel-
lung von Sachwissen und konkreten Problemlösungsansätzen einberufen, sondern 
nehmen darüber hinaus auch eine Vermittlungsfunktion wahr. Demnach können poli-
tikberatende Gremien zwischen Politik und Öffentlichkeit sowie zwischen den Wissen-
schaften und der politischen Praxis vermitteln.308 
Kurzum steht die Rahmenbedingung R2: Pluralistische Repräsentativität für den An-
spruch, dass Gremien der wissenschaftlichen Politikberatung – und insbesondere 
Ethikkommissionen – zwei elementaren Anforderungen gerecht werden: Auf der einen 
Seite sollten die Mitglieder die Vielfalt der Interessen und Werte repräsentieren, die in 
der pluralistischen Gesellschaft in der modernen Demokratie vorzufinden sind. Auf der 
anderen Seite sollte die Vertretung von vielen wissenschaftlichen Disziplinen gewähr-
leistet werden, um bei der Erarbeitung einer Problemlösungsstrategie nicht nur einer 
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bestimmten Fachrichtung oder Denkschule zu folgen, sondern vielmehr eine interdis-
ziplinäre Bearbeitung der Fragestellung zu ermöglichen. Demzufolge kann eine wis-
senschaftlich aufgearbeitete und kritisch reflektierte Interessenvertretung im Rahmen 
der Politikberatung ermöglicht werden. Abschließend sollten die Ethikkommissionen 
hälftig aus weiblichen und männlichen Fachleuten bestehen, die durch einen Wahlakt 
demokratisch legitimiert wurden, indem die Abgeordneten des Deutschen Bundesta-
























6.3 Rahmenbedingung R3: Relative Independenz 
In der wissenschaftlichen Politikberatung ist die politische und finanzielle Unabhängig-
keit der Expertenkommission notwendig, um einen möglichst objektiven Beratungspro-
zess zu ermöglichen. Für eine unabhängige Vorgehensweise hinsichtlich Informati-
onsrecherche, Diskussion und Alternativengenerierung sowie -bewertung bis hin zur 
Stellungnahme ist es unerlässlich, dass die Experten möglichst frei von internen und 
externen Zwängen arbeiten können. 
Vor dem Hintergrund des Werte- und Interessenpluralismus sind die Akteure der Re-
gierungs- und Politikberatung mit den Forderungen der unterschiedlichen Interessen-
gruppen der Gesellschaft konfrontiert. Demnach sollten die Mitglieder von Beratungs-
institutionen wie Ethikkommissionen keiner einzelnen politischen Partei verpflichtet 
sein und mit keinem Akteur in einem finanzierten Dienstleistungsverhältnis stehen.309 
Grundlegend sollten die Experten im Rahmen ihrer Tätigkeit in Deutschland die frei-
heitlich-demokratische Grundordnung nach Art. 18/Art. 21(2) des Grundgesetzes im 
Wesentlichen beachten. Bei gesellschaftlichen Fragestellungen wie der Präimplantati-
onsdiagnostik, bei denen moralische Aspekte wie beispielsweise die Würde des Men-
schen tangiert werden, sollten sie sich in den Diskussionen frei von Beschränkungen 
austauschen dürfen, um die divergierenden Positionen in der gesellschaftlichen De-
batte identifizieren und beleuchten zu können.310 
Von der Notwendigkeit von Regulierungsbedarf bis hin zu detaillierten Umsetzungs-
strategien ist Expertenwissen notwendig, um Voraussetzungen und Folgen von ge-
setzgeberischem Handeln abschätzen zu können.311 Die Handlungsoptionen, zu de-
nen die Experten innerhalb der Kommission durch wissenschaftliche Analyse und Dis-
kussion gelangt sind, darf nicht durch politische oder soziale Erwünschtheit bezie-
hungsweise Unerwünschtheit beeinflusst werden.312 Demzufolge besteht die Aufgabe 
der Experten in der Erarbeitung eines Ergebnisses, das durch rationale und fachwis-
senschaftliche Analyse zustande gekommen ist. Die Abwesenheit von jenen Zwängen 
ist für einen guten Entscheidungsprozess daher von großer Bedeutung. 
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Einer dieser externen Faktoren ist die Abhängigkeit von politischen Entscheidungen 
und die damit verknüpfte parteipolitische Färbung. Gewählte Repräsentanten können 
der Fraktionsdisziplin unterliegen, die den faktischen Zwang für Abgeordnete einer 
Fraktion bezeichnet, unabhängig von der eigenen Meinung im Parlament mit der Mehr-
heit der Fraktion abstimmen zu müssen. Dabei sollen Beschlüsse einer Fraktion ein-
gehalten werden, um ein einheitliches und geschlossenes Auftreten einer Partei si-
cherzustellen. Der Fraktionszwang widerspricht zwar dem in Art. 38 Abs. 1 GG festge-
legten freien Mandat, infolgedessen ein Abweichen vom Fraktionszwang daher keine 
rechtlichen Konsequenzen hat, allerdings können andere Formen von politischen 
Sanktionen wie die Ermahnung oder der Ausschluss seitens der Fraktionsführung so-
wie der Entzug einer begehrten Ausschussposition folgen.313 
Gegenüber diesem Zwang von Abgeordneten sollten die Mitglieder eines Experten-
gremiums von (partei-)politischem Druck befreit handeln können, um so zu einem un-
abhängigen und objektiven Ergebnis zu gelangen. Dabei ist hervorzuheben, dass die 
Mitglieder einer Expertenkommission zwar einer politischen Strömung zugeordnet 
werden oder sogar Mitglied einer Partei sein können. Um eine unabhängige Entschei-
dung zu gewährleisten, sollten sie allerdings nicht von politischen Akteuren sanktio-
niert werden können. Im Zuge dessen sollten die Experten eines Gremiums kein Amt 
in einer gesetzgeberischen Körperschaft oder der Regierung besetzen. 
Im Gegensatz zu diesem Anspruch politischer Independenz stehen die Enquete-Kom-
missionen des Deutschen Bundestages. Diese themenspezifisch eingesetzten Bera-
tungsgremien bestehen zum einen Teil aus Sachverständigen mit Expertise in dem zu 
bearbeitenden Sachgebiet, zum anderen Teil aus Abgeordneten des Bundestages. 
Die Mitgliederzahl der Kommission und das Verhältnis von Politikern und Experten 
werden von den im Bundestag vertretenen Fraktionen der Parteien ausgehandelt. Die 
parlamentarischen Mitglieder einer Enquete-Kommission werden von den Fraktionen 
entsandt. Obwohl die Fraktionen sich darauf beschränken könnten, jeweils nur einen 
Abgeordneten zu entsenden und die Kommissionen damit überwiegend mit Experten 
zu besetzen, wurden die Kommissionen jedoch bisher überwiegend paritätisch oder 
mit einer Mehrheit von Parlamentariern besetzt, um zu verhindern, dass die Kommis-
sion Mehrheitsentscheidungen gegen die Parlamentarier trifft.314 
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Hinzu kommt, dass die wissenschaftlichen Experten und sachverständigen Praktiker 
ebenfalls von den Fraktionen bestimmt werden. Demzufolge werden die Enquete-
Kommissionen zwangsläufig von politischen und taktischen Vorgaben der Fraktionen 
erheblich beeinflusst. Zwar hängt die Benennung der Sachverständigen grundsätzlich 
vom jeweiligen wissenschaftlichen Ansehen ab, doch streben die Fraktionen an, die-
jenigen Persönlichkeiten zu benennen, die in ihrer Grundhaltung und Argumentation 
die jeweils eigene politische Position stützen. Außerdem kann trotz der grundsätzli-
chen Gleichberechtigung von Abgeordneten und Sachverständigen von einem unglei-
chen Kräfteverhältnis gesprochen werden, da die wichtige Schlüsselposition des Kom-
missionsvorsitzenden, der die Vorbereitung, Einberufung und Leitung der Sitzungen 
sowie die Vertretung des Gremiums nach außen übernimmt, üblicherweise an einen 
Abgeordneten vergeben wird.315 
Im Sinne der umfassenden Unabhängigkeit von politischer Einflussnahme sollte au-
ßerdem sichergestellt sein, dass die Mitglieder einer Kommission der wissenschaftli-
chen Politikberatung während der zuvor festgelegten Amtszeit nicht von politischen 
Akteuren abberufen werden können. Das Fehlen von derartigen Sanktionen trägt maß-
geblich zu einer objektiven Entscheidungsfindung bei, da die Experten dadurch die 
gesellschaftlichen Problemstellungen jenseits politischer Erwünschtheit analysieren 
und diskutieren können. Dieser Anspruch lässt sich mit der Unabhängigkeit von rich-
terlichen Entscheidungen vergleichen, die bereits im Grundgesetz in Art. 97 verankert 
ist.316 
Darüber hinaus sollte ein Expertengremium in einem gewissen Rahmen über eigenen 
Gestaltungsspielraum hinsichtlich des Agenda-Setting-Prozesses verfügen. Je nach-
dem, in welchem Aufgabengebiet eine bestimmte Expertenkommission eingesetzt ist, 
sollte es im jeweiligen Themenfeld eigene Debatten initiieren und alle relevanten Po-
sitionen beleuchten können. Dadurch wäre es nicht von bürokratisch-administrativen 
Prozessen und politischer Weisung abhängig. Nichtsdestotrotz sollten die Mitglieder 
des Beratungsgremiums selbstverständlich anstreben, die zu untersuchende Frage-
stellung zielorientiert zu bearbeiten.317 
 
                                                          
315 Vgl. Heyer/Liening 2004: 12-15. 
316 Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 2016. 
317 Vgl. Färber 2005: 140-141. 
123 
 
Generell sprechen nach dem Politikwissenschaftler Fritz W. Scharpf drei Argumente 
für unabhängige Expertengremien: In erster Linie sind die Mechanismen der Parteien-
konkurrenz und Wählerstimmen nicht für jedes Thema geeignet, gemeinwohldienliche 
politische Entscheidungen zu treffen. Zweitens kann eine gute Entscheidung aufgrund 
der Komplexität der Themen nur durch die Sachkenntnis von Experten in Kombination 
mit der Kritik innerhalb ihrer Profession gewährleistet werden. Als letztes und wichtigs-
tes Argument soll die Voraussetzung gegeben sein, dass die Experten lediglich als 
beratendes Gremium fungieren und die gewählten Amtsinhaber und Entscheider im 
Falle einer intensiven Präferenzverletzung der Mehrheiten sich über das Urteil der Ex-
perten hinwegsetzen können.318 Diese Aspekte verdeutlichen die Notwendigkeit der 
Unabhängigkeit der beratenden Kommissionen. Durch das Fehlen von politischen 
Sachzwängen und die damit verbundene Freiheit in den Diskursen können die Berater 
eine wissenschaftlich gestützte Analyse der gesellschaftlichen Problemstellung vor-
nehmen, ohne von politischen Akteuren abhängig zu sein. 
Als weiterer bedeutender Aspekt sollte die finanzielle Unabhängigkeit des Experten-
gremiums von Geldgebern und Drittmitteln gewährleistet sein. Um möglichst objektive 
und eigenständige Entscheidungen treffen zu können, die frei von der Beeinflussung 
erwünschter Ergebnisse seitens des Auftraggebers entstanden sind, sollten die Mit-
glieder der Kommission finanziell unabhängig sein.319 Es sollte für externe Akteure 
nicht möglich sein, durch finanzielle Aufwendungen Einfluss auf die Abstimmung und 
das Ergebnis eines Beratungsprozesses zu nehmen. Die Kommission sollte weder auf 
die finanzielle Unterstützung von privaten oder politischen Interessengruppen ange-
wiesen sein noch in ihren öffentlichen Stellungnahmen auf Konformität und Anpassung 
an mediale Anforderungen gebunden sein. 
Aus diesem Grund sollte ein Expertengremium idealerweise eine eigenständige und 
gesicherte Finanzierung vorweisen können. Diese Finanzierung sollte aus staatlichen 
Mitteln bestehen, die für einen langjährigen Zeitraum – unabhängig von Legislaturpe-
rioden – festgeschrieben ist, so dass eine politische Beeinflussung durch die Gesetz-
gebung minimiert wird. 
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Zusammenfassend sollten Expertengremien ihre Beratungstätigkeit frei von externen 
Zwängen ausüben können. Weder sollten die Mitglieder von politischen Sanktionen 
betroffen sein können noch sollte die Funktionsfähigkeit der Kommission auf die finan-
zielle Unterstützung von privaten oder politischen Interessengruppen angewiesen 
sein. Idealerweise sollten diese Gremien über einen gewissen Spielraum bei der Be-
arbeitung von Themenfeldern verfügen und außerdem eine gesicherte Finanzierung 
vorweisen können. 
Während die Kommissionen einerseits politisch und finanziell unabhängig sein sollten, 
muss andererseits in Anknüpfung an die vorangegangene Rahmenbedingung R2: Plu-
ralistische Repräsentativität sowie an die noch folgende Diskursbedingung D3: Sacho-
rientierung und Verantwortung sichergestellt werden, dass die Experten die verschie-
denen Interessen und Werte der Bevölkerung berücksichtigen und bis zu einem ge-
wissen Grad aggregiert vertreten. Sie sollten demzufolge nicht völlig losgelöst von ge-
sellschaftlichen Fragestellungen diskutieren, sondern ihrer Verantwortung gemäß zur 
Problemidentifikation und -lösung beitragen. Im Gegensatz zur vollständigen Unab-
hängigkeit, sollte das ideale Beratungsgremium daher die Rahmenbedingung R3: Re-
















6.4 Rahmenbedingung R4: Transparenz 
Für die Akzeptanz einer Entscheidung in der Allgemeinheit und die Implementation in 
den Verwaltungsapparaten sind bei politischen und gesetzgeberischen Prozessen die 
Transparenz und Nachvollziehbarkeit des Entscheidungsprozesses von großer Be-
deutung. Ebenso ist es bei der wissenschaftlichen Politikberatung durch Experten äu-
ßerst relevant, dass der Beratungs- und Entscheidungsprozess offen und transparent 
durchgeführt wird. Dieser Aspekt bezieht sich sowohl auf die Legitimität als auch auf 
die Qualität der Arbeitsweise einer Expertenkommission. 
Die Auffassung, dass politische Entscheidungsprozesse öffentlich zugänglich und 
transparent gestaltet sein sollten, ist in Politik, Wissenschaft und Gesellschaft weit ver-
breitet. Der bekannteste Akteur in der Zivilgesellschaft, der vor allem im Zuge der Kor-
ruptionsprävention und -bekämpfung unter anderem in Politik, Wirtschaft und Sport 
mehr Transparenz fordert, ist Transparency International. In Zusammenarbeit mit Re-
gierungen, der Politikverwaltung und Wirtschaftsgruppen bekämpft Transparency In-
ternational Korruption durch unterschiedliche Veranstaltungen, Publikationen und Ak-
tionen. Der Verein versteht Korruption als Missbrauch von anvertrauter Macht zum 
privaten Nutzen oder Vorteil. Nach der Definition von Transparency International be-
deutet Demokratie „gleiche Zugangsmöglichkeiten zu politischen Entscheidungen und 
setzt den gleichen und freien Zugang zu den entscheidungsrelevanten Informationen 
voraus“320. In einer pluralistischen Gesellschaft mit divergierenden Interessen sind die 
transparente Durchleuchtung politischer Entscheidungen und der umfassende Infor-
mationszugang für alle Bürger daher von großer Bedeutung für das Demokratiever-
ständnis. 
Neben anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen fordern auch verschiedene po-
litische Parteien die Transparenz aller staatlichen Prozesse. Demnach sollte in Politik 
und Verwaltung das Prinzip der Geheimhaltung dem Prinzip der Öffentlichkeit wei-
chen, indem öffentliche Institutionen der Bevölkerung alle Informationen zur Verfügung 
stellen, auf Grundlage derer politische Entscheidungen getroffen werden. So konnte 
beispielsweise in der Freien und Hansestadt Hamburg das Hamburgische Transpa-
renzgesetz (HmbTG) am 6. Oktober 2012 in Kraft treten, das auf den Gesetzentwurf 
der Volksinitiative Transparenz schafft Vertrauen321 zurückzuführen ist. 
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Zweck dieses Gesetzes ist die Bereitstellung von Informationen für die Allgemeinheit, 
„um über die bestehenden Informationsmöglichkeiten hinaus die demokratische Mei-
nungs- und Willensbildung zu fördern und eine Kontrolle des staatlichen Handelns zu 
ermöglichen“322. Neben der Akzeptanz einer Entscheidung sind demnach weitere ele-
mentare Aspekte der Transparenz der Zugriff auf Informationen als Voraussetzung für 
die Kontrolle staatlichen Handelns einerseits, aber auch das Vertrauen in politische 
Institutionen andererseits. 
Im Gegensatz zu diesen normativen Ansprüchen steht das Modell des politischen Sys-
tems nach David Easton.323 Im Rahmen seiner politischen Systemtheorie werden For-
derungen (demands) an das politische System gestellt, die von bestimmten Unterstüt-
zungsleistungen (supports) untermauert werden. Diese beiden Elemente werden als 
Input bezeichnet. Auf der anderen Seite des politischen Systems stehen die Entschei-
dungen der politischen Akteure. Die Implementation der Inputs in Outputs, die von 
komplexen Vorgängen in den jeweiligen Umwelten (environment) beeinflusst werden, 
finden in einer intransparenten Black Box statt. Die internen Vorgänge, Einflussfakto-
ren und Entscheidungsfindungsprozesse der beteiligten Akteure des politischen Sys-
tems sind intransparent.324 
Der Anspruch an einen durchsichtigen Entscheidungsprozess muss im Zusammen-
hang der wissenschaftlichen Politikberatung ebenfalls für beratende Expertenkommis-
sionen gelten, insbesondere wenn diese an gesetzgeberischen Prozessen mitwirken. 
Demnach sollten die Beratungen der Öffentlichkeit zugänglich sein und alle entschei-
dungsrelevanten Informationen zur Verfügung stehen. Dazu zählt vordergründig der 
kontinuierliche Informationsaustausch zwischen dem beratenden Gremium, den politi-
schen Repräsentanten und auch der allgemeinen Öffentlichkeit. Um ein höchstmögli-
ches Maß an transparenter Arbeitsweise anzustreben, sollten die Experten in regel-
mäßigen Abständen im Laufe des Beratungsprozesses dafür Sorge tragen, dass sie 
die gewonnenen Erkenntnisse im Rahmen ihrer Analysen und Diskussionen mit den 
anderen Akteuren teilen. Dies kann durch Abstimmungstreffen, Konferenzen, aber 
auch in schriftlicher Form durch Berichte und Ergebnisprotokolle gewährleistet wer-
den.325 
                                                          
322 Behörde für Justiz und Gleichstellung der Freien Hansestadt Hamburg 2012: 271. 
323 Vgl. Easton 1965: 32 
324 Vgl. Andersen/Woyke 2003. 
325 Vgl. Rafat 2012: 219. 
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Neben der generellen Problematik hinsichtlich der demokratietheoretischen Legitimität 
wird in der Literatur die Qualität der Arbeitsweisen der Expertenkommissionen disku-
tiert. Es wird kritisiert, dass der Beratungsprozess durch die Expertenkommissionen 
teilweise in einer derartigen undurchsichtigen Black Box stattfindet. In der Vielzahl der 
beratenden Gremien sind demnach die rechtliche Stellung und der tatsächliche Ein-
fluss der Experten unklar.326 
Durch die Bereitstellung von ausgewählten Informationen und konkreten Handlungs-
empfehlungen können die Berater gesetzgeberisches Handeln mitbestimmen. Diese 
möglicherweise intransparent getroffenen Entscheidungen können anschließend nur 
schwierig nachvollzogen werden. In Hinblick auf jene Mitgestaltung der politischen Ent-
scheidungsprozesse durch die Experten wird vor allem die mangelnde Legitimität ihres 
Einflusses beanstandet. Kritiker bemängeln, dass politische Entscheidungen weniger 
von demokratisch legitimierten Abgeordneten und Repräsentanten, sondern vielmehr 
von einer unübersichtlichen Vielzahl von beratenden Expertenkommissionen getroffen 
werden. In Bezug auf die Mitgestaltungsmöglichkeiten der politischen Entscheidungs-
prozesse, die Expertenkommissionen durch ihre beratenden Tätigkeiten ausüben kön-
nen. Im Kern dieser Kritik steht der Vorwurf, dass das Parlament zur Auslagerung von 
politischen Entscheidungen beiträgt, indem Beratungsgremien in nahezu allen Politik-
feldern einberufen werden. Demzufolge nimmt es seine Aufgabe, die Interessen und 
Wertvorstellungen der pluralistischen Gesellschaft im öffentlichen Wettstreit zu aggre-
gieren, um diese anschließend in Form von Gesetzen implementieren zu können, nicht 
in ausreichendem Maße wahr.327 
Dieser Argumentation folgend, verlassen sich die Abgeordneten auf das Sachwissen 
und die Empfehlungen der Kommissionsmitglieder, ohne selbst hinreichend an dem 
Entscheidungsfindungsprozess mitgewirkt zu haben. Die inhaltliche Entscheidung 
über Problemlösungsmaßnahmen fällt demnach im Beratungsgremium, bevor die Ab-
geordneten die Abstimmung im Parlament lediglich formal beschließen. Die Auslage-
rung von politischen Entscheidungen an Expertenkommissionen und die damit einher-
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327 Vgl. Papier 2003. 
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gehende Übertragung von politischer Entscheidungsgewalt wird im Extremfall als „Ex-
pertokratie“328 bezeichnet. Demnach würde die „Expertokratie als neue Herrschafts-
form“329 einen Entstaatlichungsprozess zur Folge haben, indem politische Entschei-
dungen zunehmend von nicht-politischen Akteuren getroffen werden. Demzufolge hät-
ten staatliche Institutionen ihre Rolle als Gestalter des gesellschaftlichen Zusammen-
lebens an die Politikberater abgegeben. 
Um diesen Kritikpunkten entgegenzuwirken, sollte sichergestellt werden, dass sowohl 
die Kommissionsstrukturen als auch die -arbeit der Experten im Rahmen ihrer Bera-
tungstätigkeit offen und transparent gestaltet ist. In Hinblick auf die Zusammensetzung 
des Gremiums sollten die Mitglieder nicht nur namentlich bekannt sein, sondern im 
Rahmen eines professionellen Öffentlichkeitsauftritts der Institution mit wissenschaft-
lichem Fachhintergrund und beruflicher Zuordnung vorgestellt werden. 
Um die transparente Arbeitsweise zu gewährleisten, sollte der Zugang zu öffentlichen 
Sitzungen der Gremien für möglichst alle Interessierten ermöglicht werden. Dies kann 
nicht nur durch persönlichen Zugang der Bürger, sondern auch durch Formen der di-
gitalen Übertragung und Veröffentlichung von Sitzungen via Internet erreicht werden. 
Darüber hinaus sollten die Gesprächs- und Diskussionsprotokolle der Versammlungen 
in möglichst vielen Sprachen zugänglich sein. Generell sollte auf eine barrierefreie 
Webarbeit beim Internetauftritt der Ethikkommissionen geachtet werden. Sowohl die 
politischen Akteuren als auch die gesamte Öffentlichkeit sollte demnach Zugriff auf die 
entscheidungsrelevanten Informationen haben, um die bestmögliche Nachvollziehbar-
keit und Akzeptanz der Entscheidungen zu ermöglichen. 
Insgesamt kann für die letzte Rahmenbedingung R4: Transparenz zusammenfassend 
festgehalten werden, dass die Gremien der wissenschaftlichen Politikberatung wie 
Ethikkommissionen sowohl hinsichtlich ihrer Zusammensetzung und Struktur als auch 
hinsichtlich ihrer Arbeitsprozesse offen und transparent sein sollten. Der wichtigste As-
pekt ist dabei der möglichst kontinuierliche Informationsaustausch zwischen den Akt-
euren. Dadurch kann der epistemischen Asymmetrie entgegengewirkt werden, die ge-
nerell zwischen Experten und Laien besteht und bei der den Experten ein bestimmter 
Status in der Wissenshierarchie zugesprochen wird. Aufgrund des exklusiven Status 
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der Experten sowie des fehlenden Sachverstandes der anderen Personen auf einem 
bestimmten Themengebiet gelten diese als Laien.330 
Dieser Informationsvorsprung der Experten gegenüber den Politikern und der Öffent-
lichkeit ist als asymmetrische Informationslage zu bezeichnen. Im Zuge einer verständ-
lichen und für alle durchsichtigen Beratungstätigkeit können Ethikkommissionen die 
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7. Diskursbedingungen für funktionalen Dissens 
Die Diskursbedingungen beziehen sich in erster Linie auf den Beratungsprozess der 
Gremien in der wissenschaftlichen Politikberatung. Insbesondere für Ethikkommissio-
nen spielen diese Kriterien eine bedeutende Rolle, da die Qualität des Diskurses für 
öffentliche Entscheidungsprozesse vor allem bei gesellschaftlichen Problemstellungen 
relevant ist, bei denen viele unterschiedliche moralische Positionen berücksichtigt wer-
den müssen. Die Experten in den Kommissionen sollten eine Reihe von Sachkennt-
nissen und Kompetenzen vorweisen können, die sie im Rahmen des Beratungspro-
zesses bei der öffentlichen Entscheidungsfindung einbringen sollten. Die beteiligungs-
orientierte Partizipation ist ebenso von großer Bedeutung für den funktionalen Dissens 
wie die sachorientierte Vorgehensweise der Kommission. Im Zuge des funktionalen 
Dissenses sollte der Diskurs kritisch reflektiert und wissenschaftlich aufbereitet wer-
den, um die Qualität sicherzustellen. Zu den Kriterien für den funktionalen Dissens 
zählen D1: Expertise und Diskursfähigkeit, D2: Öffentlichkeit und Partizipation, D3: 


















7.1 Diskursbedingung D1: Expertise und Diskursfähigkeit 
Als eine der wichtigsten Voraussetzungen für einen wissenschaftlich reflektieren und 
objektiven Beratungsprozess steht die Qualifikation der Mitglieder im Mittelpunkt der 
Diskursbedingungen. Diese sollten nicht nur eine hervorragende Expertise auf ihrem 
Fachgebiet, sondern auch eine professionelle Diskursfähigkeit vorweisen können, um 
im Rahmen von gesellschaftlichen Entscheidungsfindungsprozessen einen funktiona-
len Dissens produzieren zu können. 
Zur Definition des Experten wurde im zweiten Kapitel festgehalten, dass er über spe-
zielle Fachinformationen und überdurchschnittliches Wissen verfügen sollte, das sig-
nifikant höher ist als der Informationsgrad der Allgemeinheit. Darüber hinaus sollte er 
auf der Grundlage seiner langjährigen Erfahrung eine Reihe von Fähigkeiten und Me-
thoden beherrschen, um bei der praktischen Anwendung in Form von Ratschlägen und 
wissenschaftlichen Stellungnahmen für eine Referenzgruppe als Experte in einem 
Dienstleistungsverhältnis der Informationsbereitstellung und Problemlösungshilfe zu 
interagieren. Durch die soziale Anerkennung in der Öffentlichkeit erhält er den Exper-
tenstatus. Aufgrund der Bereichsspezifität lässt sich das Expertenwissen zwar nicht 
auf einen anderen Bereich übertragen, allerdings können Fachleute durch interdiszip-
linäre Qualifikationen auf mehreren Fachgebieten als Experten gelten.331 
Neben dem allgemeinen Expertenbegriff ist der Begriff des ethischen Experten für die 
Diskursbedingungen D1 des funktionalen Dissenses relevant. Diese Person gilt als 
Ethikexperte, wenn sie in einem ethischen Forschungsfeld über mehr Fachwissen – 
wie Theorien und deren Anwendungsbereiche – verfügt als die meisten Menschen. 
Dabei ist auch bei ihm das wissenschaftliche Studium und langjährige Erfahrungen auf 
diesem Gebiet die Grundlage dieses Wissens. Allerdings ist der Ethikexperte dabei als 
systematisierender und strukturierender Moderator zu verstehen, weniger als sachver-
ständiger Fachexperte für moralische Fragestellungen. Das spezifische Alleinstel-
lungsmerkmal vom ethischen Experten ist neben der Eingrenzung auf den Bereich der 
Ethik demnach das besondere Dienstleistungsverhältnis, in dem er zu einer Referenz-
gruppe steht. Dieses zeichnet sich insbesondere dadurch aus, dass dem Experten 
nicht überlegenes Wissen und exklusive moralische Autorität zugesprochen wird. Er 
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erhält den Expertenstatus weniger durch die Bereitstellung von fachspezifischen Infor-
mationen und konkreten Handlungsempfehlungen für moralische Problemstellungen, 
sondern vielmehr durch die Definition von vielschichtigen Begriffen, der Moderation 
zwischen mehreren Positionen sowie der ausdifferenzierten Darlegung von Argumen-
tationsstrukturen.332 
Für die Diskursbedingung D1: Expertise und Diskursfähigkeit spielen neben dem 
Fachwissen und der Sachkenntnis demnach vor allem die Kompetenzen und Metho-
den eine gewichtige Rolle. In der angewandten Ethik sollten die Mitglieder einer Ethik-
kommission somit einerseits über materiale Fachkompetenzen verfügen, zu denen in-
haltliches Wissen bezüglich empirischer Sachverhalte sowie Kenntnisse über Theorien 
und Argumentationen zählen. Andererseits sollten sie aber auch formale Fachkompe-
tenzen vorweisen können, indem sie verschiedene ethische Standpunkte erkennen, 
nachvollziehen und diese kritisch hinterfragen können.333 
Der Anspruch an die Objektivität und Unvoreingenommenheit der beratenden Exper-
ten, die an der politischen Gesetzgebung beteiligt werden, kann unter anderem auf 
den Moralphilosophen Adam Smith (1723-1790) zurückgeführt werden. Um beurteilen 
zu können, was moralisch gut oder schlecht ist, entwickelte Smith die Konstruktion des 
unparteiischen Beobachters in seinem Werk Die Theorie der ethischen Gefühle (The 
Theory of Moral Sentiments).334 
Von der ethischen Annahme ausgehend, dass die Menschen unter Berücksichtigung 
des Gefühls des Mitfühlens handeln und von dem Prinzip des Mitempfindens geprägt 
sind, sollte es jedem Menschen möglich sein, sich in die Lage eines unparteiischen 
Beobachters hineinzuversetzen. Dabei handelt es sich um einen imaginären Richter, 
der angerufen werden kann, indem man sowohl die Affekte von betroffenen Personen 
als auch die Reaktionen von Außenstehenden berücksichtigt. Dadurch verbindet Smith 
eine empirisch-deskriptive Moralpsychologie mit einer moralphilosophischen Analyse 
normativer Implikationen moralischer Gefühle.335 
 
 
                                                          
332 Vgl. hierzu unter anderem Weber-Hassemer 2011: 231; Siep 2008: 188-190. 
333 Vgl. Fenner 2010: 36-39. 
334 Smith 2010. 
335 Vgl. Andree 2003: 113-133. 
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Dieses Prinzip soll es dem Menschen ermöglichen, als moralischer Richter über das 
eigene sowie das Verhalten anderer Menschen angemessen und berechtigt zu urteilen 
und dabei in erster Linie seinem Gewissen gegenüber verantwortlich zu sein. Im Ver-
lauf des interpersonalen Rollentausches, auch reziproker Perspektivenwechsel ge-
nannt, kann der unparteiische Beobachter zu einer moralischen Beurteilung des 
menschlichen Handels gelangen. Dabei kommt der unparteiische Beobachter zu ei-
nem gerechten Urteil, wenn er nicht die Perspektive einer bestimmten Person, sondern 
irgendeiner beliebigen Person einnimmt. Durch die Fähigkeit, sich in andere hineinzu-
versetzen, wird man sich gleichzeitig bewusst, dass man selbst als Akteur von anderen 
Akteuren wahrgenommen wird. 
Die gesellschaftliche Entwicklung hängt somit von dem individuellen Verhalten der 
Menschen ab, das durch den unparteiischen Beobachter geprägt wurde. Bei morali-
scher oder sozialer Unordnung in der Gesellschaft soll der imaginäre Richter angeru-
fen werden, der die Attribute der Unparteilichkeit, der Allwissenheit sowie der Freiheit 
von Eigeninteresse vorweisen kann. Durch den reziproken Perspektivenwechsel soll 
der Richter zum moralischen Urteil kommen und dabei die Bedingungen der Fremd-
heit, des Nicht-Involviertseins sowie der Wohlinformiertheit erfüllen, um unparteiisch 
zu sein. Bei Adam Smith ist der Richter die höchste Stufe der Moralität und stellt die 
Ursprünge aller moralischen und religiösen Grundsätze dar.336 
In diesem Zusammenhang benennt Smith drei Haupttugenden, die als allgemeine Re-
geln für den unparteiischen Beobachter gelten. Während die Klugheit (prudence) zur 
Vermehrung des individuellen Glücks führen soll, sollen die Gerechtigkeit (justice) so-
wie die Wohltätigkeit (beneficience) zur Vermehrung des Glücks anderer Menschen 
dienen. Smith beschreibt die Klugheit als die Sorge eines Menschen um seine eigene 
Gesundheit, sein Ansehen sowie seinen Wohlstand.337 
Für die Ansprüche an Ethikkommissionen lässt sich daraus ableiten, dass die Mitglie-
der des Gremiums sich möglichst unvoreingenommen in den Diskurs begeben sollten, 
um eine ergebnisoffene Diskussion führen zu können. Dabei sollten sie sich nicht nur 
in die Perspektive der anderen Experten hineinversetzen können, sondern ferner auch 
diejenigen Positionen berücksichtigen, die nicht ausreichend in der Kommissionen ver-
treten sind. Die kritische Reflexion der unterschiedlichen Interessen – vor allem der 
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Betroffenen – in Form des reziproken Perspektivenwechsels soll dazu führen, durch 
die verschiedenen moralischen Positionen und Werte den moralischen Common 
Sense der Gesellschaft zu reflektieren. 
Daran anknüpfend kann das normative Modell der deliberativen Demokratie als wei-
tere theoretische Grundlage für die erste Diskursbedingung herangezogen werden. 
Nach Jürgen Habermas ist die politische Öffentlichkeit als intermediäres Kommunika-
tionssystem zwischen den formellen Gesprächen im parlamentarischen Komplex und 
den informellen Gesprächen in der Zivilgesellschaft definiert. Zur Meinungs- und Wil-
lensbildung soll in der politischen Öffentlichkeit ein herrschaftsfreier Diskurs unter den 
Bedingungen der idealen Sprechsituation ermöglicht werden. Diese setzt sich zusam-
men aus „(a) der Öffentlichkeit und vollständigen Inklusion aller Betroffenen, (b) der 
Gleichverteilung der Kommunikationsrechte, (c) der Gewaltlosigkeit der Situation, die 
nur den zwanglosen Zwang des besseren Arguments zum Zuge kommen lässt, und 
(d) der Aufrichtigkeit der Äußerungen aller Beteiligten“338. Neben der Verständigung ist 
die reziproke Anerkennung der Geltungsansprüche an Wahrheit, Richtigkeit und Wahr-
haftigkeit der getätigten Sprechakte Bedingung für kommunikatives Handeln. 
Aufbauend auf der Diskursethik von Jürgen Habermas wurde der Discourse Quality 
Index (DQI) entwickelt, der die Qualität eines politischen Diskurses messen soll. Zu 
den Kriterien zählen participation, justification, consideration of the common good, re-
spect, constructive politics und authenticity.339 
Für die erste Diskursbedingung des funktionalen Dissenses können diese Anforderun-
gen an einen idealen Diskurs herangezogen werden. Neben der grundlegenden Par-
tizipationsmöglichkeit aller an öffentlichen Debatten sollten auch die Rahmenbedin-
gungen und Regeln der Debatten selbst in Frage gestellt werden können. In Hinblick 
auf die Expertise und Diskursfähigkeit der Experten sollte darüber hinaus sichergestellt 
werden, dass diese den geregelten Austausch von Informationen und Gründen garan-
tieren. Dabei spielt die kohärente Begründung der eingebrachten Argumente eine 
zentrale Rolle. Ferner sollte die Reflexion des Allgemeinwohls als grundsätzliche An-
forderung an öffentliche Entscheidungsprozesse übergeordnet festgeschrieben sein 
und in der Praxis angewendet werden. Das daran anschließende Kriterium des gegen-
                                                          
338 Habermas 2008: 164; 1999: 49. 
339 Vgl. Steenbergen et al. 2003. 
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seitigen Respekts steht für die professionelle Vorgehensweise eines wissenschaftli-
chen Gremiums. Sowohl der respektvolle Umgang mit Gegenargumenten anderer 
Kommissionsmitglieder als auch die Berücksichtigung von Interessen und Wertvorstel-
lungen gesellschaftlicher Gruppen sollte die Arbeit der Experten prägen. Als weiteres 
Kriterium des DQI steht constructive politics für die Anforderung an die Diskursteilneh-
mer, einen rationalen Konsens anzustreben. Vor dem Hintergrund der These des funk-
tionalen Dissenses lässt sich aus diesem Kriterium lediglich der Aspekt ableiten, dass 
die Beteiligten eine grundsätzliche Zielorientierung und konstruktive Vorgehensweise 
an den Tag legen sollten, um den funktionalen Dissens im Sinne einer produktiven 
Dissenskultur zu erreichen. Das letzte Kriterium beschreibt die Authentizität der ver-
tretenen Positionen und Interessen. Diese sollten nicht strategisch oder opportunis-
tisch verfolgt, sondern kritisch reflektiert vertreten werden.340 
Zusammenfassend steht die Diskursbedingung D1: Expertise und Diskursfähigkeit für 
den Anspruch an die Experten in der ethischen Politikberatung, nicht nur umfassende 
Sachkenntnis und Fachwissen, sondern außerdem auch Methoden und Kompetenzen 
der Diskursführung vorweisen zu können. Idealerweise sollten die Kommissionsmit-
glieder das Expertenwissen, die ethische Reflexion und das Verständnis für den mo-
ralischen Common Sense in der Gesellschaft reflektiert widerspiegeln. Demnach soll-
ten die Experten in der gesellschaftlichen und politischen Entscheidungsfindung als 
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7.2 Diskursbedingung D2: Öffentlichkeit und Partizipation 
Als weitere Bedingung für den funktionalen Dissens ist die öffentliche und beteiligungs-
orientierte Arbeitsweise von Gremien der wissenschaftlichen Politikberatung zu be-
rücksichtigen. Die Entscheidungsfindungsprozesse sollten nicht nur der breiten Öffent-
lichkeit zugänglich sein, sondern darüber hinaus auch die Beteiligung von Interessen-
gruppen, Wertegemeinschaften und Betroffenen beinhalten. Übergeordnet steht das 
normative Ziel, möglichst alle politischen Interessen und moralischen Positionen einer 
pluralistischen und demokratischen Gesellschaft aggregiert in die reflektierte Gesetz-
gebungsberatung einfließen zu lassen, um die Legitimation und die damit verknüpfte 
Akzeptanz der wissenschaftlichen Einflussnahme zu gewährleisten. 
Wenn nahezu alle Akteure in Politik, Verwaltung, Wissenschaft und Gesellschaft über 
ausreichende Informationen verfügen und sich aktiv an der öffentlichen Beratung poli-
tischer Fragen beteiligen können, kann ein deliberativer Prozess der Entscheidungs-
findung in allen Bereichen vollzogen werden.342 Nach Jürgen Habermas ist diese de-
liberative Politik die Anwendung der Theorie des kommunikativen Handelns. Sie ver-
bindet die Partikularinteressen des liberalen und das Allgemeinwohl des republikani-
schen Modells. Demnach ist sie „eine Politik der argumentativen Abwägung, der ge-
meinsamen Beratschlagung und Verständigung über öffentliche Angelegenheiten in 
einer lebendigen Landschaft des Pluralismus im Diskurs“343. 
Im Rahmen der Deliberation werden in einer Gesellschaft Übereinstimmungen über 
konkrete Normen durch Diskurse angestrebt, indem bestimmte Rahmenbedingungen 
und Faktoren für Entscheidungsprozesse berücksichtigt werden. Insgesamt ist das 
Ideal der autonomen Selbstbestimmung einer Rechtsgemeinschaft der normative Kern 
der Theorie.344 Demzufolge legitimiert sich das Recht nach Habermas‘ Theorie im Ver-
fahren seiner Entstehung. Die gesetzgebenden Institutionen und Akteure sollen von 
der Öffentlichkeit und der öffentlichen Meinung beeinflusst werden. Folglich ist das 
festgeschriebene Recht legitim, wenn die vom Recht tangierten Bürger es sich selbst 
gegeben haben.345 
 
                                                          
342 Vgl. Schulzki-Haddouti 2011. 
343 Schmidt 2010: 242. 
344 Vgl. König 2012: 12-14. 
345 Vgl. Brunkhorst et al. 2009: 301. 
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Zu den Bedingungen für einen deliberativen Entscheidungsprozess zählt unter ande-
rem, dass die politische Beratung in geregelter, argumentativer Form sowie inklusiv 
und öffentlich vollzogen wird. Die Diskursteilnehmer sollten gleiche Kommunikations-
rechte haben, um einen herrschaftsfreien Diskurs führen zu können. Außerdem sollten 
die Akteure frei von internen und externen Zwängen sein, um in einer theoretisch end-
losen Diskussion zu einer Entscheidung zu gelangen. Darüber hinaus kann die Delibe-
ration dadurch gewährleistet werden, dass alle Meinungen und Präferenzen diskutiert 
werden können. Die Gewaltlosigkeit der Situation, die nur den zwanglosen Zwang des 
besseren Arguments zum Zuge kommen lässt, soll zur Aufrichtigkeit der Äußerungen 
aller Beteiligten führen.346 
Auch wenn die normativen Anforderungen der deliberativen Demokratietheorie und 
insbesondere die Maßstäbe der idealen Sprechsituation als sehr hoch und teilweise 
sogar als kontrafaktisch zu bezeichnen sind, lassen sich diese jedoch bis zu einem 
gewissen Grad in der Praxis umsetzen. Wie durch Studien der empirischen Delibera-
tionsforschung gezeigt werden konnte, führten die Rahmenbedingungen in den beo-
bachteten Diskursen nicht nur zum erhöhten Kenntnisstand der Teilnehmer hinsichtlich 
der zu klärenden Fragstellung, darüber hinaus konnte auch eine erhöhte Selbstrefle-
xion der Beteiligten festgestellt werden.347 
Um einen öffentlichen und partizipatorischen Prozess der wissenschaftlichen Politik-
beratung zu gewährleisten, sollten diese normativen Anforderungen deshalb an die 
Diskurse in jenen Kommissionen gestellt werden.348 Die Mitglieder sollten sicherstel-
len, dass nicht nur sie selbst, sondern auch die Akteure der beteiligten Interessengrup-
pen einen kritisch reflektierten und ergebnisoffenen Diskurs betreiben, an dem mög-
lichst viele Betroffenen beteiligt werden. 
Die wirksame Partizipation der Bevölkerung sieht auch Robert A. Dahl als Grundvo-
raussetzung für demokratisches Handeln. Neben der Beteiligung aller wird auch ein 
aufgeklärtes Verständnis für politische Prozesse vorausgesetzt, welches das Wissen 
über Alternativen und Konsequenzen von Entscheidungen beinhaltet. Darüber hinaus 
sieht Dahl in der Mitbestimmung der Themenfindung ein bedeutendes Element des 
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348 Vgl. hierzu auch Young 2000. 
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demokratischen Entscheidens.349 Um diese hohen Anforderungen an beteiligungsori-
entierte Entscheidungsprozesse anzustreben, sollten Ethikkommissionen dazu beitra-
gen, die Partizipation durch die Bereitstellung von umfassenden Informationen sowohl 
hinsichtlich der diskutierten Inhalte als auch der Rahmenbedingungen des Entschei-
dungsprozesses zu ermöglichen. 
Die Bevölkerung allgemein, aber vor allem die von der zu untersuchenden Fragestel-
lung konkret betroffenen Gruppen sollten in die Entscheidungsprozesse in Experten-
kommissionen eingebunden werden. Diese Partizipation sollte eine wirksame Teil-
nahme an der Entscheidungsfindung beinhalten, durch welche die beteiligten Perso-
nen jeden entscheidungsrelevanten Standpunkt in die Diskussion einbringen können, 
um einen möglichst breiten Diskurs abzubilden. Somit wird die Legitimität des Ent-
scheidungsprozesses durch die Beteiligung gesteigert. Zur Sicherstellung der Beteili-
gungsmöglichkeiten sollte eine umfassende Barrierefreiheit vorgewiesen werden.350 
Dazu zählt nicht nur der konkrete Zugang zu öffentlichen Veranstaltungen, sondern 
vor allem die Zugang zu Informationen in unterschiedlichen Sprachen. Die Mitglieder 
der beratenden Kommissionen sollten insgesamt dafür Sorge tragen, dass die sprach-
lichen Hürden zwischen Experten und Laien überwunden werden, indem die Themen 
und Inhalte der Diskurse über Veröffentlichungen und Internetpräsenz aufbereitet wer-
den. 
Die Öffentlichkeit sollte in den Prozess der Entscheidungsfindung einbezogen werden, 
um die politischen Standpunkte und alle relevanten ethischen Aspekte zu berücksich-
tigen und damit den gesellschaftlichen Diskurs abzubilden. Darüber hinaus sollten Ex-
pertengremien mit der medialen Öffentlichkeit kommunizieren und diskutieren, indem 
nicht nur Veröffentlichungen wie Stellungnahmen und Pressemitteilungen vorgelegt 
werden, sondern auch sichergestellt wird, dass die Kommission mit der Öffentlichkeit 
in Dialog tritt und sie damit aktiv in den Entscheidungsprozess einbezieht. Als Beispiele 
können neben klassischen Pressekonferenzen auch Tagungen mit Podiumsdiskussi-
onen oder Dialogforen angeführt werden.351 
Dabei sollte es Aufgabe der Expertenkommission sein, die Komplexität und Spezifität 
der Themen zu vereinfachen und der interessierten Öffentlichkeit leicht verständliche 
Informationen zur Verfügung zu stellen, um eine Partizipation in höchstmöglichem 
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351 Vgl. Rafat 2012: 165. 
139 
 
Maße zu erzielen. Insgesamt sollte im Rahmen der Diskussionen über komplexe ge-
sellschaftliche und moralische Problemstellungen ein niedrigschwelliger Austausch 
zwischen den Experten in einer Ethikkommission und den beteiligten Laien angestrebt 
werden, ohne die Kernpunkte der Debatte in Form der Sachinformationen und den 
Wertvorstellungen zu verzerren. Auf der einen Seite sollten die Experten ihr Wissen 
verständlich vermitteln, ohne Fachkenntnisse vorauszusetzen, während die Laien ihre 
eigene Position auf der anderen Seite möglichst präzise beschreiben sollten.352 
Als weiterer wichtiger Bestandteil einer öffentlichen und partizipationsorientierten Ar-
beitsweise einer Kommission der wissenschaftlichen Politikberatung können verschie-
dene Formen von Anhörungen durchgeführt werden. Insbesondere bei Ethikkommis-
sionen, deren Aufgabe nicht nur in der Informationsbereitstellung, sondern vordergrün-
dig in der Förderung des gesellschaftlichen Diskurses besteht, spielen sie eine große 
Rolle. Neben der möglichen Beteiligung von externen Wissenschaftlern zur Berück-
sichtigung aktueller Erkenntnisse, sollten bei kontrovers diskutierten Themen wie Ster-
bebegleitung, Demenz oder Intersexualität vor allem Interessengemeinschaften wie 
Verbändevertreter und betroffene Personen zu Wort kommen. Ferner bieten Online-
Befragungen von Betroffenen in Kombination mit Online-Diskursen die Möglichkeit, 
dass Angehörige, Wissenschaftler, Betroffene und Praktiker in Austausch treten und 
dort durch eine moderierte Kommentarfunktion ein Meinungsaustausch stattfinden 
kann.353 
Die Anzahl der beteiligten Personen hängt generell von der Reichweite der Experten-
kommission ab. Wenn ein Gremium an der Gesetzgebung mitwirkt und Entscheidun-
gen trifft, die große Teile oder sogar die gesamte Bevölkerung betreffen, sollte eine 
höchstmögliche Zahl an gesellschaftlichen, politischen und moralischen Standpunkten 
vertreten sein. Im Gegensatz dazu könnte sich eine andere lokale Expertenkommis-
sion mit einem anderen Sachverhalt beschäftigen, welcher lediglich geringe öffentliche 
Aufmerksamkeit hervorruft und nur eine kleine Gruppe betrifft. In diesem Fall müssten 
nicht zwangsläufig alle gesellschaftlichen Positionen in Form von direkter Beteiligung 
miteinbezogen werden. Generell sollte allerdings gelten, dass so viele Sichtweisen wie 
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möglich abgebildet sein sollten, um den gesellschaftlichen Diskurs nicht nur widerzu-
spiegeln, sondern betroffene Gruppen und Minderheiten aktiv in den Entscheidungs-
prozess einzubeziehen. 
Die Berücksichtigung der verschiedenen gesellschaftlichen Standpunkte und die Be-
teiligung möglichst vieler Personen am Meinungsfindungsprozess kann in der Praxis 
dadurch gewährleistet werden, dass sich Interessensgruppen in Vereinen oder Ver-
bänden zusammenschließen. Bei der politischen Entscheidungsfindung können dann 
die Meinungen im deliberativen Diskurs ausgetauscht werden. Wenn die Ethikkommis-
sion dem Gesetzgeber im Anschluss daran eine Stellungnahme mit konkreten Hand-
lungsempfehlungen vorlegt, kann dieser idealerweise auf eine legitimierte Entschei-
dung bauen, die im rationalen Diskurs und unter Berücksichtigung wissenschaftlicher 
Expertise entstanden ist.354 
Zusammenführend und in Hinblick auf das zweite Diskursbedingung D2: Öffentlichkeit 
und Partizipation gilt die Anforderungen, die an die demokratische Performanz in libe-
ralen Gesellschaften gestellt werden. Demnach ist ein politisches System umso demo-
kratischer, je stärker die Meinungsbildungsprozesse in der politischen Öffentlichkeit 
dialogisch verlaufen und die Partizipation möglichst vieler Interessen- und Wertege-
meinschaften sichergestellt ist. Diese Beteiligung könnte bei der wissenschaftlichen 
Politikberatung in Form von Anhörungen der Betroffenen, beteiligungsorientierten Vor-
trägen sowie Reden und anschließenden Diskussionsrunden mit Vertretern der Inte-
ressen- und Wertegemeinschaften gewährleistet werden.355 
Abschließend sollten die direkte Partizipation und die wirksame Teilnahme möglichst 
vieler Personen insgesamt gewährleistet werden. Dabei sollten idealerweise alle ent-
scheidungsrelevanten Standpunkte aus Politik, Wissenschaft und Gesellschaft be-
rücksichtigt und in den deliberativen Diskurs eingebracht werden. In der Praxis sollte 
dabei ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen der angemessenen Beteiligung und Re-
präsentation der betroffenen Gruppen sowie der sinnvollen Nutzung von zeitlichen, 
personellen und finanziellen Ressourcen berücksichtigt werden. Auch wenn die nor-
mativen Anforderungen der deliberativen Demokratietheorie sehr hoch sind, so sollten 
sie in den Prozessen der wissenschaftlichen Politikberatung zwingend gestellt werden, 
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um ein höchstmögliches Maß an Qualität und Legitimität der Diskurse und der an-




























7.3 Diskursbedingung D3: Sachorientierung und Verantwortung 
Zur objektiven Initiierung und Beteiligung an gesellschaftlichen Diskursen sowie zur 
sachgerechten Unterstützung von politischen Entscheidungsprozessen zählen die 
Sachorientierung sowie die prozess- und ergebnisorientierte Arbeitsweise zu den be-
deutenden Aspekten der wissenschaftlichen Beratung. Durch eine ressourceneffizi-
ente und zielgerichtete Analyse und Bearbeitung einer ethischen Problemstellung soll-
ten Ethikkommissionen verantwortungsbewusst mit ihren Mitgestaltungsmöglichkeiten 
umgehen. 
Um diesem Anspruch gerecht zu werden, ist es für die Mitglieder eines Gremiums 
notwendig, sich an einer eindeutig formulierten Aufgabenstellung sowie einer klaren 
Zieldefinition ihrer Beratungstätigkeiten orientieren zu können. Im Rahmen der wissen-
schaftlichen Politikberatung sollten diese idealerweise in einem Gesetz verankert sein, 
um demokratisch legimitert zu sein. Außerdem sollte darin eine klare Kompetenzauf-
teilung der Verantwortlichkeiten sowie der Zuständigkeiten für bestimmte Aufgabenfel-
der vorgesehen sein. Schließlich sollte auch die rechtliche Stellung der Experten ein-
deutig geklärt sein.356 
Auf der Grundlage dieses demokratisch legitimierten Auftrages sollten die Ethikkom-
missionen ihren Aufgaben nachgehen, die in der umfassenden Information der breiten 
Öffentlichkeit, der Förderung der sachgerechten Diskussion in der Gesellschaft unter 
Einbeziehung der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen sowie in der ausgewo-
genen politischen Gesetzgebungsberatung besteht. Dabei sollten sie zur Professiona-
lisierung und Rationalisierung des öffentlichen Diskurses beitragen, indem sie die 
Identifizierung, Strukturierung und Prüfung von Argumenten vornehmen. Die berufe-
nen Experten sollten ihre analytischen und rekonstruktiven Kompetenzen einbringen 
und dabei die Technikfolgen und die gesellschaftlichen Konsequenzen von politischen 
Entscheidungen einschätzen. Insgesamt sollten sie eine sachgerechte Problembe-
schreibung, eine Bewertung von Risiken und Chancen, ein Abwägen von Optionen 
und eine zielorientierte Lösungsfindung aus unterschiedlichen Disziplinen ressourcen-
effizient erarbeiten.357 
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In Expertenkommissionen mit beratender Gesetzgebungsfunktion stellt die Pflicht der 
Rechenschaftslegung vor einem Auftraggeber sowie vor der Öffentlichkeit ein bedeu-
tendes Legitimationselement dar. Nach der Prinzipal-Agent-Theorie stellen öffentliche 
Institutionen oder Regierungen den Prinzipal oder Auftraggeber in der Politikberatung 
dar, während die Kommissionen die Aufgabe des Agenten ausführen. Dabei sollen 
durch die Delegation von Aufgaben an Expertengremien politische Entscheidungen 
nicht nur effizienter getroffen, sondern auch deren Umsetzung effektiver werden.358 
Um diesem Ziel nachzugehen, sollten die fachkundigen Mitglieder einer Expertenkom-
mission ergebnisorientiert und gewissenhaft arbeiten, indem sie den Sachproblemen 
und -zielen strukturiert nachgehen. Die Voraussetzung für dieses Vorgehen sind eine 
eindeutige Aufgabenstellung sowie eine klare Zieldefinition. 
Ferner dürfen sie keine Interessen verfolgen, die ihre Rolle als objektive Berater be-
einträchtigen können. Im Gegensatz zum politischen Lobbyismus, bei der Interessen-
vertreter auf die politische Gesetzgebung einwirken, um bestimmte Interessen durch-
zusetzen, sollten die Mitglieder einer Expertenkommission möglichst frei von Eigenin-
teresse im Beratungsprozess agieren. Außerdem sollte bei der professionellen Politik-
beratung sichergestellt sein, dass die Experten ausschließlich korrekte Informationen 
verwenden und Entscheidungen objektiv sowie auf Grundlage ihres wissenschaftli-
chen Sachverstandes und dem rationalen Diskurs mit anderen treffen. Alle verwende-
ten Informationen sollten nach bestem Wissen und Gewissen der Berater der Wahrheit 
entsprechen. Bei allen Veröffentlichungen sollten die Kommissionen sicherstellen, 
dass die verwendeten Quellen explizit aufgeführt werden, um den Ansprüchen der wis-
senschaftlichen Redlichkeit zu genügen.359 
Die verantwortungsbewusste Verwendung von zeitlichen, personellen und finanziellen 
Ressourcen, die einer Expertenkommission zur Verfügung stehen, sollte effizient und 
sinnvoll vorgenommen werden. Dabei sollte allerdings sichergestellt sein, dass die 
Qualität des Entscheidungsprozesses keinesfalls unter dem Effizienzanspruch leidet, 
sondern ein ausgewogenes Verhältnis erzielt wird. 
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Zur weiteren Sicherstellung der Sachorientierung in Expertenkommissionen sollte die 
kontinuierliche Beobachtung der Rahmenbedingungen im Beratungsprozess sicher-
gestellt sein. Demzufolge sollten alle relevanten Anspruchsgruppen identifiziert wer-
den, um deren Standpunkte und Interessen in den Prozess zu integrieren. Bei dieser 
Einbeziehung des gesellschaftlichen Diskurses ist es außerdem Aufgabe der Exper-
ten, die verschiedenen Standpunkte und Meinungen zu versachlichen, um eine unvor-
eingenommene und objektive Entscheidung treffen zu können. Diese Voraussetzung 
spiegelt sich auch in den Anforderungen an Entscheidungsprozesse bei Jürgen Ha-
bermas wider: 
 
„Die deliberative Politik gewinnt ihre legitimierende Kraft aus der diskursiven Struk-
tur einer Meinungs- und Willensbildung, die ihre sozialintegrative Funktion nur 
dank der Erwartung einer vernünftigen Qualität ihrer Ergebnisse erfüllen kann.“360 
 
Auch andere Bedingungen wie der zuverlässige und kontinuierliche Informationsaus-
tausch mit dem Auftraggeber sowie die Einhaltung von Fristenkontrollen bei gesetzge-
berischen Aufträgen sollten unbedingt eingehalten werden. Bei der Erarbeitung der 
verschiedenen Problemlösungsalternativen weisen die Experten einen Informations-
vorsprung gegenüber dem Auftraggeber und der Allgemeinheit vor.361 Um diese asym-
metrische Informationslage auszugleichen, stellt die regelmäßige Rechenschaftsle-
gung ein geeignetes Kontroll- und Legitimationsinstrument dar. 
Damit unmittelbar verknüpft sollten Expertenkommissionen, insbesondere jene mit Mit-
gestaltungsmöglichkeiten in der Gesetzgebung, Rechenschaft über ihre Tätigkeiten 
ablegen, die dem Auftraggeber und der Öffentlichkeit in Form eines Berichts vorgelegt 
werden muss. Diese Offenlegung der genutzten Ressourcen sollte dabei in regelmä-
ßigen Abständen vorgesehen sein. Dadurch soll sichergestellt werden, dass alle ent-
scheidungsrelevanten Fakten, Standpunkte und Sachverhalte in den Prozess einbe-
zogen wurden. Weiterführend können die zuvor definierten Aufgabenstellungen und 
Ziele kontrolliert werden und somit kann eine legitimitäts- und qualitätssichernde Vor-
gehensweise gewährleistet werden. 
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Während die Mitglieder einer Ethikkommission durch diese transparente Rechen-
schaftslegung zur effizienten Sachorientierung beitragen, sollten sie allerdings im Rah-
men ihrer Tätigkeit individuelle Positionen und persönlichen Erfahrungen – die sie bei-
spielswiese bei Betroffenenanhörungen erfahren – vertraulich behandeln. Die Vertrau-
lichkeit sollte auch bei Krankenakten und persönlichen Informationen in Hinblick auf 
den Datenschutz der Personen unbedingt eingehalten werden, um die verantwor-
tungsbewusste Arbeitsweise zu garantieren. Die Erkenntnisse, die auf der Grundlage 
dieser Informationen gewonnen werden, dürfen nur mit der Zustimmung der Betroffe-
nen beziehungsweise in anonymisierter Form verwendet werden.362 
Zusammenfassend steht die dritte Diskursbedingung D3: Sachorientierung und Ver-
antwortung für den Anspruch, dass die Gremien der ethischen Politikberatung eine 
sachgerechte Arbeitsweise an den Tag legen sollten, bei der sie die zu untersuchende 
Fragestellung zielorientiert analysieren und bearbeiten. Als Voraussetzung für dieses 
effiziente Vorgehen ist ein klar definierter Arbeitsauftrag, der auf einen demokratisch 
legitimierten Beschluss von gewählten Repräsentanten zurückgeht und idealerweise 
sogar in Gesetzesform festgehalten wurde. 
Darüber hinaus sollten sie ethische Fragestellungen ressourceneffizient untersuchen, 
ohne dabei die notwendigen partizipatorischen und öffentlichen Ansprüche zu ver-
nachlässigen. Insgesamt sollte eine umfassende und regelmäßige Rechenschaftsle-
gung in Berichtform vorgelegt werden, die nicht nur ausgewählten politischen Vertre-
tern, sondern der breiten Öffentlichkeit in unterschiedlichen Sprachen und auch online 
zur Verfügung gestellt wird. Während auf der einen Seite die Transparenz des Bera-
tungsprozess zur Sachorientierung beiträgt, sollten persönliche Informationen der Be-
troffenen vertraulich behandelt werden, um die Verantwortung der Kommission ge-
recht zu werden. 
In politischen Entscheidungsprozessen, bei denen moralische Aspekte tangiert wer-
den, sind eine Vielzahl von gesellschaftlichen Positionen und Werte zu berücksichtig-
ten. Der Werte- und Interessenpluralismus einer modernen Demokratie führt zu hoch 
komplexen Entscheidungssituationen, in denen viele divergierende Lösungsmöglich-
keiten gefordert werden. Die Aufgabe der beratenden Ethikkommissionen sollte zu-
sammenführend in der sachgerechten Analyse und Diskussion möglichst aller Positi-
onen bestehen, ohne dabei eine gewisse Zielorientierung in Hinblick auf die politische 
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Implementation der Beratungsergebnisse zu versäumen. Die sachorientierte und ver-
antwortungsbewusste Arbeitsweise der Kommissionen umfasst demnach das ausge-
wogene Verhältnis zwischen einem effizienten sowie effektivem Beratungsprozess 
und der umfassenden und tiefgehenden Analyse der zu untersuchenden Fragstellung 


























7.4 Diskursbedingung D4: Diskursabbildung und -aufbereitung 
Vor dem Hintergrund der Wissensproduktion und dem Wissenstransfer im Rahmen 
der wissenschaftlichen Politikberatung sollten die Experten den Beratungsprozess 
nicht als speaking truth to power, sondern vielmehr als einen dialogischen Austausch 
und reflexiven Entscheidungsfindungsprozess verstehen. Auch wenn die Anwendun-
gen von wissenschaftlichen Erkenntnissen der Biotechnologie ein bedeutendes medi-
zinisches und ökonomisches Potential vorweisen, so werfen sie gleichzeitig auch viel-
schichtige ethische Fragen auf. Die Diskussionen um den Embryonenschutz und die 
Stammzellforschung sind dafür Paradebeispiele ethischer Konflikte, die aufgrund ihrer 
Komplexität und Vielzahl von Diskurspositionen einen kritisch reflektierten Beratungs-
prozess durch wissenschaftliche Expertise benötigen.363 
Für die grundlegende Akzeptanz in der Öffentlichkeit sowie für die weiterführende Im-
plementation durch politische Akteure ist die umfassende Diskursabbildung und -auf-
bereitung des Entscheidungsfindungsprozesses innerhalb einer Ethikkommission ein 
wichtiges Element. Um die identifizierten gesellschaftlichen Standpunkte und Interes-
sen angemessen in der Stellungnahme berücksichtigen zu können, müssen diese im 
Zuge einer kritisch reflektierten und wissenschaftlich fundierten Dokumentation aufge-
führt werden. Zur bestmöglichen Nachvollziehbarkeit der Stellungnahmen hinsichtlich 
komplexer Fragestellungen sollten die Diskussionen im Rahmen der ethischen Politik-
beratung daher nicht nur protokolliert, sondern darüber hinaus auch wissenschaftlich 
aufbereitet sein.364 
Als fester Bestandteil der Diskursabbildung zählen die Identifikation und Auflistung der 
an der Diskussion beteiligten Mitglieder der Ethikkommission, der externen Gutachter 
und Wissenschaftler sowie den angehörten Interessengruppen und Betroffenen. Dar-
über hinaus sind auch die journalistischen Nachfragen und Kommentare zu berück-
sichtigen, falls der Beratungsprozess auch durch eine Pressekonferenz unterstützt 
wurde. Dabei sollte stets sichergestellt werden, dass Hintergrundinformationen wie 
beispielsweise die fachwissenschaftliche Ausbildung, die institutionelle Anbindung so-
wie die Parteizugehörigkeit der Diskursteilnehmer bereitgestellt werden. Dadurch kann 
eine transparente Diskussion gewährleistet werden. 
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Eine systematische, leicht verständliche und lückenlose Dokumentation des Prozes-
ses ist sowohl für die Allgemeinheit als auch für die entscheidende Instanz hinsichtlich 
der argumentativen Begründung eines Ergebnisses sehr wichtig. Da sich der Bera-
tungsprozess in Expertenkommissionen über einen längeren Zeitraum erstrecken 
kann und bei den vielschichtigen Themen zahlreiche Sichtweisen und Standpunkte 
ausgetauscht werden sollten, ist eine systematische und detaillierte Dokumentation 
notwendig. Zu diesem Zweck sollte die Nachvollziehbarkeit einer Stellungnahme durch 
Sitzungsprotokolle, Mitschriften und andere Aufzeichnungen sichergestellt werden. 
Dabei sollten alle Stellungnahmen und Argumente ebenso schriftlich festgehalten wer-
den wie Abstimmungsergebnisse.365 
Die einzelnen wissenschaftlichen Stellungnahmen und Einschätzungen sowie die po-
litischen Standpunkte und moralischen Positionen, die im Rahmen der ethischen Poli-
tikberatung eingebracht werden, sollten bei der Diskursabbildung den jeweiligen Dis-
kursteilnehmern eindeutig zuzuordnen sein. Im Zuge dieser Dokumentation der Gre-
miensitzungen besteht ein bedeutender legitimierender Aspekt im Recht jedes Dis-
kursteilnehmers, eine abweichende oder ergänzende Auffassung zu vertreten und 
diese in die Stellungnahme einbringen zu können.366 
Neben der umfassenden Dokumentation des Beratungsprozesses einer Ethikkommis-
sion im Zuge eines gesellschaftlichen Wertekonfliktes sollte darüber hinaus eine wei-
terführende Diskursaufbereitung vorgenommen werden, um einen funktionalen Dis-
sens zu gestalten. Zur wissenschaftlichen Aufbereitung zählen vor allem die Ordnung 
der unterschiedlichen Standpunkte und Meinungen sowie deren kritische Reflexion. 
Dabei sollte sichergestellt werden, dass möglichst viele Positionen in Hinblick auf die 
zu untersuchende Problemstellung berücksichtigt werden, um den breiten gesell-
schaftlichen Diskurs vollständig erfassen zu können. Im Rahmen ihrer Tätigkeit in der 
ethischen Politikberatung sind die Ethikexperten als systematisierende und strukturie-
rende Moderatoren zu verstehen, sowohl während der laufenden Diskussion als auch 
im Anschluss bei der schriftlichen Dokumentation.367 
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Den Ethikexperten sollte nicht überlegenes Wissen sowie exklusive moralische Auto-
rität zugesprochen werden und sie sollten nicht als sachverständige Fachexperten für 
moralische Fragestellungen gelten. Vielmehr sollten sie durch ihr Wissen über Mo-
raltheorien, die Definition von vielschichtigen Begriffen, die Moderation zwischen meh-
reren Positionen sowie die ausdifferenzierte Darlegung von Argumentationsstrukturen 
die Erhöhung des Diskussionsniveaus garantieren.368 
Die abschließende Stellungnahme hinsichtlich einer zu untersuchenden Fragestellung 
sollte sich aus mehreren Bestandteilen zusammensetzen. Zu Beginn sollte in Form 
einer Vorbemerkung der Anlass zur Stellungnahme ausreichend erläutert werden, in-
dem thematisch in das oft komplexe Themenfeld eingeführt wird. Falls der Anlass in 
einem politischen Auftrag beispielweise von Seiten der Regierung oder des Parlamen-
tes bestand, so sollte dieser ebenfalls abgebildet werden. Ferner sollten ein Abschnitt 
zur Klärung von verwendeten Begriffen und Fachausdrücken sowie ein Abschnitt zu 
Grundlagen folgen, um die Verständlichkeit zu gewährleisten. Anschließend sollte der 
gesellschaftliche Dissens und die damit verbundenen divergierenden politischen Inte-
ressen und religiöse beziehungsweise moralische Wertvorstellungen dargestellt wer-
den. Dabei sollte sichergestellt werden, dass die Positionen wissenschaftlich reflektiert 
wurden, indem die Experten verwendete Begriffe klären, moralische Inkonsistenzen 
aufdecken und die Argumentationsverläufe erläutern.369 
Daran anknüpfend sollten die gewonnen Erkenntnisse und Positionen der Akteure ge-
genübergestellt werden, um ein klares Bild der Standpunkte zu erhalten. Unter Berück-
sichtigung verfassungsrechtlicher Rahmenbedingungen sollten dann die divergieren-
den Problemlösungsstrategien kontrastiert sowie die absehbaren gesetzgeberischen 
und gesellschaftlichen Konsequenzen eingeschätzt werden. Zum Abschluss sollten 
die Voten der Kommissionsmitglieder zusammenfassend gegenübergestellt werden, 
indem die unterschiedlichen Positionen und die damit verbunden Konsequenzen im 
Anwendungsfall erläutert werden. 
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Durch diese Form der Stellungnahme kann erreicht werden, dass die Ethikkommission 
nicht einem Konsensstreben und „Einigungsdruck“370 unterliegt, sondern einen ergeb-
nisoffenen und kritisch reflektierten Beratungsprozess durchführt. Demzufolge soll 
nicht etwa eine Kompromisslösung von Seiten der wissenschaftlichen Expertise erar-
beitet werden, sondern ein funktionaler Dissens produziert werden, auf dessen Grund-
lage die politischen Akteure eine eigenständige und fundierte Entscheidung treffen 
können. 
In Anknüpfung an die Aspekte der Transparenz und Öffentlichkeit sollten die Proto-
kolle, Videos und anderen Aufzeichnungen sowie nicht zuletzt die Stellungnahme allen 
Interessierten leicht zugänglich sein und über das Internet veröffentlicht werden. Dazu 
zählt neben der generell verständlichen Sprache vor allem die Mehrsprachigkeit der 
Dokumente. Neben der deutschen Originalversion sollten ferner möglichst viele an-
dere Sprachen vertreten sein. Wie bereits bei der vorangegangenen Diskursbedingung 
D3: Sachorientierung und Verantwortung ausgeführt, sollten alle Dokumente aller-
dings nach Maßgabe des gesetzlichen Datenschutzes und den Vorschriften zur Spei-
cherung von persönlichen Daten verwaltet werden.371 
Zusammenfassend gilt nach dem vierten Diskursbedingung D4: Diskursabbildung und 
-aufbereitung die Anforderung, dass Ethikkommissionen den Entscheidungsfindungs-
prozess hinsichtlich einer komplexen gesellschaftlichen Problemstellung begleiten, in-
dem der gesamte Diskurs umfassend abgebildet und wissenschaftlich aufgearbeitet 
wird. Zum einen sollte der gesellschaftliche Dissens hinsichtlich der Problemstellung 
umfassend abgebildet werden, indem möglichst viele der divergierenden Positionen 
dargestellt werden. Im Rahmen der Diskussion innerhalb der Ethikkommission sollten 
alle Vorträge, Fragen und Gegenstimmen berücksichtigt werden und den Diskursteil-
nehmern in Form der Sitzungsprotokolle, Mitschriften und andere Aufzeichnungen zu-
zuordnen sein. Die verständliche Ausdrucksweise und die Bereitstellung der Doku-
mentation in anderen Sprachen gelten dabei als Grundvoraussetzung für die Nach-
vollziehbarkeit für die Öffentlichkeit. Zum anderen sollten die Ethikexperten ihrer Mo-
derationsrolle gerecht werden, indem die sowohl während als auch im Anschluss an 
die Diskussion fachwissenschaftliche Begriffe klären, zwischen den verschiedenen 
Standpunkten vermitteln und die Argumentationsverläufe strukturieren. 
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Im Zuge der Einhaltung dieser Diskursbedingung kann gewährleistet werden, dass der 
gesamte Entscheidungsfindungsprozess von der anfänglichen gesellschaftlichen 
Problemstellung über die Diskussion bis hin zur Stellungnahme der Ethikkommission 
sowohl für die Akzeptanz in der Öffentlichkeit als auch für die weiterführende Imple-
mentation durch die politischen Entscheidungsträger nachvollziehbar abgebildet und 

























8. Umsetzungsbedingungen für funktionalen Dissens 
Die Umsetzungsbedingungen beziehen sich auf die politische Implementation des Be-
ratungsprozesses der Gremien in der wissenschaftlichen Politikberatung. Die Umset-
zung des funktionalen Dissenses ist ein bedeutendes Element, da neben den legiti-
mierenden und qualitativen Aspekten vor allem durch die produktive Dissenskultur be-
stimmt wird, wie mit dem Dissens in Expertenkommissionen von Seiten der Politik und 
Öffentlichkeit zielführend umzugehen ist. Am Ende des Beratungsprozesses ist es von 
großer Bedeutung, dass die Experten dazu beitragen konnten, dass kontrovers disku-
tierte und komplexe Problemstellungen sachgemäß analysiert und bearbeitet wurden, 
indem eine umfassende Technikfolgenabschätzung betrieben wurde. Durch die Dar-
legung von verschiedenen Alternativen wird eine klare Grenzziehung zwischen Bera-
tung und Entscheidung ermöglicht. Darüber hinaus gehört eine selbstkritische Pro-
zessreflexion zu den Aufgaben der Experten, um den funktionalen Dissens zu garan-
tieren. Zu den Kriterien für den funktionalen Dissens zählen U1: Komplexitätsreduk-


















8.1 Umsetzungsbedingung U1: Komplexitätsreduktion 
Das Arbeitsfeld von Ethikkommissionen ist gekennzeichnet von zahlreichen Themen-
feldern sowie vielen Akteuren mit unterschiedlichen Interessen, Wertvorstellungen und 
Rationalitäten. Im Bereich der Lebenswissenschaften spielen rechtliche, ökonomi-
sche, naturwissenschaftliche und medizinische Erkenntnisse eine ebenso bedeutende 
Rolle wie philosophische, ethische, soziale und theologische Aspekte. Die öffentlichen 
Entscheidungsprozesse, in denen Gremien der ethischen Politikberatung beteiligt 
sind, weisen demnach ein hohes Maß an Komplexität auf. 
Zur definitorischen Eingrenzung des Komplexitätsbegriffes ist der Psychologe Dietrich 
Dörner zu nennen, der in seinen Veröffentlichungen nicht nur die Logik des Misslin-
gens, sondern auch den Umgang mit Komplexität beschreibt. Grundlegend wird darin 
Komplexität als die Existenz von vielen, voneinander abhängigen Merkmalen in einem 
Ausschnitt der Realität definiert. Dabei sind komplexe Handlungssituationen von der 
Intransparenz wichtiger Informationen, der Dynamik der Ereignisse, der hohen Anzahl 
und dem Grad der Vernetztheit der Variablen sowie der Unkenntnis der handelnden 
Akteure hinsichtlich bestimmter Hypothesen geprägt. Die Komplexität eines Themen-
feldes ist also höher, je mehr Variablen vorhanden sind, die sich durch eine Interde-
pendenz gegenseitig beeinflussen. Aufgrund der unterschiedlichen Erfahrungen, 
Kenntnisse und Kompetenzen der handelnden Akteure, ist der Grad der Komplexität 
immer von deren Subjektivität geprägt.372 
In einem komplexen Themen- und Entscheidungsfeld sind viele Einzelmerkmale vor-
zufinden, die gleichzeitig beachtet werden müssen. Allerdings ist die reine Anzahl an 
Variablen nicht ausschlaggebend; erst die Vernetztheit und gegenseitige Beeinflus-
sung führt zur Komplexität einer Situation. Diese stellt hohe Anforderungen an die Fä-
higkeit eines Akteurs, Informationen zu sammeln, zu integrieren und Handlungen zu 
planen. Die Dynamik eines Entscheidungsprozesses spielt dabei eine wichtige Rolle, 
da jeder Entschluss zukünftige Ereignisse im Zuge einer Eigendynamik hervorrufen 
kann, die nicht beabsichtigt waren. Ursache dafür ist unter anderem, dass die entschei-
dende Instanz nicht jederzeit über alle relevanten Informationen verfügt, zum Zeitpunkt 
einer bestimmten Entscheidung jedoch unter Zeitdruck steht. Daran anknüpfend wer-
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den aus diesen fehlenden oder nicht korrekten Informationen dann Hypothesen gebil-
det, die sich im weiteren Verlauf der Handlungssituation als problematisch erweisen 
können.373 
In anderen Forschungsgebieten wie den Wirtschaftswissenschaften wird Komplexität 
ebenfalls verstanden als die Gesamtheit aller voneinander abhängigen Elemente, die 
in einem vielfältigen Interdependenzgeflecht stehen. Dabei ist die Vielfalt der Verhal-
tensmöglichkeiten der Elemente und die Veränderlichkeit der Wirkungsverläufe ein 
elementares Merkmal. Demzufolge steigt die Komplexität eines Systems mit der An-
zahl an Elementen, der Anzahl an Verknüpfungen zwischen diesen Elementen sowie 
der Funktionalität dieser Verknüpfungen.374 
Zusammenfassend steht demnach die Vielschichtigkeit der Interdependenzen eines 
Beziehungssystems im Mittelpunkt des Komplexitätsbegriffes. In Verbindung mit der 
nicht-rational begrenzbaren Definition von Wirkungsverläufen aufgrund individueller 
Interaktionsmuster einzelner Akteure sind die nicht vollständig absehbaren Umweltein-
flüsse kennzeichnend für komplexe Situationen. In der Komplexitätsforschung wird 
mithilfe der Theorie komplexer dynamischer Systeme als eine interdisziplinäre Metho-
dologie zur Modellierung nicht-linearer Prozesse und nicht-linearer Dynamik in Gesell-
schaften versucht, die zunehmende Unübersichtlichkeit von öffentlichen Entschei-
dungsprozessen zu reduzieren und sachgerechte Lösungen für komplexe Problem-
stellungen zu finden.375 
Um als entscheidender Akteur trotz Komplexität handlungsfähig zu sein, muss ein 
strukturiertes Vorgehen gewährleistet werden. Nach Dietrich Dörner zählt dazu eine 
Reihe von Vorgängen, die nacheinander abgearbeitet werden müssen. Zu Beginn 
steht die Ausarbeitung von Zielen, welche in Form des Soll-Zustandes klar definiert 
werden sollten. Anschließend folgt die Analyse des Ist-Zustandes durch eine umfas-
sende Situationsanalyse. Dazu gehören die Informationssammlung sowie die Modell-
bildung zur Berücksichtigung vergangener und zukünftiger Entwicklungen. Darauf auf-
bauend kann eine Prognose entwickelt werden, die idealerweise bereits mögliche Sze-
narien mit den jeweiligen Eintrittswahrscheinlichkeiten der Umweltzustände beinhaltet. 
Daran anknüpfend folgen die Planung von konkreten Aktionen und die Entscheidung 
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für eine bestimmte Aktionskette. Am Ende des Prozesses schließt die Kontrolle und 
Selbstkritik den idealen Entscheidungsprozess ab.376 
Für die Gremien der ethischen Politikberatung kann daraus abgeleitet werden, dass 
sie im Rahmen der politischen Entscheidungsfindung als beratende Instanz dafür sor-
gen sollten, dass dieser strukturgebende Prozess eingehalten wird. Bei öffentlichen 
Entscheidungsprozessen in modernen Gesellschaften sind entscheidungssituations-
abhängige, komplexe Akteurskonstellationen vorzufinden, die unterschiedliche Wert-
vorstellungen, Interessen, Zielformulierungen, und Handlungslogiken beinhalten. Da-
her erfordert der Umgang mit komplexen Systemen ein hohes Maß an Wissen über 
die kausalen Zusammenhänge der Systemelemente und die Fähigkeit, die Komplexi-
tät auf die entscheidungsrelevanten Merkmale zu reduzieren, ohne deren Eigenschaf-
ten zu verfälschen.377 
Der Interessen- und Wertepluralismus beinhaltet ein breites Spektrum an unterschied-
lichen Positionen, von denen divergierende Forderungen an die Politik gestellt werden. 
In Bezug auf die vielschichtigen und teilweise emotional geführten Debatten um ethi-
sche Fragestellungen sollte es die Aufgabe von Ethikkommission sein, die konkurrie-
renden Wissensansprüche zu identifizieren, zu analysieren und aggregiert zu vertre-
ten. Die Sachverständigen sollten möglichst alle Perspektiven und Aspekte wissen-
schaftlich reflektiert in den Prozess einbringen, welche die politischen Entscheider 
ohne Beratungsinstanz aufgrund der Unübersichtlichkeit möglicherweise nicht berück-
sichtigt hätten.378 
In Hinblick auf die politische Verwertung der ethischen Beratung sollte von Seiten der 
Ethikexpertise sichergestellt werden, dass sie den komplexen Entscheidungsfindungs-
prozess hinsichtlich des gesellschaftlichen Problems umfassend begleiten. Die viel-
schichtigen Debatten um moralische Fragestellungen mit den unterschiedlichen Posi-
tionen und divergierenden Forderungen sollte durch die Gremienarbeit geordnet wer-
den. Die Anschlussfähigkeit der ethischen Beratung in einer politikwirksamen Form, 
die eine weiterführende Verarbeitung durch das politische System ermöglicht, spielt 
bezüglich des funktionalen Dissenses eine wichtige Rolle.379 
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Zur Sicherstellung dieser Anschlussfähigkeit und der sachgerechten Umsetzung des 
Ergebnisses der ethischen Politikberatung ist es notwendig, dass die Kommunikati-
onssysteme der Politik und der Wissenschaft einen Anknüpfungspunkt finden. In An-
lehnung an die Systemtheorie von Niklas Luhmann betreibt die Politik eine Kommuni-
kation ausgerichtet auf Legitimation, wohingegen die Wissenschaft eine Kommunika-
tion ausgerichtet auf Wahrheit anstrebt. Während Luhmann diese beiden Codes als 
unvereinbar betrachtet, sieht Jürgen Habermas die grundsätzliche Möglichkeit, dass 
Akteure mit unterschiedlichen Systembezügen und Kulturen durchaus in einen ge-
meinsamen Kommunikationsprozess gelangen können, auch wenn es dabei möglich-
erweise Verständigungshürden geben kann.380 
Die Verständigung zwischen den Experten und den Politikern sollte dadurch gewähr-
leistet werden, dass die Akteure im Rahmen des Beratungsprozesses die Ergebnisse 
des wissenschaftlichen Diskursprozesses, der in einem verständigungsorientierten Stil 
geführt wird, in die strategiedominierten Verhandlungen der politischen Institutionen 
miteinbringen. Dabei sollte es das Ziel der Arbeit von Ethikkommissionen sein, eine 
handhabbare Bündelung der ethischen Positionen und Forderungen des Diskurses 
kritisch reflektiert und wissenschaftlich aufgearbeitet an die politische Entscheidungs-
instanz zu liefern. Unter der Maßgabe eines möglichst hohen Maßes an pragmatischer 
Verständigungsorientierung zwischen den Sphären der Wissenschaft und Politik kann 
dadurch ein funktionaler Dissens erreicht werden, im Zuge dessen die Gesamtheit der 
Debatte reflektiert wird.381 
Zusammenfassend steht die erste Umsetzungsbedingung U1: Komplexitätsreduktion 
für die Anforderung an Gremien der ethischen Politikberatung, den politischen Ent-
scheidungsfindungsprozess mit ihrer wissenschaftlichen Expertise zu begleiten. Dabei 
sollten sie für ein systematisches, strukturiertes sowie zielgerichtetes und vor allem 
sachgerechtes Vorgehen sorgen, um in komplexen Entscheidungssituationen der In-
transparenz wichtiger Informationen, der Dynamik der Ereignisse, der hohen Anzahl 
und dem Grad der Vernetztheit der Variablen sowie der Unkenntnis der handelnden 
Akteure hinsichtlich bestimmter Hypothesen entgegenzuwirken. 
                                                          
380 Vgl. Habermas 1998: 260-261; Luhmann 1991: 159. 
381 Vgl. Bogner/Menz/Schumm 2008: 254-265; Renn 2006: 56-58. 
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Zur Umsetzung und Verwertung des Beratungsergebnisses sollten die Ethikexperten 
der Komplexität der ethischen Diskurse durch eine handhabbare Bündelung und wis-
senschaftliche Ausbereitung der divergierenden Positionen und Forderungen gerecht 
werden, damit die demokratisch legitimierten Akteure in Form der politischen Instituti-
onen darauf aufbauend eine Problemlösungsstrategie entwickeln können. Insgesamt 
sollte die Komplexität des Entscheidungsprozesses reduziert werden, ohne die essen-
tiellen Bestandteile und divergierenden Standpunkte des Diskurses zu verzerren. Der 
funktionale Dissens als Produkt der ethischen Beratung kann anschließend den Auf-
takt zu einer Grundsatzdebatte über die gesellschaftliche Fragestellung geben und den 






















8.2 Umsetzungsbedingung U2: Alternativendarlegung 
Im Rahmen ihrer Tätigkeiten in der ethischen Politikberatung sollten Ethikkommissio-
nen den gesellschaftlichen Entscheidungsfindungsprozess wissenschaftlich begleiten. 
Zu den Umsetzungsbedingungen des funktionalen Dissenses zählt die sachorientierte, 
unvoreingenommene und wissenschaftlich-rationale Darlegung der möglichen Alter-
nativen hinsichtlich einer ethischen Fragestellung. An dieser Stelle wird die Entschei-
dungssituation als Auswahl aus mindestens zwei Handlungsalternative nach Willens-
bildung und Entschluss begrifflich hergeleitet. 
Zur grundlegenden Definition des Begriffes Entscheiden ist festzustellen, dass viele 
Definitionen mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen zu finden sind. Für die Ver-
wendung in dieser Arbeit kann der Definitionsvorschlag von Herbert A. Simon als ers-
ter Schritt zur begrifflichen Klärung verwendet werden: 
 
„At any moment, there a multitude of alternative (physical) possible actions, any 
one of which given individual may undertake; by some process these numerous 
alternatives are narrowed down that one which is in fact acted out.“382 
 
Demnach kann die Entscheidung als Selektion einer Handlungsalternative bezeichnet 
werden. Die hier implizierte prinzipielle Kontingenz jeder sozialen Situation drückt aus, 
dass verschiedene Akteure zu unterschiedlichen Situationsdeutungen und den damit 
verknüpften Entscheidungen kommen können. Eine engere Definition des Begriffs be-
schreibt Entscheiden als bewusste und kalkulierte Auswahl an Handlungsaltemativen. 
Dabei wird die Entscheidung als eine besondere Form des Handelns angesehen, die 
sich von anderen Formen unterscheidet. Unbewusstes, mechanisches oder reflexhaf-
tes Handeln kann ebenso wie traditionales, gefühlsgeleitetes und gewohnheitsmäßi-
ges Handeln vom entscheidungsförmigen Handeln abgegrenzt werden. Kennzeich-
nend für eine Entscheidung ist darüber hinaus, dass eine Sondierung des Alternativen-
spektrums und eine Relativierung der gewählten Alternative vorgenommen werden. 
Kurzum kann Entscheiden als Alternativen bedenkendes Handeln definiert werden.383 
 
                                                          
382 Simon 1946: 4. 
383 Vgl. Schimank 2005: 41-49. 
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Neben der Definition des Begriffs als Wahl zwischen verschiedenen Alternativen kann 
festgehalten werden, dass der Akt des Entscheidens durch die Wahlhandlung eine 
Strukturierung der Entscheidungssituation auf der materiellen Ebene vorgenommen 
wird. Als Entschluss strukturiert die Entscheidung den Entscheidungskontext auf zeit-
licher Ebene. Im Urteil findet eine Strukturierung des Entscheidungskontextes auf der 
Ebene der Relation von Akteur und Sachverhalt statt. Demzufolge besteht Entschei-
den aus den drei Elementen Wahl, Beschluss und Urteilen.384 
Im wirtschaftswissenschaftlichen Bereich wird in der normativen Entscheidungstheorie 
davon ausgegangen, dass der Entscheider alle Handlungsalternativen kennt, diese in 
Hinblick auf ihre Konsequenzen bewertet und diejenige Alternative rational auswählt, 
die der optimalen Zielerfüllung am nächsten kommt. Dieser zielgerichtete Entschei-
dungsprozess lässt sich in die vier folgenden Phasen unterteilen: 
 
(1) Problemformulierung 
(2) Präzisierung des Zielsystems 
(3) Aufstellung möglicher Handlungsalternativen 
(4) Auswahl einer oder mehrerer Handlungsalternativen385 
 
Für die beratende Kommissionsarbeit von Ethikgremien kann daraus abgeleitet wer-
den, dass die Experten die politischen Entscheider durch den komplexen Entschei-
dungsfindungsprozess begleiten, indem sie rationale und sachgerechte Handlungsal-
ternativen erarbeiten. Zu Beginn des Beratungsprozesses sollte die umfassende Prob-
lemformulierung stehen, die möglichst alle Positionen und Konfliktpunkte des gesell-
schaftlichen Diskurses berücksichtigt. Die konfligierende Interessenlage sollte auf die 
wesentlichen Forderungen reduziert werden, um in solch komplexen Themenfeldern 
wie der Palliativmedizin oder der synthetischen Biologie rationale Entscheidungen zu 
ermöglichen. Durch eine anschließende Präzisierung des Zielsystems soll deutlich 
werden, welche Aspekte geklärt werden sollen, wie beispielsweise im Falle einer recht-
lichen Unsicherheit. Eine klare Zieldefinition ist notwendig, um eine sachorientierte und 
strukturierte Vorgehensweise während des Beratungsprozess anzustreben. Im Zuge 
                                                          
384 Vgl. Pritzlaff 2006: 209-211. 
385 Vgl. Weimar 2004: 26-27. 
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der Aufstellung möglicher Handlungsalternativen sollten die Gremienmitglieder vor al-
lem dafür sorgen, dass die Optionen zur sachgerechten Lösung beitragen können. 
Dabei ist allerdings die ethische Expertise zu betonen, die in der Definition von viel-
schichtigen Begriffen und Konzepten, der Moderation zwischen mehreren Positionen 
sowie der ausdifferenzierten Darlegung von Argumentationsstrukturen liegt.386 
Daran anknüpfend besteht das Qualitätsmerkmal der ethischen Expertise darin, dass 
die Mitglieder der Ethikkommission nicht etwa nur einen konkreten Handlungsvor-
schlag zur Problemlösungsstrategie vorlegen. Per Definitionem liegt bei nur einer 
Handlungsoption keine Entscheidung vor. Vielmehr kann durch eine ausgewogene 
und unvoreingenommene Darlegung verschiedener Alternativen eine klare Grenzzie-
hung zwischen Beratung und Entscheidung gezogen werden. Durch das Framing der 
Entscheidungsoptionen strukturieren die Ethikexperten die Begründungslogiken und 
Handlungsoptionen.387 
Für die politische Umsetzung der Stellungnahme einer Ethikkommission ist deren An-
schlussfähigkeit ein wichtiger Faktor. Damit die definierten Fachbegriffe, die ausdiffe-
renzierten Positionen und Wertvorstellungen sowie ausgearbeiteten Handlungsalter-
nativen angemessen in den gesetzgeberischen Akt einfließen können, ist es erforder-
lich, dass die Ergebnisse des Beratungsprozesses in einer Form zu fassen sind, die 
den Erwartungen und strukturellen Anforderungen der politischen Akteure und Institu-
tionen entspricht. Um die komplexen Problemstellungen mit politischen Maßnahmen 
beheben zu können, sollten die beratenden Experten vor dem Hintergrund der Viel-
deutigkeit und des Dissenses der Expertisen für eine gewisse Klarheit der konkurrie-
renden Wahrheitsansprüche sorgen. Darüber hinaus sollte allen am Beratungsprozess 
beteiligten Akteuren ebenso wie der allgemeinen Öffentlichkeit bewusst sein, dass die 
erarbeiteten Handlungsalternativen generell über eine nur begrenzte Prognosegüte 
verfügen.388 
Zu einer weitreichenden und wissenschaftlich reflektierten Alternativendarlegung zäh-
len auch die Darstellung und Erläuterung möglicher Kosten und Nutzen sowie mögli-
cher rechtlicher Konsequenzen der einzelnen Handlungsoptionen. Damit die politi-
schen Entscheider die wissenschaftliche Beratung als Entscheidungshilfe nutzen kön-
nen, sollte die Stellungnahme in Bezug auf die anfangs formulierte Zielausrichtung 
                                                          
386 Vgl. Vieth 2006: 39-40. 
387 Vgl. Schneider 2014: 36. 
388 Vgl. Renn 2006: 53-58. 
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anwendungsorientiert ausgerichtet sein. Beispielsweise sollte das Verbot einer be-
stimmten religiös-rituellen Handlung wie die Beschneidung minderjähriger Jungen 
ebenso ausdifferenziert dargelegt und diskutiert werden wie deren Einschränkung o-
der Straffreiheit. Dabei sollte einzeln ausformuliert sein, auf Grundlage welcher Wert-
haltung oder moralischen Position für oder gegen eine Alternative argumentiert wird. 
Außerdem sollte die Vereinbarkeit der divergierenden Forderungen der unterschiedli-
chen Gesellschaftsgruppen mit der aktuellen Rechtslage abgeglichen werden, um so 
gegebenenfalls Konflikte festzustellen.389 
Zusammenfassend steht die Umsetzungsbedingungen U2: Alternativendarlegung für 
den Anspruch an Ethikkommissionen, zu einer klaren Grenzziehung zwischen der wis-
senschaftlichen Beratung und der politischen Entscheidung beizutragen. Durch eine 
möglichst unvoreingenommene und kritisch reflektierte Alternativendarlegung kann für 
die entscheidenden Institutionen ein Entscheidungsraum aufgestellt werden, indem 
kein Zwang besteht, einer wissenschaftlichen Stellungnahme folgen zu müssen, da 
nur ein konsensuell beschlossener Lösungsvorschlag vom Beratungsgremium entwi-
ckelt wurde. Vor dem Hintergrund der Notwendigkeit von Expertenwissen in der „Wis-
sensgesellschaft“390 sind die gewählten Abgeordneten bis zu einem gewissen Grad 
von dem Sachverstand der Expertise abhängig, um rationale und begründbare Ent-
scheidungen treffen zu können. Durch die sachorientierte Alternativendarlegung des 
funktionalen Dissenses können die Politiker sowohl auf wissenschaftliches Fachwis-
sen als auch auf geprüfte Argumentationsstrukturen zurückgreifen, die das Niveau der 
gesellschaftlichen und politischen Debatte erhöht und zu einer sachgerechten Lösung 
beitragen. 
Die Entscheidungshilfekompetenz der beratenden Ethikkommissionen besteht folglich 
einerseits darin, ihr theoretisches Sachwissen in Form von konkreten Ratschlägen und 
Hilfestellungen bei der Diagnose, Strukturierung und Lösung von Problemen zur An-
wendung zu bringen. Andererseits sollte dabei die ethische Expertise in Form der Be-
griffsdefinition, der Repräsentation und Vermittlung zwischen Positionen und der kriti-
schen Reflexion von Argumentationsstrukturen im Vordergrund stehen. Insgesamt 
wird durch das Fehlen einer im Konsens beschlossenen Problemlösungsstrategie 
deutlich, dass in Hinblick auf die Uneinigkeit unter den Experten eine politische Grund-
                                                          
389 Vgl. Ezazi 2012. 
390 Stehr 2001. 
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satzentscheidung notwendig ist. Mithilfe der Umsetzungsbedingung U3: Alternativen-
darlegung kann im Zuge des funktionalen Dissenses sichergestellt werden, dass die 
faktische Entscheidungsmacht bei den gewählten Repräsentanten verbleibt. Gleich-
zeitig kann durch eine ausdifferenzierte Alternativendarlegung ermöglicht werden, 
dass nach John Rawls ein „vernünftiger Pluralismus“391 abgebildet wird, der die gesell-
schaftlichen Wertvorstellungen und Interessen durch eine wissenschaftliche Reflexion 
untermauert und durch die Einbeziehung dieser in die Lösungsalternativen zur Quali-
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8.3 Umsetzungsbedingung U3: Technikfolgenabschätzung 
Technische Entwicklungen bringen nicht nur technologischen Fortschritt, sondern 
auch weitreichende Veränderungen für Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft mit sich. 
Vor allem im Bereich der Biomedizin stellen die Möglichkeiten der medizinischen und 
technischen Innovationen die politischen Akteure vor dem Hintergrund der Notwendig-
keit der gesetzlichen Regulierung vor große Herausforderungen. Das interdisziplinäre 
Forschungsfeld der Technikfolgenabschätzung entwickelte sich in den 1960er Jahren 
in den Vereinigten Staaten von Amerika und stellt bis heute auch in Deutschland eine 
wichtige Beratungsinstanz dar. Der normative Anspruch an die Kommissionen, die 
Technikfolgenabschätzung betreiben, besteht in der unabhängigen Positionierung zwi-
schen Wissenschaft, Politik, Wirtschaft und Öffentlichkeit. Unter der Beteiligung der 
Öffentlichkeit sollen Konflikte über bestimmte Technologienutzungen gesellschaftlich 
verhandelbar gemacht werden. Dabei spielt vor allem die ethische Expertise insofern 
eine bedeutende Rolle, als dass die Fragen der Technikfolgenabschätzung eng mit 
grundlegenden Wertekonflikten verbunden sind.392 
Zur Definition des Begriffes Technikfolgenabschätzung soll die folgende Eingrenzung 
verwendet werden: 
 
„[Technikfolgenabschätzung] sollte prospektiv die zukünftigen Folgen der Ent-
wicklung, Anwendung und Verbreitung von Technologien auf die natürliche Um-
welt, die menschliche Gesundheit und auf gesellschaftliche Strukturen und Kul-
turen analysieren, prognostizieren und bewerten. TA wurde dabei auf Nachfrage 
der Politik entwickelt, um diese und die Gesellschaft insgesamt in den Orientie-
rungskrisen, die sich durch unerwartete und schädliche Folgen ergaben, zu in-
formieren und zu beraten.“393 
 
Nach Christiane Woopen und Marcel Mertz nimmt die Ethik in der Technikfolgenab-
schätzung vier unverzichtbare Funktionen ein, die im Folgenden für die Umsetzungs-
bedingung U3 aufgeführt werden: die Legitimierungs-, die Konzipierungs-, die Evalua-
tions- und die Normenbegründungsfunktion. 
 
                                                          
392 Vgl. Piepenbrink 2014. 
393 Woopen/Mertz 2014: 41. 
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Die zunehmende Technikabhängigkeit von Industrie- und Wissensgesellschaften hat 
die Entscheidungs- und Orientierungsprobleme der politischen Akteure verschärft. 
Aufgrund des Regulierungsbedarfes bei gleichzeitiger Komplexität, Zeitdruck und Viel-
zahl von Informationen und Alternativen sind die Entscheider auf das Fachwissen der 
Experten angewiesen, um eine sachgerechte und wissenschaftlich erarbeitete Lösung 
für gesellschaftliche Problemstellungen zu finden. Die Legitimierungsfunktion besteht 
in der ethisch fundierten und normativ verankerten Orientierung, die Ethikgremien im 
Rahmen der Technikfolgenabschätzung vor dem Hintergrund moralischer Gefährdun-
gen und Unsicherheiten geben können. 
Darüber hinaus nimmt die Ethik eine Konzipierungsfunktion ein. Die Mitglieder einer 
beratenden Institution müssen festlegen, unter welchen Gesichtspunkten eine be-
stimmte Technologie untersucht werden soll. Außerdem ist die Auswahl der Vorge-
hensweise und Schwerpunktsetzung der Untersuchung zu klären, ob eher ökonomi-
sche, politische, gesundheitliche, soziale, moralische oder rechtliche Aspekte im Mit-
telpunkt stehen. Durch die Ausgestaltung der Rahmenbedingungen wie die Beteiligung 
von bestimmten Fachgebieten und Methoden der Analyse wird die Konzipierung fest-
gelegt, welche den Beratungsprozess bestimmt. Ein ausgewogener sowie reflektierter 
Auswahl- und Priorisierungsprozess ist daher von großer Bedeutung. 
Als dritte Funktion ist die Evaluation der zu untersuchenden Technologie zu nennen, 
die nach der Problemformulierung und Methodenauswahl folgt. Die Bewertung sollte 
im Sinne einer Abwägung von Nutzen und Chancen auf der einen Seite sowie mögli-
che Schäden und Risiken auf der anderen Seite vorgenommen werden. Dabei sollte 
stets der normative Bezug deutlich werden, auf Grundlage dessen eine Technologie 
evaluiert wird. Die ethische Expertise besteht im Rahmen des Beratungsprozesses 
darin, normative Argumente und Rahmenwerke rekonstruieren, einordnen und bewer-
ten zu können. Die Kenntnis von ethischen Konzepten und Traditionen ist unverzicht-
bar, um solche Herausforderungen erkennen, einordnen und reflektieren zu können. 
Ferner können ungewollte und indirekte Technikfolgen durch eine Analyse ethischer 





Die vierte Funktion von Ethik in der Technikfolgenabschätzung besteht in der Normen-
begründung. Im Zuge des Beratungsprozesses tragen die Mitglieder einer Ethikkom-
missionen durch eine sachorientierte, eigeninteressenferne sowie öffentliche und un-
abhängige Arbeitsweise idealerweise dazu bei, die unterschiedlichen Handlungsalter-
nativen normativ zu begründen. Durch die Angabe von Gründen und Implikationen 
ethischer Aspekte kann eine Orientierung geliefert werden, die zur öffentlichen Aner-
kennung und Akzeptanz einer richtungsweisenden Entscheidung beiträgt.394 
Daran anknüpfend muss die wissenschaftliche Politikberatung generell bei der per-
spektivischen Analyse und Bewertung von Politikoptionen eine Vielzahl von Heraus-
forderungen bewältigen. Aufgrund der unvermeidbaren Ungewissheit von Inhalt und 
Richtung zukünftiger Entwicklungen sollten sich die beratenden Experten vor dem Hin-
tergrund unterschiedlicher Zukunftsszenarien hinsichtlich der Randbedingungen und 
Akteursverhalten über bestimmte Prognoseprobleme im Klaren sein. Die Komplexität 
von Ursache-Wirkungsketten sollte ebensowenig wie die Existenz von überraschen-
den und damit nicht vorhersehbaren Entwicklungen unterschätzt werden. 
Die Stellungnahmen von Ethikkommissionen sollten im Sinne der Technikfolgenab-
schätzung als Analyse-, Prognose- und Bewertungsinstanz technologischer Entwick-
lungen deutlich machen, dass die erörterten und analysierten Handlungsoptionen für 
die Politik lediglich eine Hilfestellung bei der gesellschaftlichen Entscheidungsfindung 
darstellen. Den Wertewandel und die Zeitgeistveränderung in einer modernen Gesell-
schaft über einen längeren Zeitraum vorherzusagen oder durch bestimmte gesetzliche 
Änderungsvorschläge abschließend festlegen zu wollen, ist aufgrund der Nicht-Linea-
rität von Wirkungszusammenhängen und der Komplexität gesellschaftlicher Entwick-
lungen nicht nur unmöglich, sondern auch nicht sinnvoll.395 Das handlungsleitende Ziel 
der ethischen Politikberatung sollte darin bestehen, bei den möglichen Zukunftsver-
läufen die Interessen und Wertvorstellungen der betroffenen Akteure sowie deren Re-
aktionen auf bestimmte Entscheidungen miteinzubeziehen. Damit verbundene Folge-
wirkungen und Kontingenzen können dann bei der Modifikation politischen Handelns 
berücksichtigt werden, so dass gute Entscheidungen nach Maßgabe des verfügbaren 
Wissens und unter Reflexion des angestrebten Zweckes von den politischen Akteuren 
getroffen werden können. 
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Im Zuge der Technikfolgenabschätzung stellen die Mitglieder einer Ethikkommission 
auf der einen Seite grundlegende Informationen und weiterführende Auskünfte hin-
sichtlich des zu untersuchenden Forschungsgegenstandes zur Verfügung. Auf der an-
deren Seite stehen bei der Diskussion um die Entwicklung, Anwendung und Verbrei-
tung von Technologien vor allem die Chancen, aber auch die Risiken mit den jeweili-
gen Wahrscheinlichkeiten im Mittelpunkt des Beratungsprozesses. Bei der Veröffent-
lichung der Ergebnisse sollten die Maßstäbe ethischer und epistemischer Standards 
eingehalten werden. Zu den ethischen Standards zählen die Wahrung von Persönlich-
keitsrechten sowie der verantwortungsvolle Umgang mit sensiblen Informationen. 
Epistemische Standards sehen darüber hinaus die adressatengerechte und wirksame 
Aufbereitung des Materials vor, um Missverständnisse bei Informationen über Umwelt- 
und Gesundheitsrisiken zu vermeiden.396 
Die wissenschaftliche Stellungnahme einer Ethikkommission sollte mindestens zwei 
Handlungsalternativen hinsichtlich der Problemstellung beinhalten und der Öffentlich-
keit sowie den politischen Entscheidern in Form einer Entscheidungsvorbereitung vor-
gelegt werden. Unter der Annahme, dass die Prognosen vor dem Hintergrund einer 
gewissen unvermeidbaren Unsicherheit von Vorhersagen bezüglich technologischer 
und gesellschaftlicher Entwicklungen entwickelt wurden, sollte das Beratungsergebnis 
in Form des funktionalen Dissenses nichtsdestotrotz möglichst alle zur Verfügung ste-
henden Informationen berücksichtigen, um aus bestimmten Handlungen folgende 
Konsequenzen absehen zu können. Es sollte allen Beteiligten allerdings bewusst sein, 
dass der erfasste und analysierte Common Sense eine Momentaufnahme der aktuel-
len Interessen und Wertvorstellungen darstellt. Für die anschießende Umsetzung des 
Beratungsergebnisses sollte daher vor allem bei rechtlichen Veränderungen der Ge-
setzeslage berücksichtigt werden, dass grundlegende Werte wie die Grund- und Men-
schenrechte ebenso als elementare Rahmenbedingungen feststehen wie die verfas-
sungsmäßige Ordnung im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 sowie freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung nach Artikel 18/Artikel 21(2) des Grundgesetzes.397 
 
 
                                                          
396 Vgl. Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften 2008: 37-41. 
397 Vgl. Rafat 2012: 155-160. 
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Die Umsetzungsbedingung U3: Technikfolgenabschätzung sieht zusammenfassend 
vor, dass Ethikkommissionen in der wissenschaftlichen Politikberatung zu einer quali-
tativen und sachgerechten sowie legitimierten Entscheidungsfindung beitragen, indem 
sie eine umfassende Analyse und Abwägung verschiedener Handlungsoption vorneh-
men. Um ein höchstmögliches Maß an Anschlussfähigkeit einer wissenschaftlichen 
Stellungnahme anzustreben, sollte die Technikfolgenabschätzung zukünftige Folgen 
der Entwicklung, Anwendung und Verbreitung von Technologien analysieren, prog-
nostizieren und bewerten. Im Zuge des Beratungsprozesses nehmen die Ethikexper-
ten dabei vier Funktionen ein: die Legitimierungs-, die Konzipierungs-, die Evaluations- 
und die Normenbegründungsfunktion. Die reflektierte Technikfolgenabschätzung in 
Form der Darlegung mehrerer Handlungsalternativen kann sicherstellen, dass die wis-
senschaftliche Expertise zur qualitativen Aufwertung des Entscheidungsprozesses 




















8.4 Umsetzungsbedingung U4: Prozessreflexion 
Zur Sicherstellung der qualitäts- und legitimationsbezogenen Ansprüche an die wis-
senschaftliche Politikberatung durch Ethikkommissionen steht die letzte Umsetzungs-
bedingung U4: Prozessreflexion für den Anspruch, dass Ethikgremien den gesamten 
Beratungsprozess kritisch reflektieren und ein allumfassendes Controlling betreiben 
sollten. Neben dem grundlegenden gesellschaftlichen Verantwortungsbewusstsein 
sollten sie im Sinne eines selbstreflexiven Qualitätsmanagements garantieren, dass 
sie alle Aktivitäten vor dem Hintergrund einer betriebswirtschaftlichen Wertschöpfung 
begründen können. Ökonomische Aspekte wie die effiziente und effektive Vorgehens-
weise im Rahmen der wissenschaftlichen Politikberatung stellen neben Ansprüchen 
hinsichtlich Partizipation, Unabhängigkeit, Transparenz oder Diskursfähigkeit demzu-
folge ebenfalls ein wichtiges Element des funktionalen Dissenses dar. 
Die zentralen Aspekte des Controllings bestehen in der Begründung, Steuerung und 
Kontrolle von Maßnahmen. In Bezug auf die Kommissionsarbeit von Ethikräten lässt 
sich daraus ableiten, dass die verantwortlichen Akteure dafür Sorge tragen sollten, 
dass die Rahmen-, Diskurs- und Umsetzungsbedingungen des funktionalen Dissen-
ses idealerweise umfassend erfüllt wurden. Grundlegend sollte der Anspruch gelten, 
dass die Kriterienerfüllung bereits während des Beratungsprozesses angestrebt wird. 
Erfahrungen aus gelungenen und noch zu verbessernden Maßnahmen sollten dabei 
ebenfalls die Grundlage für die Prozessoptimierung bilden.398 
Für die durchgehende Gewährleistung der umfassenden Prozessreflexion in Exper-
tenkommissionen sollte die kontinuierliche Beobachtung der Bedingungen nicht nur 
am Ende, sondern bereits während des Beratungsprozesses sichergestellt sein. Dabei 
ist der kontinuierliche und zuverlässige Austausch mit dem Auftraggeber in Form des 
Parlamentes, der Bundesregierung oder einer anderen Institution sowie mit der Öffent-
lichkeit ein wichtiges Kontroll- und Legitimationsinstrument. Die asymmetrische Infor-
mationslage zwischen der Kommission als Agent und dem institutionellen Auftragge-
ber beziehungsweise der Öffentlichkeit als Prinzipal sollte durch eine regelmäßige Re-
chenschaftslegung ausgeglichen werden.399 
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Die systematische Abstimmung der Vorgehensweise sollte grundlegend mit dem Auf-
traggeber im Rahmen des Beratungsprozesses gewährleistet sein. Außerdem ist eine 
eindeutig formulierte und klar vorgegebene Prozessplanung notwendig, um eine 
sachorientierte und zielgerichtete Debatte zu ermöglichen. Nichtsdestotrotz sollten in 
ausreichendem Maße zur Verfügung stehende Zeitfenster eingeplant sein, um theore-
tische Exkursionen und praktische Beispiele im Entscheidungsfindungsprozess ange-
messen berücksichtigen zu können.400 Im Spannungsfeld zwischen der effizienten und 
problemlösungsorientierten Vorgehensweise auf der einen Seite und der tiefgehenden 
und beteiligungsorientierten Reflexion der zu untersuchenden Werte und Interessen 
auf der anderen Seite liegt es in der Verantwortung der beratenden Experten, einen 
idealen Beratungsprozess zu garantieren, indem sie für ein ausgeglichenes Verhältnis 
zwischen diesen beiden Ansprüchen sorgen. 
Zu den Eigenschaften und Kompetenzen der wissenschaftlichen Expertise sollte dem-
nach nicht nur zählen, den gesamten Entscheidungsfindungsprozess unvoreingenom-
men, sachorientiert und transparent zu begleiten, sondern darüber hinaus auch die 
eigene Rolle als beratender Experte selbstkritisch zu reflektieren. Im Sinne eines 
selbstreflexiven Qualitätsmanagements sollte der Experte für eine angemessene Be-
gründung, Steuerung und Kontrolle der vorgenommenen Maßnahmen sorgen.401 
In Hinblick auf die vier Rahmenbedingungen des funktionalen Dissenses sollte bereits 
vor Beginn eines Beratungsprozesses gewährleistet sein, dass die fundamentalen Be-
dingungen erfüllt werden. Die umfassende Prozessreflexion sollte allerdings damit be-
ginnen, die vorgefundenen Verhältnisse zu überprüfen sowie vor dem Hintergrund der 
normativen Ansprüche zu analysieren und anschließend gegebenenfalls deren Ver-
besserung anzustreben. 
Daran anknüpfend sollte die Einhaltung der vier Diskursbedingungen kontinuierlich 
während des Beratungsprozesses kontrolliert werden, damit die Debatten in der vor-
gesehenen Art und Weise geführt werden. Um dies sicherstellen zu können, sollten 
sich die ethischen Experten an den Vorschlägen aus der normativen Entscheidungs-
theorie orientieren. Hier einschlägig für eine rationale Entscheidung sind die anfängli-
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che Problem- und Zielformulierung, die weitreichende Sammlung von relevanten Infor-
mationen sowie die Aufstellung möglicher Handlungsalternativen unter Berücksichti-
gung der anzutreffenden Gegebenheiten.402 
Dafür notwendig sind die Beachtung der neuesten Erkenntnisse aus Wissenschaft und 
Forschung ebenso wie die Anerkennung von Wertvorstellungen und Interessen aus 
der Gesellschaft. Diese Aspekte können gewährleistet werden, indem die Ethikexper-
tise dafür sorgt, dass die Informationen entweder durch in der Ethikkommission selbst 
vertretenen Experten oder durch externe Sachverständige eingebracht werden. Durch 
eine öffentliche und partizipative Diskursform können darüber hinaus die Positionen 
der unterschiedlichen Interessengruppen in aggregierter Form in den Beratungspro-
zess einfließen.403 
Die Sicherstellung der vier Umsetzungsbedingungen ist vor allem am Ende der Bera-
tung von zentraler Bedeutung. Für die implementationsgerichtete Stellungnahme sollte 
neben der Komplexitätsreduktion vor allem die Alternativendarlegung garantiert wer-
den, um den funktionalen Dissens zu produzieren. Dabei sollten die Experten überprü-
fen, ob die ausgearbeiteten Handlungsalternativen tatsächlich alle notwendigen 
Sachinformationen, rechtlichen Rahmenbedingungen, moralischen Standpunkte und 
Interessen beinhalten. Ferner sollten die möglichen Folgen dieser Optionen abge-
schätzt werden, indem mögliche Entwicklungen prognostiziert werden. 
Neben der internen durchgehenden Kontrolle der Bedingungen des funktionalen Dis-
senses innerhalb der Kommission sollten auch Treffen mit den Auftraggebern in regel-
mäßigen Abständen stattfinden. Im Rahmen eines Beratungsprozesses und vor dem 
Hintergrund einer systematischen Qualitätssicherung sollte diese in Form von festge-
legten Sitzungen durchgeführt werden. Idealweise sollten sich die Kommission und der 
Auftraggeber mindestens zu Beginn, in der Mitte sowie am Ende des Beratungspro-
zesses treffen, um die Problem- und Zielformulierung festzulegen und diese anschlie-
ßend im Zuge eines Soll-Ist-Abgleichs zu reflektieren. Dabei kann es vorkommen, dass 
bestimmte Ziele umformuliert werden müssen oder neue Informationen oder Positio-
nen aufgenommen werden müssen, die anfangs noch nicht relevant erschienen. Für 
ein möglichst rationales Vorgehen ist es erforderlich, flexibel auf die neuen Erkennt-
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nisse und Sachverhalte zu reagieren anstatt an der ursprünglichen Planung festzuhal-
ten. Insgesamt sollte allerdings gelten, dass Ethikkommissionen so selbstbestimmt 
und unabhängig vom Auftraggeber in Form des Parlamentes oder der Regierung sind, 
dass sie zwar die beschriebene Vorgehensweise einhalten, aber auch andere Unter-
suchungsgegenstände und Problemstellungen untersuchen dürfen, auch wenn ihnen 
kein öffentlicher Auftrag vorliegt.404 
Zur umfassenden Prozessreflexion gehört auch die professionelle interne und externe 
Kommunikation einer beratenden Ethikkommission. Während die klassische Politikbe-
ratung noch als interpersoneller Kommunikationsakt zwischen Auftraggeber und Be-
rater verstanden wurde, spielt heutzutage in einer pluralistischen Demokratie vor allem 
die Öffentlichkeit des Beratungsprozesses eine wichtige Rolle. Im Zuge dessen sollte 
transparent kommuniziert werden, ob die Ziele des Beratungsprozesses erreicht wer-
den konnten. Dazu zählt die unabhängige Informationsgewinnung aus zuverlässigen 
Quellen ebenso wie die Förderung des gesellschaftlichen Diskurses durch die barrie-
refreie Bereitstellung von Informationen. Die Prozessreflexion soll demnach auch si-
cherstellen, dass die gewonnenen Erkenntnisse der interessierten Öffentlichkeit und 
den entscheidenden Politikern gleichermaßen zur Verfügung gestellt wurden.405 
Zur Sicherstellung der Erfüllung der Umsetzungsbedingung Prozessreflexion können 
neben den internen qualitätssichernden Prozessen auch externe Gutachter beauftragt 
werden, welche die Arbeitsorganisation und Vorgehensweise der ethischen Gremien 
analysieren. Diese zusätzliche Maßnahme sollte als optionale Verbesserungsmöglich-
keit angesehen werden, mithilfe derer das selbstkritische und selbstreflexive Qualitäts-
management der Experten unterstützt werden kann. Die Mitglieder einer Ethikkommis-
sion sollten zur Wahrung ihrer Unabhängigkeit allerdings nicht von verbindlichen Emp-
fehlungen der externen Akteure abhängig sein, sondern vielmehr deren Optimierungs-
vorschläge kritisch reflektieren und als Verbesserung ihrer Tätigkeit annehmen kön-
nen. 
Zusammenfassend soll durch die letzte Umsetzungsbedingung U4: Prozessreflexion 
garantiert werden, dass die Gremien der wissenschaftlichen Politikberatung ein um-
fassendes Qualitätsmanagement betreiben. Dazu zählt nicht nur die distanzierte Be-
trachtung des gesamten Entscheidungsfindungsprozesses vor dem Hintergrund eines 
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komplexen gesellschaftlichen Problems, sondern auch die selbstkritische Reflexion 
der eigenen Rolle innerhalb des Beratungsprozesses. Die Ansprüche an Experten im 
Generellen sowie an Ethikexperten im Besonderen spiegeln sich in den Rahmen,- Dis-


























9. Umgang mit funktionalem Dissens 
Im nun folgenden Abschnitt wird ausgeführt, wie mit dem funktionalen Dissens als Er-
gebnis ethischer Politikberatung umgegangen werden sollte, um die Funktionalität der 
Beratung innerhalb des politischen Systems zu gewährleisten. Dabei bezieht sich die 
Forderung des Dissenses auf gesellschaftliche Fragestellungen, bei denen ein grund-
legender Konflikt und eine anhaltende Uneinigkeit hinsichtlich eines moralischen Prob-
lems vorliegen. Während bei Interessen- oder Wissenskonflikten Uneinigkeiten auftre-
ten, die theoretisch durch eine Kompromissbildung gelöst werden können, so ist es 
charakteristisch für derartige Wertkonflikte, dass diese nicht durch weiterführende Dis-
kussionen ausgeräumt werden können. Diese grundlegenden und anhaltenden Unei-
nigkeiten werden als stabile Dissense bezeichnet.406 Als Beispiel für eine derartige 
Debatte wird die Diskussion um die Präimplantationsdiagnostik betrachtet, bei der di-
vergierende Interessen und Wertvorstellungen aufeinandertreffen. 
Vor dem Hintergrund dieses Werte- und Interessenpluralismus in einer modernen De-
mokratie erfüllt der funktionale Dissens durch seine Bedingungen die Funktion, dass 
komplexe Entscheidungsfindungsprozesse demokratisch legitimiert und sachgerecht 
durchgeführt werden können. Weiterführend wird in diesem Kapitel geklärt, welches 
Selbstverständnis einer pluralistischen Gesellschaft zugrunde liegen sollte, um den 
funktionalen Dissens als Ergebnis ethischer Politikberatung konstruktiv zu verarbeiten. 
Während sich die entwickelten Richtlinien auf die Arbeit der Ethikkommissionen bezie-
hen, so ist der Umgang mit dem funktionalen Dissens von Seiten der Öffentlichkeit und 
Politik ebenfalls von großer Bedeutung. 
Die Entwicklung des funktionalen Dissenses wurde durch die Aufstellung und Begrün-
dung von grundlegenden Rahmenbedingungen, prozessbezogenen Diskursbedingun-
gen sowie implementationsgerichteten Umsetzungsbedingungen vorgenommen. 
Diese Kriterien spiegeln die vielfältigen Aufgaben, Anforderungen und Maßstäbe wi-
der, die sich an Experten in der wissenschaftlichen Politikberatung und insbesondere 
in der ethischen Beratung richten. Um die Kernidee des funktionalen Dissenses tat-
sächlich in öffentlichen Entscheidungsprozessen zu verwirklichen, ist es allerdings not-
wendig, dass das Beratungsergebnis der Experten von den anderen gesellschaftlichen 
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Akteuren konstruktiv und zielführend aufgenommen wird. Dies liegt in der Verantwor-
tung der gesamten Öffentlichkeit und insbesondere der Politik.407 
Das übergeordnete Ziel des funktionalen Dissenses als Produkt eines ethischen Poli-
tikberatungsprozesses besteht in der Sicherstellung von zahlreichen legitimitäts- und 
qualitätsbezogenen Aspekten. Durch die Bedingungen des funktionalen Dissenses 
sollen beratende Ethikkommissionen den Anforderungen nach demokratischer Legiti-
mation, pluralistischer Repräsentativität sowie Unabhängigkeit und Transparenz ge-
recht werden. Um zur Erhöhung der Qualität von kontrovers geführten Debatten bei-
zutragen, müssen Experten eine sachorientierte, uneigennützige, rationale sowie öf-
fentlich-partizipatorische Vorgehensweise an den Tag legen. Durch eine komplexitäts-
reduzierende und technikfolgenabschätzende Alternativendarlegung schaffen sie eine 
weitgehende Entscheidungsgrundlage. Indem sie reflektiert in den Grenzen ihres Auf-
trages handeln, tragen sie zur klaren Grenzziehung zwischen wissenschaftlicher Be-
ratung und politischer Entscheidung bei. 
Insgesamt sollte das handlungsleitende Ziel der Arbeit von Ethikkommissionen als Be-
ratungsgremien in einer pluralistischen Gesellschaft in der Produktion des funktionalen 
Dissenses bestehen. Im Gegensatz zu einem dysfunktionalem Dissens, bei dem die 
beteiligten Diskursteilnehmer in einem „indifferenten Dissens“408 unsachgemäß ausei-
nandergehen, sollten Bioethikdiskurse in Form des funktionalen Dissenses gebündelt 
werden, indem sie wissenschaftlich aufgearbeitet und reflektiert werden und dadurch 
in Form einer geordneten und begründeten Uneinigkeit präsentiert werden. Diese or-
ganisierte Form des Dissenses ist im Sinne eines „vernünftigen Pluralismus“409 nach 
John Rawls als Ergebnis der ethischen Expertise anzustreben. Die Vielfalt der Interes-
sen und Wertvorstellungen in der modernen Gesellschaft kann so in ihrer substanziel-
len Berechtigung berücksichtigt werden. 
In Hinblick auf den gesamten Entscheidungsfindungsprozess einer gesellschaftlichen 
Problemstellung wie Verteilungskonflikte oder moralische Fragestellungen stellt die 
wissenschaftliche Politikberatung durch Experten allerdings nur den ersten Abschnitt 
dar. Im auf die Beratung folgenden Teil der Entscheidungsfindung ist es die Aufgabe 
der gesetzgebenden Politik in einer repräsentativen Demokratie, über konkrete Maß-
nahmen zu entscheiden, die in den parlamentarischen Gremien die Mehrheit bei den 
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entscheidenden Abstimmungen finden müssen.410 Durch eine eindeutige Kompe-
tenzaufteilung der beteiligten Akteure kann sichergestellt werden, dass die Unterschei-
dung zwischen Beratung und Entscheidung deutlich wird. Während die Experten im 
Zuge ihrer Kommissionsarbeit lediglich die analysierende, strukturierende und tech-
nikfolgenabschätzende Beratungstätigkeit ausüben, sind allein politische Akteure in 
Form der gewählten Abgeordneten dazu legitimiert, eine Entscheidung hinsichtlich der 
diskutierten Fragestellung zu fällen. 
Für einen konstruktiven Umgang mit der Kommissionsarbeit ist es notwendig, dass die 
politischen Akteure den funktionalen Dissens als Produkt der ethischen Politikberatung 
als unterstützendes Instrument im Entscheidungsfindungsprozess betrachten. Zu die-
sem Zweck sollten sie die von der Expertise ausgearbeiteten Handlungsalternativen 
unvoreingenommen zur Kenntnis nehmen und diese reflektiert abwägen. Bei der Dis-
kussion unter den Akteuren sollten die analysierten Argumente beachtet werden und 
im Rahmen einer sachorientierten Vorgehensweise in das Gesamturteil einfließen. Da-
mit soll sichergestellt werden, dass durch den Rekurs der expertengestützten Argu-
mente die jeweiligen Gegenpositionen in ihrer substantiellen Berechtigung berücksich-
tigt und in einem reflektierten Entscheidungsergebnis widergespiegelt werden. Dar-
über hinaus trägt die expertengestützte Diskussionsform dazu bei, dass unsachge-
mäße Kontroversen und unzulässige Argumente idealerweise keinen Eingang finden 
können. 
Wenn in der Gesellschaft ein tiefgreifender Dissens hinsichtlich einer ethischen Fra-
gestellung vorliegt, wäre es vor dem Hintergrund der Vielzahl der Werte und Interessen 
in einer pluralistischen Demokratie nicht zu erwarten, dass eine Ethikkommission eine 
einstimmig beschlossene Kompromisslösung formuliert. Die Kommission würde 
dadurch ihrer Aufgabe nicht mehr gerecht werden, die in der Aufarbeitung und Spie-
gelung des gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Diskurses als Entscheidungs-
hilfe für gesetzgeberisches Handeln besteht.411 
Als Beispiel für einen anhaltenden und tiefgreifenden gesellschaftlichen Dissens kann 
die Debatte um die technischen Möglichkeiten in der Fortpflanzungsmedizin in Form 
der Präimplantationsdiagnostik (PID) dienen: 
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Als PID wird die zellbiologische und molekulargenetische Untersuchung von Zellen 
eines nach künstlicher Befruchtung entstandenen Embryos in vitro bezeichnet. Diese 
Überprüfung ermöglicht eine Beurteilung der Entwicklungsfähigkeit und genetischen 
Ausstattung von künstlich befruchteten Embryonen, bevor sie in den Körper der Frau 
übertragen werden. Dabei werden einige Tage nach der Befruchtung entnommene 
Zellen des Embryos auf bestimmte erblich bedingte Erkrankungen und Anomalien hin 
untersucht. Zu diesen können unter anderem Chromosomenstörungen oder andere 
genetische Erkrankungen zählen.412 
Die Möglichkeit, die genetischen Merkmale von künstlich befruchteten Embryonen zu 
untersuchen, führte zu einer kontrovers geführten gesellschaftlichen Debatte. Einer-
seits wurde die unklare Rechtslage bemängelt, da weder das Embryonenschutzgesetz 
(ESchG) von 1990 noch das Stammzellengesetz (StZG) von 2002 die Zulässigkeit der 
PID in Deutschland eindeutig regeln. Zwar wurde die PID überwiegend als mit dem 
Embryonenschutzgesetz nicht vereinbar angesehen, allerdings hat der Bundesge-
richtshof (BGH) mit seinem Urteil vom 6. Juli 2010 entschieden, dass eine nach extra-
korporaler Befruchtung durchgeführte PID und anschließender Untersuchung der ent-
nommenen pluripotenten Zellen auf schwere genetische Schäden keine Strafbarkeit 
nach dem Embryonenschutzgesetz nach sich zieht. Gleichzeitig stellte der BGH aber 
klar, dass eine PID an totipotenten Zellen eindeutig untersagt und mit Strafe bedroht 
ist. Darüber hinaus stellte der BGH fest, dass zwischen einem Verbot der PID und dem 
geltenden Recht des Schwangerschaftsabbruchs ein Wertungswiderspruch besteht. 
Daran anknüpfend wurde im Jahr darauf das Präimplantationsdiagnosegesetz verab-
schiedet, das die PID in bestimmten Ausnahmefällen und unter Auflage bestimmter 
Standards für zulässig erklärt.413 
Andererseits handelt es sich bei der genetischen Präimplantationsdiagnostik um eine 
Technologie, bei der durch die medizinischen Möglichkeiten komplexe Wirkungszu-
sammenhänge und moralische Implikationen zu beachten sind. Die ethische Beurtei-
lung umfasst dabei mehrere Themenblöcke. Zum einen steht der moralische Status 
von frühen Embryonen, Embryonen und Föten im Mittelpunkt der ethischen Diskus-
sion. Als unklarer Diskussionspunkt ist hier der Schutzstatus der frühen Phase der 
Entwicklung eines Menschen zu erkennen. Darüber hinaus ist die moralische Bewer-
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tung der Selektionsmöglichkeiten umstritten, die durch die PID und selektive Techni-
ken eröffnet werden. Dabei können die Diagnosemöglichkeiten nicht nur enormen so-
zialen Druck auf betroffene Paare ausüben, sondern auch zu einer impliziten Diskrimi-
nierung von Behinderten führen. Außerdem ist unklar, ob sich die Anwendung der PID 
langfristig auf schwere Erbkrankheiten beschränken lässt. Drittens ist die PID zwangs-
läufig mit der In-vitro-Fertilisation (IVF) verbunden, die aufgrund ihrer geringen Erfolgs-
rate und den psychischen Belastungen für die betroffenen Frauen immer noch stark 
umstritten ist.414 
Die Präimplantationsdiagnostik ebenso wie die gesamte embryonale Stammzellfor-
schung ist als komplexes, ethisches Problemfeld zu bezeichnen, bei der viele Dissens-
Akteure mit divergierenden Positionen, Meinungen und Interessen vorzufinden sind. 
Zu diesen gehören unter anderem medizinische Akteure und Wissenschaftler, die mit 
dem Verweis auf die grundrechtliche Garantie der Forschungsfreiheit bestimmte For-
derungen stellen. Außerdem sehen kirchliche Vertreter die Stammzellforschung als 
fundamentalen Angriff auf die Heiligkeit und Gottesebenbildlichkeit des menschlichen 
Lebens. Und auch zivilgesellschaftliche Vereine und Betroffenengruppen wie Behin-
dertenverbände zählen zu den Akteuren, die ihre Anliegen öffentlich machen wollen.415 
Aufgrund der unklaren Rechtslage hinsichtlich der Zulässigkeit der Präimplantations-
diagnostik sowie der komplexen Auswirkungen und moralischen Bedenken erarbeitete 
der Deutsche Ethikrat eine Stellungnahme zur PID. Im Rahmen ihrer parlamentari-
schen Beratungstätigkeit hielten es die Mitglieder des Ethikrates für notwendig, nach 
den Empfehlungen der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages Recht und 
Ethik der modernen Medizin von 2002 sowie des Nationalen Ethikrates von 2003 auf 
der Grundlage neuer Entwicklungen und Erkenntnisse zum Thema PID eigene Ein-
schätzungen und Handlungsempfehlungen zu veröffentlichen. In seiner Stellung-
nahme gab er vor allem drei Grundrechte an, die in diesem Zusammenhang von gro-
ßer Bedeutung sind. Im verfassungsrechtlichen Rahmen sind dies erstens das Recht 
auf Leben nach Art. 2 Abs. 2 GG, zweitens die Menschenwürde nach Art. 1 Abs. 1 GG 
und drittens das Recht auf Diskriminierungsschutz nach Art. 3 Abs. 3. Neben der Dis-
kussion der Positionen zum moralischen Status und Schutz des Embryos wurden auch 
sozialethische Aspekte der PID wie die Diskriminierung von Menschen mit Behinde-
rungen thematisiert. Der Beratungsprozess der Kommission endete mit dem Ergebnis, 
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dass die 26 Mitglieder nicht zu einer konsensualen Lösung, sondern zu unterschiedli-
chen Voten hinsichtlich der Regelung der PID gekommen waren. Dabei votierten 13 
Mitglieder für eine begrenzte Zulassung, wohingegen elf Mitglieder für ein gesetzliches 
Verbot stimmten, während eine Person ein Sondervotum einreichte und sich eine wei-
tere Person enthielt.416 
Vor dem Hintergrund dieses Beispiels eines anhaltenden und tiefgreifenden Dissenses 
hinsichtlich einer gesellschaftlichen Problemstellung wird deutlich, dass die ethische 
Politikberatung nur den ersten Teil eines Entscheidungsfindungsprozesses darstellt. 
Die Funktionalität der Ethikkommissionen in öffentlichen Entscheidungsprozessen be-
zieht sich auf den Anspruch, dass die Gremien vor dem Hintergrund des Pluralismus 
in einer modernen Demokratie die unterschiedlichen Interessen und Werte angemes-
sen in ihren Beratungsprozess reflektieren sollten. Daran anknüpfend ist es allerdings 
die Aufgabe der politischen Gesetzgebung, die reflektierten und aufgearbeiteten 
Standpunkte der gesellschaftlichen Gruppen bei der Entscheidung weitreichend zu be-
rücksichtigen. Durch die umfassende Darlegung und Begründung der einzelnen Posi-
tionen und damit verknüpften Handlungsoptionen in Form des funktionalen Dissenses 
werden gleich mehrere Aspekte sichergestellt. Durch den Dissens unter den Experten 
wird deutlich, dass die untersuchte Fragestellung in einem komplexen Themenfeld 
liegt, in dem divergierende Interessen und Ansichten aufeinandertreffen. Darüber hin-
aus zeigt das Ergebnis des Beratungsprozesses auch, dass jene Problemstellung 
nicht durch überlegenen Expertensachverstand gelöst werden kann, sondern vielmehr 
grundsätzlich unentscheidbar bleibt. Die Notwendigkeit einer politischen Grundsatz-
entscheidung wird betont, da angesichts des Werte- und Interessenpluralismus keine 
expertengestützte Ideallösung entwickelt werden kann.417 Durch die kritisch reflektie-
ren, divergierenden Positionen der Experten kann eine politische Entscheidung getrof-
fen werden, die zwar durch Expertenwissen vorbereitet, aber nicht determiniert ist. 
Im Gegensatz zu einer im Konsens beschlossenen Handlungsempfehlung seitens der 
Ethikkommission an die gesetzgebende Politik kann der funktionale Dissens gewähr-
leisten, dass die faktische Entscheidungsgewalt bei den gewählten politischen Vertre-
tern liegt. Eine Stellungnahme nach den Richtlinien des funktionalen Dissenses gibt 
dadurch ein abgegrenztes Entscheidungsfeld an, welches durch wissenschaftlichen 
Sachverstand gestützt wird. In diesem Rahmen können die politischen Akteure auf 
                                                          
416 Vgl. Deutscher Ethikrat 2011. 
417 Vgl. Bogner/Menz 2010: 347-351. 
179 
 
umfassende Informationen, reflektierte Wertvorstellung und Interessen sowie auf tech-
nikfolgenabschätzende Handlungsalternativen zurückgreifen, um eine fundierte und 
sachgemäße Entscheidung treffen zu können. 
Die Aufgabe der Politik ist es anschließend, die aufgearbeiteten Standpunkte, geprüf-
ten Argumente und möglichen Handlungsalternativen zu bewerten und nach sorgfälti-
ger Prüfung umzusetzen. Vor allem bei Entscheidungen im Bereich der bioethischen 
Problemstellungen, bei denen oft persönliche Bewertungen im Vordergrund stehen, ist 
der funktionale Dissens als strukturgebendes und reflektiertes Entscheidungshil-
feinstrument zu verstehen, durch den politischen Entscheidern Informationen und Ar-
gumente bereitgestellt werden, ohne deren Unabhängigkeit und legitimierte Entschei-
dungsfähigkeit zu beeinträchtigen. Im Anschluss an die ethische Politikberatung soll-
ten die bereitgestellten Informationen zur weiterführenden Entscheidungsfindung um-
fassend genutzt werden. Anstatt im Zuge einer Verhärtung der Standpunkte nur an der 
eigenen Position festzuhalten, sollten die gesellschaftlichen Akteure aus Medien, Po-
litik und Zivilgesellschaft den funktionalen Dissens reflektiert aufgreifen und weiterver-
wenden. Im Sinne einer systematischen Auseinandersetzung mit den in den Diskurs 
eingebrachten Argumenten kann eine demokratisch legitimierte, faktengestützte sowie 
pluralistische Entscheidung getroffen werden, welche die unterschiedlichen Stand-
punkte einer komplexen Problemstellung berücksichtigt. 
In Anknüpfung an die in Kapitel 2. Ethikexpertise in öffentlichen Entscheidungsprozes-
sen vorgenommene Rollendiskussion von Experten und insbesondere Ethikexperten 
lässt sich für den Umgang mit dem funktionalen Dissens deren Aufgabe unterstrei-
chen: 
In der wissenschaftlichen Politikberatung unterscheidet man zwischen drei traditionel-
len Modellen. Auf der einen Seite beschreibt das technokratische Modell eine eindeu-
tige Überordnung von Wissenschaft und Technik gegenüber der Politik, bei der die 
Politiker aufgrund des mangelnden wissenschaftlich-technischen Fachwissens abhän-
gig von den Experten sind und dadurch die Trennung von Beratung und Entscheidung 
nicht mehr erkennbar ist. Auf der anderen Seite sieht das dezisionistische Modell eine 
klare Abgrenzung beider Bereiche vor. Während die Wissenschaftler wertfreie Infor-
mationen in Form des technischen Wissens zur Verfügung stellen, bewerten und ent-
scheiden die Politiker selbst. In Hinblick auf die wechselseitige Interdependenz der 
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beiden Sphären von Wissenschaft und Politik und vor dem Hintergrund, dass die wis-
senschaftliche Politikberatung nicht als linearer Prozess mit einseitigem Informations-
vorgang zu verstehen ist, sieht das pragmatische Modell die Politikberatung als per-
manente Kommunikation mit Rückkopplungseffekten und wechselseitiger Abhängig-
keit.418 
Einerseits besteht die Aufgabe von Experten in der klassischen Politikberatung gene-
rell in der Lösung von fachspezifischen, politischen und gesellschaftlichen Problem-
stellungen. Dabei sollen sie nicht nur Informationen und Sachwissen bereitstellen, son-
dern auch Diagnosen und konkreten Maßnahmen zur Problemlösung erarbeiten.419 In 
der ethischen Politikberatung sollte allerdings ein anderer Anspruch gelten. In Hinblick 
auf die Vielzahl der divergierenden Positionen, Meinungen und Überzeugungen in ei-
ner modernen Gesellschaft ist der Dissens als Charakteristikum des Werte- und Inte-
ressenpluralismus zu verstehen. Aufgrund dieser Vielfalt sollte es die Aufgabe der 
Ethikexperten sein, den gesellschaftlichen Dissens wissenschaftlich reflektiert aufzu-
arbeiten anstatt einen implementationsorientierten Problemlösungsansatz in Konsens-
form zu entwickeln. Die in den Vordergrund gerückte Aufgabe der angewandten Ethik 
im Arbeitsgebiet der ethischen Politikberatung – die Erarbeitung konkreter Problemlö-
sungen für die Alltagspraxis – sollte demzufolge zugunsten anderer Aufgaben zurück-
treten. Dazu zählen gerade nicht die Erarbeitung von konkreten Gesetzgebungsvor-
schlägen und Handlungsempfehlungen für die Politik, sondern vielmehr die Analyse 
und Kritik, Begriffsklärungen, die Aufdeckung moralischer Inkonsistenzen und die Er-
hellung von Argumentationsverläufen.420 
Im Rahmen der „Politik des Kompromisses“421 sollen unterschiedliche Verfahren den 
Common Sense reflektieren, der bei politischen Entscheidungsprozessen berücksich-
tigt werden soll. Vor dem Hintergrund, dass bioethische Konflikte – wie die beispielhaft 
dargestellte Präimplantationsdiagnostik – grundlegende und unaufhebbare Konflikte 
beinhalten, ist es jedoch nicht verwunderlich, dass am Ende der Konsenssuche ein 
Dissens vorliegt. Daran anknüpfend kann durch den funktionalen Dissens ein produk-
tiver Mehrwert der Ethikkommission erreicht werden, der allerdings auf den konstruk-
tiven Umgang von Seiten der Öffentlichkeit und der Politik angewiesen ist. 
                                                          
418 Vgl. Lompe 2006: 26-34. 
419 Vgl. Knödler 2005: 195. 
420 Vgl. Kaminsky 1999: 143-144. 
421 Vgl. Günther 2006. 
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Im Gegensatz zu einer unsachgemäßen und kontroversen Debatte sollte in den öffent-
lichen Diskursen die beleuchteten Argumente der unterschiedlichen Positionen be-
rücksichtigt werden. Dabei sollten sich die Diskursteilnehmer nicht voreingenommen 
oder intuitiv, sondern reflektiert und konstruktiv an der Entscheidungsfindung beteili-
gen, indem sie ihre Meinungen begründen und Gegenargumente respektieren. 
Die im Zuge des funktionalen Dissenses vorzunehmende interne Rationalisierung im 
Rahmen der jeweiligen Weltanschauung der Akteure soll zum wechselseitigen Positi-
onsverständnis beitragen. Die transparente und verständliche Erläuterung der eigenen 
Meinung kann nur durch die Anführung von zulässigen Argumenten vollzogen werden, 
die durch die Ethikexpertise vorbereitet wurde. In kontrovers geführten Debatten sind 
immer wieder Extrempositionen vorzufinden, welche die Gegenposition nicht ausrei-
chend berücksichtigt. Dabei müssen die Ziele, Mittel und Begründungsmuster der je-
weiligen Anschauung in eine konsistente Form gebracht werden. Das somit erarbeitete 
Verständnis soll selbstverständlich nicht zur Billigung oder gar Aneignung der Gegen-
position führen, sondern vielmehr gewährleisten, dass die Diskursteilnehmer die Mo-
tive der anderen Akteure zur Kenntnis nehmen und in ihrer substantiellen Berechtigung 
akzeptieren.422 
Bei der weiterführenden politischen Implementation sollten die angeführten Forderun-
gen, Risikobewertungen und weitere Aspekte in den Entscheidungsfindungsprozess 
miteinfließen. Bei der parlamentarischen Debatte und Diskussion in anderen Gremien 
sowie in der Öffentlichkeit und den Medien kann der funktionale Dissens als Produkt 
der ethischen Politikberatung somit einen produktiven Beitrag leisten, indem er zu ei-
ner demokratisch legitimierten und qualitativ-sachorientierten Entscheidung beiträgt. 
Bei allen bioethischen Fragestellungen sollten die politischen Akteure die beratenden 
Experten jedoch lediglich als Unterstützung bei der umfassenden Entscheidungsfin-
dung betrachten. Im Zuge der Institutionalisierung des gesellschaftlichen Diskurses 
kann durch den funktionalen Dissens sichergestellt werden, dass die unterschiedlichen 
Interessen und Werte in die öffentliche Entscheidungsfindung einfließen. Idealerweise 




                                                          
422 Vgl. Gill/Dreyer 2007. 
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Um einen idealen Entscheidungsprozess zu gewährleisten, ist es notwendig, dass die 
Entscheider auf möglichst alle relevanten Informationen zugreifen können, sich über 
möglichst alle Wertvorstellungen und Interessen der Gesellschaft bewusst sein und 
die möglichen Folgen der Handlungsalternativen abschätzen können. Diese zu be-
rücksichtigende Informationsmenge und der Anspruch an eine rationale, durch wis-
senschaftliche Expertise ausgewiesene Begründung zählen zu den bedeutendsten 
Faktoren für den Bedarf an wissenschaftlicher Beratung bei komplexen Entschei-
dungsprozessen.423 
Die dazu parallellaufenden Anforderungen an demokratische Legitimität und Qualität 
der ethischen Politikberatung legen allerdings nahe, dass die Politik nicht einfach eine 
im Konsens beschlossene Problemlösungsstrategie von der beratenden Ethikkommis-
sion fordern und damit zur Auslagerung der politischen Debatte und schlussendlich 
der Entscheidung beitragen sollte. Im Gegensatz dazu sollten sie ebenso wie die ge-
samte Öffentlichkeit im Sinne einer produktiven Dissenskultur den funktionalen Dis-
sens als wissenschaftlich aufbereitetes und kritisch reflektiertes Politikberatungser-
gebnis ansehen, das bei der weiteren politischen Implementation substanziell berück-
sichtigt werden sollte.424 
Zusammenfassend sollte der funktionale Dissens als Produkt der ethischen Politikbe-
ratung als Instrument zur Unterstützung der Entscheidungsfindung verstanden wer-
den. Vor dem Hintergrund pluralistischer Wertvorstellungen, unsicherer rechtlicher 
Rahmenbedingungen und der Vielzahl komplexer Informationen sollen Ethikkommis-
sionen zur Information der Öffentlichkeit und Förderung der Diskussion in der Gesell-
schaft beitragen. Durch die Erfüllung der grundlegenden Rahmenbedingungen, der 
prozessbezogenen Diskursbedingungen sowie der implementationsgerichteten Um-
setzungsbedingungen kann eine sachgerechte und umfassende Entscheidungsvorbe-
reitung von bioethischen Konflikten gewährleistet werden. In Öffentlichkeit und Politik 
sollten die wissenschaftlich überprüften Informationen, die kritisch reflektierten Stand-
punkte und Interessen sowie die technikfolgenabschätzenden Alternativen der ethi-
schen Problemstellung unbedingt in die Entscheidung einbezogen werden. Nach der 
Aufbereitung der gesellschaftlichen Debatte durch die ethische Politikberatung sollten 
die wissenschaftlich beleuchteten Positionen und die damit verknüpften Argumente 
                                                          
423 Vgl. Bogner/Torgersen 2005: 7-12; Nowotny 2005: 33-34; Stehr 2001: 12-13. 
424 Vgl. Bogner/Menz/Schumm 2008. 
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Das komplexe und vielschichtige Spannungsfeld von nationalen Ethikkommissionen 
in der ethischen Politikberatung steht im Mittelpunkt der Problemstellung der vorlie-
genden Dissertation. Das von Peter Weingart formulierte „Legitimationsdilemma“425 
beschreibt die gegenüberliegenden Anforderungen an die politikberatende Kommissi-
onsarbeit. Auf der einen Seite gewinnen politische Entscheidungen an Qualität, wenn 
sie durch die Fachkenntnis und den Sachverstand von Experten zustande gekommen 
sind. Mithilfe der neuesten Erkenntnisse aus Wissenschaft und Forschung ist es mög-
lich, rationale Lösungsstrategien auf der Basis von Expertenwissen zu entwickeln. Auf 
der anderen Seite wird die insofern notwendige Beteiligung der Sachverständigen al-
lerdings aus demokratietheoretischer Sicht kritisiert. Die Beanstandung der umfassen-
den Beteiligung von ausgewählten Experten an politischen Entscheidungsprozessen 
reicht von der intransparenten Arbeitsweise über die „Selbstentmachtung des Parla-
mentes“426 bis hin zur „Expertokratie als neue Herrschaftsform“427. 
Im Zentrum dieser Kritikpunkte steht die Befürchtung, dass die beratenden Experten 
zur Auslagerung von politischen Entscheidungen beitragen, die nicht ausreichend de-
mokratisch legimitiert sind. Die Politik mit Kommissionen untergrabe demzufolge die 
Aufgabe des Parlamentes, die Interessen und Wertvorstellungen der pluralistischen 
Gesellschaft im öffentlichen Wettstreit zu aggregieren, um diese anschließend in Form 
von Gesetzen implementieren zu können. Spiegelbildlich zu der unterstellten Über-
macht der Experten befürchten andere Kritiker eine Instrumentalisierung der Expertise 
aufgrund der mangelnden Unabhängigkeit der Gremien. Darin ist der Vorwurf zu er-
kennen, dass die Kommissionen als „Abnickgremien“428 lediglich zur Bestätigung von 
politischen Entscheidungen eingesetzt werden, ohne sich selbst unvoreingenommen 
und tiefgehend mit der zu analysierenden Fragestellung auseinanderzusetzen. Mit die-
sem Vorwurf der mangelnden Auseinandersetzung der Experten mit der gesellschaft-
lichen Problemstellung sind qualitätsbezogene Ansprüche verbunden, die sich auf den 
Entscheidungsfindungsprozess der Gremienarbeit beziehen – sollen doch gerade die 
Fachkenntnisse und Kompetenzen der einberufenen Sachverständigen zur Erhöhung 
                                                          
425 Weingart 2001: 137. 
426 Papier 2003. 
427 ZEIT Online 2011. 
428 Lebensforum 2002: 34; vgl. Taupitz 2003: 816-817. 
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der Anerkennung der an die wissenschaftliche Beratung anknüpfende politische Ent-
scheidung beitragen.429 
Das „Verschränkungsverhältnis“430 von Wissenschaft und Politik und die damit verbun-
denen wechselseitigen Beeinflussungsversuche in Form der Verwissenschaftlichung 
der Politik sowie der Politisierung der Expertise stellt das Problemfeld dar, in der die 
vorliegende Forschungsarbeit einzuordnen ist. Während wissenschaftliche Experten 
versuchen, gesellschaftliche Debatten und politische Entscheidungsprozesse zu be-
einflussen, streben politische Akteure danach, die Wissenschaft zu steuern und zu 
regulieren.431 
In der ethischen Politikberatung durch Ethikkommissionen werden Problemstellungen 
bearbeitet, in denen rechtliche Rahmenbedingungen und Tendenzen in Verbindung 
mit ethischen Fragestellungen von Unsicherheit geprägt sind. Bei kontrovers geführten 
Debatten, die moralische Aspekte tangieren, sollen Ethikexperten zur Bearbeitung 
ethischer Konflikte beitragen. Dabei ist die Ethisierung zahlreicher gesellschaftlicher 
Teilsysteme in der Institutionalisierung von Ethik zu erkennen. Diese bezeichnet die 
Problematisierung von Technologien sowie die Prozessierung und Regulierung von 
Konflikten um Technologien in ethischen Kategorien. Die Ansprüche an die ethischen 
Experten sind allerdings so mannigfaltig wie die Fragestellungen, mit denen sie kon-
frontiert werden. Während einige Akteure eine konsensuale, zielgerichtete sowie im-
plementationsgerichtete und effiziente Problemlösungsstrategie von der Beratungsar-
beit erwarten, fordern andere eine grundlegende und beteiligungsorientierte Analyse 
und Prognose der gesellschaftlichen Uneinigkeit.432 
Vor dem Hintergrund des Spannungsfeldes dieser unterschiedlichen Vorstellungen 
der Expertenrolle in Ethikkommissionen wurde im Kapitel Ethikexpertise in öffentlichen 
Entscheidungsprozessen diskutiert und festgehalten, was unter ethischer Expertise 
und Experten zu verstehen ist. Die Definition konnte auf einer interdisziplinären Grund-
lage erarbeitet werden. Demnach gilt eine Person A gilt als Ethikexperte, wenn sie in 
einem ethischen Forschungsfeld D über mehr Fachwissen – wie Theorien und deren 
Anwendungsbereiche – verfügt als die meisten Menschen. Grundlage dieses Wissens 
ist das wissenschaftliche Studium und langjährige Erfahrungen auf diesem Gebiet. 
                                                          
429 Vgl. Weber-Hassemer 2011: 226-227. 
430 Vgl. Weber-Hassemer 2008: 896. 
431 Vgl. Bogner/Torgersen 2005: 7-12. 
432 Vgl. Weber-Hassemer 2011: 226-227. 
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Darüber hinaus muss sie relevante Kompetenzen und Methoden vorweisen, um für 
eine Referenzgruppe als Experte in einem besonderen Dienstleistungsverhältnis zu 
interagieren. Allerdings ist der Ethikexperte dabei als systematisierender und struktu-
rierender Moderator zu verstehen, weniger als sachverständiger Fachexperte für mo-
ralische Fragestellungen. Das spezifische Alleinstellungsmerkmal vom ethischen Ex-
perten ist neben der Eingrenzung auf den Bereich der Ethik demnach das besondere 
Dienstleistungsverhältnis, in dem er zu einer Referenzgruppe steht. Dieses zeichnet 
sich insbesondere dadurch aus, dass dem Experten nicht überlegenes Wissen und 
exklusive moralische Autorität zugesprochen werden. Er erhält den Expertenstatus 
weniger durch die Bereitstellung von fachspezifischen Informationen und konkreten 
Handlungsempfehlungen für moralische Problemstellungen, sondern vielmehr durch 
die Definition von vielschichtigen Begriffen, der Moderation zwischen mehreren Posi-
tionen sowie der ausdifferenzierten Darlegung von Argumentationsstrukturen. 
Daran anknüpfend wurden Konsens und Dissens in öffentlichen Entscheidungspro-
zessen definiert und deren Relevanz hinsichtlich der Forschungsarbeit geklärt. Im 
Zuge dessen wurde deutlich, dass der Konsens bei biomedizinischen Fragestellungen 
als normatives Ideal zu betrachten ist. Angestrebte Konsensusverfahren mit dem Ziel, 
gesellschaftlich umstrittene, technisch komplexe und moralisch mehrdeutige Problem-
stellungen mit einer im Konsens beschlossenen Lösungsstrategie effektiv und effizient 
zu lösen, enden zumeist mit divergierenden Voten im Dissens. Selbst wenn in Hinblick 
auf eine Problemstellung für die Kernzone des Konsenses Klarheit besteht, sind die 
Randzone und die Konsequenzen im Regelfall strittig.433 Zu den problematischen Kon-
sequenzen aus konsensualen Stellungnahmen ethischer Politikberatung zählen vor 
allem die unzureichende pluralistische Repräsentation divergierender Positionen so-
wie die mangelhafte Grenzziehung zwischen wissenschaftlicher Beratung und politi-
scher Entscheidung. Der Dissens konnte hinsichtlich der Vielzahl der divergierenden 
Positionen, Meinungen und Überzeugungen in einer modernen Gesellschaft als Cha-
rakteristikum des Werte- und Interessenpluralismus bestimmt werden. Darüber hinaus 
konnte er vor dem Hintergrund der Debatte um „Disagreement“434 ebenfalls als Grund-
merkmal von Wissenschaft und Expertise definiert werden. 
                                                          
433 Vgl. Siep 2002: 23-26. 
434 Vgl. Feldman/Warfield 2010.  
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Im Mittelpunkt der Dissertation „Ethikexpertise in öffentlichen Entscheidungsprozes-
sen: Funktionaler Dissens in Ethikkommissionen als Qualitätsmerkmal ethischer Poli-
tikberatung“ steht die These, dass Ethikkommissionen einen Mehrwert für politische 
Entscheidungsfindungsprozesse erbringen können, wenn sie einen funktionalen Dis-
sens produzieren. Demzufolge muss es keinen Konsens als Ergebnis der ethischen 
Politikberatung geben. Vielmehr ergibt sich aus konsensualen Stellungnahmen eine 
Reihe von problematischen Konsequenzen bezüglich qualitäts- und legitimitätsbezo-
gener Kritikpunkte. Im Gegensatz dazu kann durch einen „vernünftigen“435, aufberei-
teten und funktionalen Dissens ein Produkt ethischer Politikberatung geschaffen wer-
den, das den Anspruch und die Kritik an Ethikkommissionen angemessen berücksich-
tigt und dadurch einen konstruktiven Beitrag leisten kann. Um der Aufgabenstellung 
von nationalen Gremien mit umfassenden politischen und gesellschaftlichen Mitgestal-
tungsmöglichkeiten gerecht zu werden, sollten Ethikkommissionen einen funktionalen 
Dissens produzieren. 
Um das Ziel des funktionalen Dissenses zu erreichen, wurden vier grundlegende Rah-
menbedingungen, vier prozessbezogene Diskursbedingungen und vier implementati-
onsgerichtete Umsetzungsbedingungen entwickelt. Bezugnehmend auf die struktu-
relle Kritik an der Berufungsform und der Zusammensetzung sowie auf die Ansprüche 
an eine transparente, öffentliche und beteiligungsorientierte Arbeitsweise sowie auf die 
Anforderungen für die politische Umsetzung der Arbeit von Ethikkommissionen geben 
die Kriterien einen idealen Beratungs- und Entscheidungsfindungsprozess vor. 
Die erste Bedingung R1: Demokratische Legitimation steht für den Anspruch, dass die 
Beratung auf einen eindeutig formulierten Auftrag einer demokratisch legitimierten In-
stanz zurückzuführen sein sollte. Darüber hinaus sollte die Berufung der Kommission 
nicht lediglich auf einem exekutiven Einrichtungserlass fußen, sondern idealerweise 
auf gesetzgeberisches Handeln zurückzuführen sein, an welchem das gesamte Par-
lament als legislative Institution beteiligt wurde. Demzufolge sollten sich die Hand-
lungsgrundlage und der Beratungsprozess des Gremiums in Hinblick auf den Wahlakt 
anhand der Legitimationskette auf das Mehrheitsprinzip und das diesem zugrunde lie-
genden Ideal der politischen Gleichheit zurückführen lassen.436 
                                                          
435 Rawls 1979. 
436 Vgl. Marschall 2007: 145; Dahl 2006: 17-24; Weingart 2001: 137.   
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Die zweite Rahmenbedingung R2: Pluralistische Repräsentativität steht für die Anfor-
derung, dass die Mitglieder einer Ethikkommission nicht nur die Vielfalt der Interessen 
und Werte einer pluralistischen Gesellschaft in der modernen Demokratie repräsentie-
ren, sondern auch die Vertretung von möglichst vielen wissenschaftlichen Disziplinen 
gewährleisten sollten. Insgesamt kann das Kriterium durch eine paritätische und inter-
disziplinäre Zusammensetzung des Gremiums erfüllt werden, wobei stets das ausge-
glichene Verhältnis von notwendiger Sachkompetenz und Beteiligung von Fachgebie-
ten berücksichtigt werden sollte.437 
Die finanzielle und politische Unabhängigkeit der Ethikgremien ist in der dritten Rah-
menbedingung R3: Relative Independenz formuliert. Die Experten sollten ihre Bera-
tungstätigkeit frei von externen Zwängen ausüben können. Weder sollten die Mitglie-
der von politischen Sanktionen betroffen sein können, noch sollte die Funktionsfähig-
keit der Kommission auf die finanzielle Unterstützung von privaten oder politischen 
Interessengruppen angewiesen sein. Idealerweise sollten diese Gremien über einen 
gewissen Spielraum bei der Bearbeitung von Themenfeldern verfügen und außerdem 
eine gesicherte Finanzierung vorweisen können.438 
Die vierte Rahmenbedingung R4: Transparenz soll gewährleisten, dass die Gremien 
der wissenschaftlichen Politikberatung wie Ethikkommissionen sowohl hinsichtlich ih-
rer Zusammensetzung und Struktur als auch hinsichtlich ihrer Arbeitsprozesse offen 
und transparent sind. Der wichtigste Aspekt ist auch hier der möglichst kontinuierliche 
Informationsaustausch mit Politik und Öffentlichkeit.439 
Bei der ersten prozessbezogenen Diskursbedingung D1: Expertise und Diskursfähig-
keit spielen neben dem Fachwissen und der Sachkenntnis vor allem die Kompetenzen 
und Methoden der wissenschaftlichen Berater als systematisierende und strukturie-
rende Moderatoren eine zentrale Rolle. Idealerweise sollten die Kommissionsmitglie-
der das Expertenwissen, die ethische Reflexion und das Verständnis für den morali-
schen Common Sense in der Gesellschaft reflektiert widerspiegeln. Im Rahmen der 
Prozessreflexion sollten die Experten sicherstellen, dass sie den Ansprüchen hinsicht-
lich der formalen und materialen Kompetenzen sowie ihrer Diskursfähigkeit gerecht 
werden.440 
                                                          
437 Vgl. Weber-Hassemer 2011: 231; Schäfer 2006: 187. 
438 Vgl. Rafat 2012: 213-215.   
439 Vgl. Transparency International 2016; Nowotny 2005: 41. 
440 Vgl. Fenner 2010: 36-39; Siep 2008: 188-190. 
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Darüber hinaus sollten sie im Zuge des gesamten Entscheidungsfindungsprozesses 
kontinuierlich überprüfen, ob die Anforderungen der zweiten Diskursbedingung D2: Öf-
fentlichkeit und Partizipation bestmöglich praktiziert werden. Neben der Öffentlichkeit 
der Sitzungen sowie der Verfügbarkeit von Informationen sollten die Meinungsbil-
dungsprozesse in der politischen Öffentlichkeit dialogisch verlaufen und die Partizipa-
tion möglichst vieler Interessen- und Wertegemeinschaften sichergestellt sein. Die Be-
teiligung in Form von Anhörungen der Betroffenen, beteiligungsorientierten Vorträgen 
sowie Reden und anschließenden Diskussionsrunden mit Vertretern der Interessen- 
und Wertegemeinschaften gewährleisten eine umfassende Partizipation.441 
Die dritte Diskursbedingung D3: Sachorientierung und Verantwortung gibt den Mitglie-
dern der Kommissionen vor, dass sie eine sachgerechte und zielorientierte Arbeits-
weise vorweisen sollten, um einen effektiven und effizienten Beratungsprozess zu ga-
rantieren. Im Zuge ihrer selbstreflexiven Koordinierungs- und Kontrollfunktion sollten 
die Experten einen verantwortungsbewussten Umgang mit den zeitlichen, personellen 
und finanziellen Ressourcen gewährleisten.442 
Für die Sicherstellung der vierten prozessbezogenen Bedingung D4: Diskursabbildung 
und -aufbereitung sollte der gesamte Entscheidungsfindungsprozess von der anfäng-
lichen gesellschaftlichen Problemstellung über die Diskussion bis hin zur Stellung-
nahme der Ethikkommission sowohl für die Akzeptanz in der Öffentlichkeit als auch für 
die weiterführende Implementation durch die politischen Entscheidungsträger nach-
vollziehbar abgebildet und wissenschaftlich aufgearbeitet werden. Dafür ist die konti-
nuierliche Bereitstellung einer systematischen, leicht verständlichen sowie mehrspra-
chig verfügbaren und lückenlosen Dokumentation unerlässlich.443 
In Hinblick auf die Umsetzung des funktionalen Dissenses ist die Bedingung U1: Kom-
plexitätsreduktion einzuhalten. Im Rahmen der Begleitung eines gesellschaftlichen 
Entscheidungsfindungsprozesses sollten die Experten für ein systematisches, struktu-
riertes sowie zielgerichtetes und vor allem sachgerechtes Vorgehen sorgen. Dabei 
sollten sie gewährleisten, der Intransparenz wichtiger Informationen, der Dynamik der 
Ereignisse, der hohen Anzahl und dem Grad der Vernetztheit der Variablen sowie der 
Unkenntnis bestimmter Hypothesen entgegenzuwirken.444 
                                                          
441 Vgl. Peters et al. 2008; Bromme et al. 2004: 178-186. 
442 Vgl. Rafat 2012: 161; Schäfer 2006: 187. 
443 Vgl. Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften 2008: 37; Pritzlaff 2006: 44. 
444 Vgl. Dörner 2008: 288-302; Schimank 2005: 120-139. 
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In Hinblick auf die Anschlussfähigkeit des Ergebnisses der wissenschaftlichen Politik-
beratung steht die zweite Umsetzungsbedingung U2: Alternativendarlegung für die 
klare Grenzziehung zwischen Beratung und Entscheidung. Um einen funktionalen Dis-
sens im Sinne des „vernünftigen Pluralismus“445 nach John Rawls zu ermöglichen, 
sollten die Ethikexperten dafür Sorge tragen, dass eine ausdifferenzierte Alternativen-
darlegung hinsichtlich des gesellschaftlichen Problems erreicht wird. Dadurch kann ein 
Entscheidungsraum für die politischen Akteure aufgespannt werden.446 
Schließlich steht die Umsetzungsbedingung U3: Technikfolgenabschätzung für den 
Anspruch an die Ethikgremien, dass sie eine umfassende Analyse und Abwägung ver-
schiedener Handlungsoptionen vornehmen. Die reflektierte Technikfolgenabschät-
zung in Form der Darlegung mehrerer Handlungsalternativen kann sicherstellen, dass 
die wissenschaftliche Expertise zur qualitativen Aufwertung des Entscheidungsprozes-
ses beiträgt, während sie auf der Beratungsebene verbleibt, ohne die Entscheidungs-
ebene zu betreten.447 
Durch die letzte Umsetzungsbedingung U4: Prozessreflexion soll garantiert werden, 
dass die Gremien der wissenschaftlichen Politikberatung ein umfassendes Controlling 
betreiben. Dazu zählt nicht nur die distanzierte Betrachtung des gesamten Entschei-
dungsfindungsprozesses vor dem Hintergrund eines komplexen gesellschaftlichen 
Problems, sondern auch die selbstkritische Reflexion der eigenen Rolle innerhalb des 
Beratungsprozesses. Die Ansprüche an Experten im Generellen sowie an Ethikexper-
ten im Besonderen spiegeln sich in den Rahmen,- Diskurs- und Umsetzungsbedingun-
gen des funktionalen Dissenses. 
Mithilfe des aufgestellten Kriterienkatalogs des funktionalen Dissenses kann die Arbeit 
von Ethikkommissionen nachhaltig verbessert werden. In der Praxis der ethischen Po-
litikberatung kann durch die Bedingungen sichergestellt werden, dass die Experten 
einen produktiven Mehrwert bei politischen Entscheidungsfindungsprozessen erbrin-
gen. Dabei wird durch den aufbereiteten Dissens garantiert, dass sie weder qualitäts- 
noch legitimitätsbezogene Kritikpunkte verletzen, die in der vorliegenden Arbeit disku-
tiert wurden. In Zukunft könnten empirische Untersuchungen durchgeführt werden, 
welche die Anwendbarkeit des funktionalen Dissenses in der Praxis der ethischen Po-
litikberatung untersuchen. 
                                                          
445 Rawls 1979. 
446 Vgl. Bogner/Menz/Schumm 2008: 246-252. 
447 Vgl. Woopen/Mertz 2014: 40-46; Renn 2006: 53-56. 
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Abschließend spielt der Umgang mit dem funktionalen Dissens als Ergebnis der ethi-
schen Politikberatung eine zentrale Rolle. Nachdem eine Ethikkommission durch die 
Einhaltung der Rahmen-, Diskurs- und Umsetzungsbedingungen ihren Beitrag zu ei-
nem öffentlichen Entscheidungsfindungsprozess leisten konnte, ist es die Aufgabe der 
Politik sowie der gesamten Öffentlichkeit, sich mit den wissenschaftlich reflektierten 
Positionen und Argumenten auseinanderzusetzen und diese bei der politischen Imple-
mentation angemessen zu berücksichtigen. Durch die transparent entstandene, tech-
nikfolgenabschätzende und nachvollziehbare Alternativendarlegung können die politi-
schen Entscheidungsträger auf eine Stellungnahme ethischer Politikberatung zurück-
greifen, die in der „Wissensgesellschaft“448 moderner Demokratien garantiert, dass 
komplexe Problemstellungen sachgerecht und unter Berücksichtigung legitimitäts- und 
qualitätsbezogener Ansprüche analysiert wurden. Der funktionale Dissens ist somit 
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